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^ 53.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend polizeiliche Vor¬

schriften für den Verkehr mit Fuhrwerken.
Oldenburg , den 3 . Januar 1902.

Auf Grund des Artikels9 Z. 6 des Gesetzes vom
5. December 1868, betreffend die Organisation des Staats-
minifteriums und einiger demselben untergeordneten Behör¬
den, werden im Höchsten Aufträge für das Herzogthum
Oldenburg folgende Bestimmungen erlassen:
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8- 1.
Der Führer eines Fuhrwerks muß während der Fuhrt

auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen sowie beim
Passiren von Eisenbuhnübergängen stets die Fuhrlcine oder
die Zügel in der Hand halten.

8. 2.

Führer eines Fuhrwerks, welche obiger Vorschrift zu¬
widerhandeln, sowie solche Führer, welche während der
Fahrt auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen sowie
beim Passiren von Eisenbahnübergängen schlafend oder an¬
getrunken betroffen werden, werden mit Geldstrafe bis zu
60 ^ bestraft.

Oldenburg, den 3. Januar 1902.
Staatsministerium,

Departement des Innern.
Millich.

Denge.

54.
Gesetz für das Großherzogthrnn Oldenburg , betreffend Abänderung der

Geschäftsordnung des Landtags.
Oldenburg , den 7. Januar 1902.

2bir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Großherzogthum, was folgt:



Der Z. 2 der Geschäftsordnung des Landtags vom
22 . April 1853 in der Fassung des Gesetzes vom 11 . Ja¬
nuar 1873 , betreffend Abänderung der Geschäftsordnung
des Landtags , wird in folgenden Punkten abgeändert:

1 . Im Absatz 2 fallen die Worte : „ also 1— 9 " fort.
2 . Der Absatz 3 erhält folgenden Wortlaut : „Mit dem

Wahlkreise , dessen Nummer gezogen ist , anfangend,
theilt der Alterspräsident die sämmtlichen Abgeord¬
neten und Wahlkreise in drei Abtheilungen " .

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensunterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 7 . Januar
1902.

(I.. 8 .) Friedrich August.

Millich.

Tenge.

55.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Instruction

. 29 . December 1881
zur Ausführung des Gesetzes vom ig Februar 1897,  betreffend
die Beförderung der Rindviehzucht.

Oldenburg , den 13 . Januar 1902.

Die unter 'm 12 . Mai 1897 erlassene Instruction zur
M - r - l, . , . 29 . December 1881 .Ausführung des Ge etzes vom ,- - - — be-

^ 16 . Februar 1897,
treffend die Beförderung der Rindviehzucht , wird dahin
geändert , daß der erste Satz des ß . 11 derselben folgende
Fassung erhält:

„Die Obmänner und deren Stellvertreter erhalten
für die Reisen , welche sie in ihrem Dienste machen,
Tagegelder von 6 für den ganzen Tag und von
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3 ^ für den halben Tag, denen für jede außer¬
halb ihres Wohnortes Angebrachte Nacht 5 hin¬
zugehen, ans der Landcskasfe."

Oldenburg, den 13. Januar 1902.
Staatsministerium,

Departement des Innern.
Willich.

Tenge.

^ 56.
Bekamiimachmig des Staatsministeriums, betreffend die Verwendung,

von getrockneten Brennnesseln und von Baldrianwurzeln bei Her¬
stellung von Schnupftaback.

Oldenburg, den 13. Januar 1902.

Nach dem Beschlnsfe des Bnndesraths vom 14. No¬
vemberv. I . kann als Ausnahme von dem im Z. 27 des
Gesetzes über die Besteuerung des Tabacks vom 16. Juli
1879 (ReichsgesetzblattS . 245) enthaltenen Verbote der
Verwendung von Tabacksnrrogatcndie Verwendung von
getrockneten Brennnesseln und von Baldrianwurzeln zur
Herstellung von Schnupftaback gestattet werden.

Die dabei zu beobachtenden Kontrolevorschriften wer¬
den den Fabrikanten auf Ersuchen von der Steuerbehörde
mitgetheilt werden.

Durch den gedachten Beschluß ist die Abgabe für diese
Tabacksnrrogate auf 65 ^ für 100 IrZ nach Maßgabe
ihres Gewichts in fabrikationsreifem Zustande und die
jährlich zu verwendende Mindcstmenge für Baldrianwnrzeln
auf 10 IrZ festgesetzt worden.

Oldenburg, den 13. Januar 1902.
Staatsministerium,

Departement der Finanzen.
Nuhstrat.

Stein.
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57.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement der Justiz , be¬

treffend die Zuständigkeit für die Todeserklärung von oldenbur¬
gischen Staatsangehörigen ohne inländischen Wohnsitz.

Oldenburg , den 14. Januar 1902.

Auf Grund des Z. 961 der Zivilprozeßordnung wird
folgendes bestimmt:

Für das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Todes¬

erklärung von oldenburgischen Staatsangehörigen , die einen
Wohnsitz im Deutschen Reiche nicht gehabt haben , ist das

Großherzogliche Amtsgericht Oldenburg zuständig.
Oldenburg , den 14 . Januar 1902.

Staatsministerium,
Departement der Justiz.

Ruhstrat.
Dr . Mutzenbecher.



58.
Bekanntmachung der Ordenscanzlei , betreffend Aenderung der Ordens-

Statuten.
Oldenburg , den 17. Januar 1902.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben nach
Anhörung des Ordens-Capitels folgende Aenderungen der
Statuten des Haus- und Verdienst-Ordens des Herzogs
Peter Friedrich Ludwig zu befehlen geruht:

1. Zu ß. 11: Die Zahl der inländischen Ehren-
Ritterkreuze erster Klasse soll fortan 30 betragen;

2. Zu 8- 16 wird folgender zweiter Absatz hinzu¬
gefügt:

Die im Kriege erworbenen Ordenszeichen brauchen bei
Beförderung ihres Inhabers in eine höhere Classe nicht
zurückgeliefert zu werden.

Oldenburg, den 17. Januar 1902.
Der Vrce-Ordenscauster.

Willich.

59.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend die Bildung eines

Amts - und Amtsgerichts - Bezirks Rüstringen.
Oldenburg , den 18. Januar 1902.

2bir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Herzogthum Oldenburg, was folgt:
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Artikel 1.

Die Gemeinden Bant , Heppens und Neuende werden

aus dem bisherigen Amts - und Amtsgerichts -Bezirke Jever

ausgeschieden und bilden unter der Bezeichnung „Amt und

Amtsgericht Rüstringen " einen besonderen Amts - und Amts¬

gerichts -Bezirk mit dem Sitze der Behörden in ,Bant.

Artikel 2.

Die Gemeinden des Amtsbezirks Rüstringen bilden den

Amtsverband Rüstringen.
Zu den Angelegenheiten dieses Amtsverbandes soll

auch die Anlegung von Wasserleitungen sowie von Kanali¬

sationen gehören . Eine Verpflichtung zur Herstellung der¬

artiger Anlagen tritt für den Amtsverband nur ein , wenn

und soweit sich deren Nvthwendigkeit aus gesundheitlichen

Gründen demnächst ergeben sollte.

Artikel 3.

Die im Artikel 8 des Gesetzes vom 16 . April 1873,

betreffend die Reorganisation der Jeverschen Ersparungs¬

kasse, erwähnte Garantie übernimmt der Amtsverband Jever,

welcher auch die nach Artikel 9 A. 3 daselbst znr Ueber-

weisung kommenden Ueberschüsse erhält.
Der dadurch für den Amtsverband Rüstringen ent¬

stehende Nachtheil ist bei der gemäß Artikel 4 zu bewir¬

kenden Auseinandersetzung nach Billigkeit auszugleichen.

Artikel 4.

Die Auseinandersetzung zwischen den Amtsverbänden

Jever und Rüstringen erfolgt im Verwaltungswege.

Artikel 5.

Das Gesetz vom 21 . Juli 1868 , betreffend die Wahl

der Abgeordneten zum Landtage , wird dahin geändert , daß

im Artikel 5 nach den Worten „Wahlkreis 5 . Die Stadt¬

gemeinde Jever und das Amt Jever " hinzugefügt wird:

„Wahlkreis 5n . Das Amt Rüstringen . "



Artikel 6.

Das Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom
26 . März 1900 , betreffend Abänderung des Gesetzes vom
7. Januar 1879 , betreffend die Einrichtung der Aemter,
wird aufgehoben.

Artikel 7.

Das dem Gesetze vom 3 . April 1894 , betreffend das
Gehalts -Regulativ für den Civildienst , beigefügte Gehalts-
Regulativ wird dahin abgeändert , daß zu Nr . 38 die Zahl 25
durch 26 , zu Nr . 41 die Zahl 15 durch 16 , zu Nr . 96,
98 und 100 die Zahl 12 durch 13 , zu Nr . 101 die
Zahl 6 durch 7 und zu Nr . 154 die Zahl 14 durch 15
ersetzt wird.

Artikel 8.

Dieses Gesetz tritt , soweit es die Bildung eines neuen
Wahlkreises bezweckt, am 1. Juli 1902 in Kraft ; die Zeit
seines Inkrafttretens im klebrigen wird durch Verordnung
bestimmt.

Die näheren Anordnungen zur Ausführung dieses Ge¬
setzes erfolgen im Verwaltungswege.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensunterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 18 . Januar
1902.

(iU. 8 .) Friedrich August.
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M 60. Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 18. Januar

1802, betreffend die Aufhebung des Amtsgerichts Damme.
61. Verordnung vom 4. Februar 1802 , betreffend den Zeit¬

punkt der Aufhebung des Amtsgerichts Damme.

60.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend die Aufhebung des

Amtsgerichts Damme.
Oldenburg , den 18. Januar 1902.

26ir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Herzogthum Oldenburg, was folgt:

8- 1-
Das Amtsgericht Damme wird aufgehoben und sein

Bezirk dem Bezirke des Amtsgerichts Vechta hinzugelegt.

8- 2 .
Der Zeitpunkt der Aufhebung wird durch Verordnung

bestimmt.



8- 3.

Das zur Ausführung dieses Gesetzes weiter Erforder¬
liche erfolgt im Verwaltungswege.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensuuterschrift
und beigedruckten Großherzoglicheu Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 18. Januar
1902.

(O. 8 ) Friedrich August.

Ru hstrat.

I)r. M utzeube cher.

.N. 61.
Verordnung, betreffend den Zeitpunkt der Aufhebung des Amtsge¬

richts Damme.
Oldenburg , den 4. Februar 1902.

Eöir Friedrich August,, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verordnen auf Grund des ß. 2 des Gesetzes für das
Herzogthum Oldenburg vom 18. Jauuar 1902 , betreffend
die Aufhebung des Amtsgerichts Damme, was folgt:

Als Zeitpunkt der Aufhebung des Amtsgerichts Damme
wird der 1. März 1902 bestimmt.



! Ott

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensunterschrift

und beigedruckten Grobherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 4 . Februar
1902.

Im Aufträge des Großherzogs:

Das Staatsministerium.

lU . 80 WiUich . Ruhstrat.

vr . Mutzenbecher.
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62.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend die nichtstaatlichen

Eisenbahnen.
Oldenburg , den 7. Januar 1902.

28ir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. re .,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für

das Herzogthum Oldenburg , was folgt:

I . Eisenbahnen für den öffentlichen Verkehr.

1. Allgemeines.
Artikel 1.

Zum Bau und Betrieb von Eisenbahnen , die für den

öffentlichen Verkehr und für den Betrieb mit Maschinen-



kraft bestimmt sind und nicht vom Staate unternommen

werden , bedarf es der Genehmigung des Staatsministcrinms.

Dasselbe gilt für wesentliche Erweiterungen oder sonstige

wesentliche Aendcrungen des Unternehmens , der Anlage oder
des Betriebes.

Artikel 2.

Zn unterscheiden sind:
1 . Eisenbahnen , welche dem Artikel 4 Ziffer 8 der

Rcichsverfassung unterliegen , und zwar:

a . Hauptbahnen , nämlich Eisenbahnen , die der

Betriebsordnung für die Haupteisenbahnen

Deutschlands unterstellt sind;

d . Nebenbahnen , nämlich Eisenbahnen , die der

Bahnordnung für die Nebeneisenbahnen Deutsch¬

lands unterstellt sind.

2 . Kleinbahnen , nämlich Eisenbahnen , welche wegen

ihrer geringen Bedeutung für den allgemeinen Ber¬

kehr dem Artikel 4 Ziffer 8 der Reichsverfassnng

nicht unterliegen.

Unter welche der vorstehenden Klassen ein Bahn-

nnternchmen falle , entscheidet das Staatsministerinm , soweit

erforderlich , mit Zustimmung des Rcichseiscnbahnamts.

2 . Genehmigung.

Artikel 3.

Z. 1 . Dem Anträge auf Ertheilung der Genehmigung

sind die zur Benrtheilung des Unternehmens in technischer

und finanzieller Hinsicht erforderlichen Unterlagen beizufügen.

Z. 2 . Soweit ein öffentlicher Weg oder ein Deich

oder die Zubehörungen eines öffentlichen Weges oder eines

Deiches für das Unternehmen benutzt werden sollen , kann

dem Unternehmer aufgegeben werden , zunächst die nach Ar¬

tikel 46 der Wegevrdnung oder nach Artikel 230 der Deich¬

ordnung erforderliche Erlaubniß beizubringen.
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Artikel 4.

Die Amtsverbände , Bahnverbände , Gemeinden und
Ortsgenossenschaften , für welche die Eisenbahn Bedentnng
erlangen kann , sind vvr Ertheilung der Genehmigung
zu hören.

Artikel 5.

Die Ertheilung der Genehmigung erfolgt durch Aus¬
händigung einer Urkunde (Concession ) , in der die besonderen
Rechte und Pflichten des Unternehmers geregelt werden.

Die Genehmigung erfvlgt unter dem Vorbehalte der
Ergänzung nnd Abänderung bei Feststellung des Bauplans
(Art . 14 ). Sie ist im Gesetzblatt bekannt zu machen.

Artikel 6.

Die Genehmigung kan » ans bestimmte Zeit beschränkt
werden.

Auch kann dem Staate das Recht Vorbehalten werden,
die Bahn gegen Vergütung des Wertstes (Art . 22 ) zu
erwerben.

Von diesem Rechte darf aber in Ermangelung einer
anderweitigen Vereinbarung nur znm Beginn eines Kalender¬
jahres nnd »ach mindestens ein Jahr vorher erfolgter An¬
kündigung der Erwerbsabsicht Gebrauch gemacht werden.

Artikel 7.

Bei der Genehmigung ist die Feststellung der Beför¬
derungsbedingungen und des Fahrplans , sowie deren Ab¬
änderung der Eisenbahnanfsichtsbehörde vorznbehalten.

Der entsprechende , nach Artikel 46 Z. 3 der Wege-
ordnnng etwa gemachte Vorbehalt kommt in Wegfall.

Artikel 8.

Bei der Genehmigung ist -der Eisenbahnanssichts-
behörde die Befugnis ; vorznbehalten , die im Interesse des

1*
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öffentlichen Verkehrs erforderlichen Ergänzungen oder Ver¬
änderungen der Anlage » und der Betriebsmittel anznordnen.

Artikel 9.

Z. 1. Der Unternehmer ist verpflichtet , an jedem

Punkte der Bahn den Anschluß öffentlicher Bahnen zu

gestatten.

8 2 . Bei der Genehmigung von Bahnen , auf denen
die Beförderung von Gütern stattfinden soll , kann Vor¬

behalten werden , den Unternehmer jederzeit zur Gestattung
der Einführung von Anschlußgleisen für den Privatverkehr
anzuhalten.

tz. 3 . Die mit dem Anschluß verbundenen Kosten

fallen dem Anschlußsucher zur Last ; auch hat er , soweit die
Grundstücke und Anlagen des den Anschluß gestattenden
Unternehmens von ihm mitbenutzt werden , hierfür eine an¬

gemessene Vergütung zu leisten.

In Ermangelung einer gütlichen Vereinbarung wird

das Verhältniß zwischen dem Unternehmer und dem Nnschluß-
sncher durch die Eisenbahnaufsichtsbehörde geregelt ; bei
wesentlicher Veränderung der Umstände kann auf Antrag
eine neue Regelung erfolgen.

Artikel 10.

Für die Ausführung der Bahn und für die Eröff¬
nung des ordnungsmäßigen Betriebes ist eine Frist festzu¬

setzen und für den Fall ihrer Nichteinhaltung die Erlegung
von Geldstrafen , sowie Sicherheitsstelluug hierfür zu fordern.

Desgleichen sind Geldstrafen und Sichcrheitsstellnug
zur Sicherung der Aufrechterhaltung des ordnungsmäßigen
Betriebes während der Dauer der Genehmigung sowie zur

Sicherung der Durchführung der von der Eisenbahn¬
aufsichtsbehörde auf Grund dieses Gesetzes getroffenen An¬

ordnungen vorzuseheu.



Die nach Vorstehendem zu erlegenden Geldstrafen wer¬
den im Verwaltungswege beigetriebein

Artikel 11.

Der nach den Bestimmungen dieses Gesetzes und nach
Artikel 46 Z. 2 der Wegeordnung erforderlichen Sicherheits¬
stellung bedarf es nicht , wenn öffentliche Verbände Träger
des Unternehmens sind.

Im Ucbrigen hat die nach Artikel 46 tz. 2 der Wege¬
ordnung vorgeschriebene Sicherheitsstellnng vor Ertheilung
der Genehmigung zu erfolgen.

Artikel 12.

Die Genehmigungsurkunde , welche für eine Actien-
gescllschaft , eine Kommanditgesellschaft auf Actien oder eine
Gesellschaft mit beschränkter Haftung zur Eintragung in
das Handelsregister (Z. 195 Abs . 2 Ziffer 6 und Z. 320
Abs . 3 des Handelsgesetzbuchs — R .-G .-Bl . 1897 Seite
262 und 298 — sowie 8 - 8 Ziffer 4 des Reichsgesetzes

vom 20 . April 1892
20 . Mai 1898

R .-G .-Bl . Seite
479
848 - ) ausgc-

händigl worden ist , tritt erst in Wirksamkeit , wenn die Ein¬
tragung in das Handelsregister erfolgt ist.

3 . Einzelausführung.

Artikel 13.

Die Genehmigung der Einzelpläue für die Bahnlinie
mit ihren baulichen Anlagen und Einrichtungen , der Zahl
und Lage der Stationen , sowie die Bestimmung über die
Beschaffenheit und Anzahl der Betriebsmittel bleibt , soweit
nicht bereits bei der Genehmigung des Unternehmens (Art . 6)
Bestimmungen darüber getroffen sind , der Eisenbahn-
anfsichtsbehörde Vorbehalten,
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4. Pllmfeststellimg.
Artikel 14.

Die Feststellung des Planes der Anlage erfolgt nach
den Vorschriften des Enteignungsgesetzes und de» nach¬
folgenden Bestimmungen.

Zur Einleitung des Enteignungsverfahrens bedarf es
der im Artikel 2 des genannten Gesetzes vorgesehenen Ver¬
ordnung nicht , soweit die Enteignung für Bahnen des
öffentlichen Verkehrs erforderlich wird , zu denen nach diesem
Gesetze die Genehmigung (Art . 5) ertheilt ist.

Artikel 15.

K. 1 . Dem Unternehmer ist bei der Planfeststelluiig
(Art . 14 ) die Herstellung derjenigen Anlagen aufzuerlegen,
welche zur Sicherung der benachbarten Grundstücke gegen
Gefahren und Nachtheile oder im öffentlichen Interesse er¬
forderlich sind , desgleichen die Unterhaltung dieser Anlagen,
soweit diese Last über den Umfang der bestehenden Ver¬
pflichtungen zur Unterhaltung bereits vorhandener , dem¬
selben Zwecke dienender Anlagen hinausgeht.

K. 2 . Die nach Z. 1 herznstellenden Anlagen sind bei
Einreichung des Planes (Art . 18 des Enteignungsgesctzes)
mit anzugeben . Die Enteignungsbehörde hat die Angaben
mit dem Plane zugleich ausznlegen und davon den bethei¬
ligten Behörden , Gemeinden , Genossenschaften u , s. w . unter
Hinweis auf die nach Artikel 18 Z. 2 des Enteignungs¬
gesetzes bestimmten Fristen Kenntnisz zu geben.

K. 3 . Im weiteren Verfahren sind die Vertreter
öffentlicher Interessen den Eigcnthümern der betroffenen
Grundstücke gleich zu behandeln.

Artikel 16.

Ist für die Herstellung der Bahn die Entziehung oder
Beschränkung von Grnndeigcnthum nicht erforderlich , so hat
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die Feststellung des Bauplans nach Artikel 18 — 21 des

Euteiguuugsgesetzes und nach den Vorschriften dieses Ge¬

setzes mit Rücksicht auf die nach Artikel 15 herzustellenden

Anlagen zu erfolgen.

5 . Betriebseröffnung.

Artikel 17.

§ . 1. Zur Eröffnung des Betriebes bedarf cs der

Erlaubniß der Eisenbahnaufsichtsbehörde.

tz. 2 . Der Unternehmer hat die für den Betrieb er¬

forderlichen Dienstanweisungen der Eisenbahnaufsichts¬
behörde mindestens einen Monat vor der beabsichtigten Be¬

triebseröffnung zur Genehmigung vorzulcgen.

Z. 3 . Der Betriebseröffnung hat der Erlaß der im

8- 2 genannten Dienstanweisungen und die technische Prü¬

fung der baulichen Anlagen und der Betriebsmittel voran¬

zugehen . Desgleichen ist die technische Befähigung und

Zuverlässigkeit der im äußeren Betriebsdienste auzustellenden

Bediensteten vorher nachzuweisen.

6 . Aufstchtsführung und Erneuerungsfonds.

Artikel 18.

§ . 1. Eisenbahnaufsichtsbehörde ist dasjenige Depar¬

tement des Staatsministeriums , welchem auf Grund des

Artikels 8 des Gesetzes vom 5 . December 1868 , betreffend

die Organisation des Staatsministeriums u . s. w ., die

Eisenbahnangelegenheiten zugewiesen sind.

Z. 2 . Der Eisenbahnaufsichtsbehörde steht die Ueber-

wachung des Baues , der Unterhaltung und des Betriebes
der Eisenbahnen (Art . 1) zu.

8 - 3 . Bei Wahrnehmung dieser Obliegenheiten kann

die Eisenbahnaufsichtsbehörde der Eisenbahndirection und

anderen Behörden einzelne Befugnisse übertragen.



178

Artikel 19.

Der Unternehmer hat nach näherer Bestimmung der
Eisenbahnaufsichtsbehörde einen Erneuernngsfonds zu bilden.

7. Erlöschen der Genehmigung.

Artikel 20.

Unterläßt der Unternehmer trotz wiederholter Erkennung
von Geldstrafen (Art . 10 ) die Ausführung der Bahn , die
Eröffnung oder die Wiederaufnahme des ordnungsmäßigen
Betriebes , so kann die Genehmigung (Art . 5) durch Beschluß
der Eisenbahnaufsichtsbehörde für verwirkt erklärt werden.

Diesem Beschlüsse hat die Stellung einer angemessenen
letzten Frist , unter gleichzeitigem Hinweis auf die vorstehend
genannte Folge der Versäumung voranzugehen.

Ebenso kann die Genehmigung für verwirkt erklärt
werden , falls der Unternehmer in Konkurs geräth oder ^
trotz wiederholter Warnung gegen die wesentlichen Be¬
dingungen der Genehmigung oder gegen die ihm gesetzlich
obliegenden Verpflichtungen in wesentlicher Beziehung ver¬
stoßen hat.

Artikel 21.

Z. 1 . Beim Erlöschen (Art . 6 Abs . 1 und Art . 20)
der Genehmigung werden die nach den Artikeln 10 und 11
bestellten Sicherheiten herausgegeben , soweit sie für die
Zwecke , denen sie dienen , nicht in Anspruch zu nehmen sind.

Z. 2 . Innerhalb Jahresfrist nach Erlöschen der Ge¬
nehmigung können zur Fortführung des Unternehmens die
gesammten Bahnanlagen entweder für den Staat erworben
oder vom Staatsministerium unter Ertheilung der Ge¬
nehmigung (Art . 5) einem Dritten übertragen werden . Vor
Ablauf dieser Frist kann die Wiederherstellung des früheren
Zustandes der öffentlichen Wege nur mit Genehmigung des
Staatsministeriums verlangt werden.



8- 3 . In dcn Füllen des 8 . 2 hat der Erwerber dein
früheren Unternehmer denjenigen Werth zn erstatten , wel¬
chen die Bahnanlagen nach Wegfall der Genehmigung (Art . 5)
noch haben würden.

Hinsichtlich der Benutzung der öffentlichen Wege über¬
nimmt der Erwerber die Rechte und Pflichten des früheren
Unternehmers.

Artikel 22.

8- 1. Wenn der Staat von dem ihm nach Artikel 6
Absatz 2 etwa vorbehaltenen Erwerbsrecht Gebrauch macht,
so wird die Entschädigung des Unternehmers nach folgenden
Grundsätzen festgestellt.

8 - 2 . Der Unternehmer kann binnen drei Monaten
nach der Ankündigung der Erwerbsabsicht Entschädigung
nach dem zeitigen Anlagewerthe , d . h . nach den für die
Herstellung und Ergänzung der Anlage aufgewendeten
Kosten unter Berücksichtigung des Abganges und der Ab¬
nutzung verlangen . Wenn die Bahn in dcn ersten fünfzehn
Jahren des Betriebes erworben wird , so ist zu dem zeitigen
Anlagewerthe ein Zuschlag zu machen . Dieser Zuschlag
beträgt in den ersten sechs Jahren zwanzig vom Hundert
und verringert sich mit jedem folgenden Jahre um zwei
vom Hundert.

8 - 3 . Wenn der Unternehmer den nach 8- 2 zuge-
laffenen Antrag nicht stellt , so bemißt sich die Entschädi¬
gung nach dem Ertragswerth des Unternehmens in folgender
Weise.

Bei unbeschränkter Dauer der Genehmigung ist der
nach den Ergebnissen der letzten fünf Jahre zu ermittelnde
durchschnittliche Jahresreinertrag im fünfundzwanzigfachen
Betrage zu erstatten.

Bei beschränkter Dauer der Genehmigung ist ein Be¬
trag zu vergüten , der aus



s, . sämmtlichen noch ansstchendcn Jahreöreinerträgen

nach ihrem gegenwärtigen Wcrthe,

U. dem bei Erlöschen der Genehmigung aus den Bahn¬

anlagen erzielbaren Erlöse (Art . 21 Z. 3 ) nach

seinem gegenwärtigen Werthe

sich zusammensetzt . Auch hier ist der Jahresrcinertrag nach

dem Durchschnittsergebniß der letzten fünf Jahre zu er¬

mitteln . Der gegenwärtige Werth ist durch Abzug von
Zinscszinsen zu vier vom Hundert festznstellen.

ß . 4 . Ob und wieweit im Falle der Erwerbung des

Unternehmens durch den Staat oder in den anderen Fällen

des Artikels 21 verlorene Zuschüsse auf den Erwerbspreis

in Anrechnung zu bringen seien , richtet sich nach den Be¬

stimmungen , welche bei deren Gewährung oder bei der
Genehmigung (Art . 5 ) getroffen sind.

Artikel 23.

Z. 1 . Im Falle der Entschädigung nach Artikel 21

Z. 3 und nach Artikel 22 Z. 2 bilden den Gegenstand des
Erwerbes alle dem Unternehmen unmittelbar oder mittelbar

gewidmeten Sachen und Rechte des früheren Unternehmers,

die Forderungen und Schulden jedoch nur insoweit , als sic

nach beiderseitigem Einverständnisse auf den neuen Unter¬

nehmer übergehen sollen . In die mit den Beamten und

Arbeitern bestehenden Vertrüge tritt der Uebernehmer ein,

ebenso in solche Verträge , welche zur Beschaffung des für

das Unternehmen erforderlichen Materials abgeschlossen sind.

Z. 2 . Mangels einer Verständigung wird in den

Fällen der Artikel 21 und 22 die Entschädigung des frü¬

heren Unternehmers unter Ausschluß des Rechtsweges durch

ein aus drei Mitgliedern bestehendes Schiedsgericht bestimmt,

von denen die Parteien je eins und der Präsident des

obersten Landesgerichts das dritte zu ernennen haben . Auf

dieses Schiedsgericht sind Die Bestimmungen der Civil-



proceßordnung über das schiedsrichterliche Verfahre » ent¬

sprechend anzuwenden.

Die Ucbergabe der Bahnanlagen erfolgt nach näherer

Bestimmung der Eisenbahnaufsichtsbchörde.

8 . Kleinbahnen.

Artikel 24.

Die Verpflichtungen , welchen der Unternehmer van

Kleinbahnen im Interesse der Landcsvertheidignng und der

Reichspastverwaltung zu genügen hat , sind bei der Geneh¬

migung (Art . 5) festzustellen.

Artikel 25.

Für Kleinbahnen werden die erforderlichen Betriebs¬
vorschriften vom Staatsministerium erlassen.

Artikel 26.

Für Kleinbahnen sind »ach näherer Bestimmung der

Eisenbahnaufsichtsbchörde der Fahrplan und die Beförderungs¬

bedingungen , sowie deren Aenderungeu vor ihrer Einführung

zu veröffentlichen.

Die veröffentlichten Beförderungsbedingungen haben

gleichmäßig für alle Personen oder Güter Anwendung
zu finden.

Begünstigungen gegenüber den veröffentlichten Be¬

förderungsbedingungen sind unzulässig.

II . Privatanfchlußbahnen.
Artikel 27.

Eisenbahnen , welche nicht dem öffentlichen Verkehre

dienen , aber mit Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs

derart in unmittelbarer Gleisverbindung stehen , daß ein

Uebergang der Betriebsmittel stattfinden kann , bedürfen,



wenn sic zum Maschinenbetrieb eingerichtet werden und
nicht vom Staate betrieben werden sollen, zur Herstellung
und zum Betriebe der Genehmigung der Eisenbahnaufsichts¬
behörde.

Zur Sicherung der Erfüllung der Genehmigungs-
bcdiugungen und der Vorschriften dieses Gesetzes kann die
Erlegung öon Geldstrafen, sowie Sicherheitsstellnng hierfür
vorgesehen werden.

Artikel 28.

Die der Genehmigung vorausgchende Prüfung der
Eisenbahuaufsichtsbehörde beschränkt sich:

1. auf die betriebssichere Beschaffenheit der Bahn und
der Betriebsmittel,

2. auf die technische Befähigung und Zuverlässigkeit
der in dem äußeren Betriebsdienste anzustellcnden
Bediensteten,

3. auf den Schutz gegen schädliche Einwirkungen der
Anlage und des Betriebes.

Artikel 29.

Die Bestimmungen der Artikel 10 Absatz3, 17 und 18
finden auf diese Bahnen entsprechende Anwendung.

Artikel 30.

Die Genehmigung kann durch Beschluß der Eisenbahu¬
aufsichtsbehörde für verwirkt erklärt werden, wenn gegen
die darin festgesetzten Bedingungen trotz wiederholter War¬
nung in wesentlicher Beziehung verstoßen ist.

Hl . Bahnverbände.
Artikel 31.

Zum Bau und zum Betriebe von Eisenbahnen können
sich Amtsverbände, Gemeinden und Ortsgenossenschaften,



letztere jedoch nur , falls das Ortsstatnt cs zuläßt , durch
Vereinbarung eines Bahuverbandsstatuts zu einem Bahn-
verbaude vereinigen.

Die Beschlußfassung der einzelnen Kommunalverbände

erfolgt nach den Bestimmungen über die Errichtung von

Gcmeindestatuteu und bedarf der Genehmigung des Staats-
ministerinms.

Artikel 32.

Die Bahnverbände bilden kommunale Verbünde zur

Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten mit den Rechten

juristischer Personen.

Sie werden durch einen BahnauSschnß vertreten und

durch einen Bahnvorstand verwaltet.

Die näheren Bestimmungen hierüber hat das Bahn¬

verbandsstatut zu treffen.

Artikel 33.

Das Statut muß enthalten:
1. die Bezeichnung derjenigen Kommunalverbände , welche

den Bahnverband bilden,

2 . den Namen des Bahnverbandes und die Angabe des

Orts , wo seine Verwaltung geführt wird,

3 . die Bezeichnung des Unternehmens , welches de»

Zweck des Verbandes bildet,

4 . Bestimmungen über die Wahl oder die anderweitige
Bestellung des Bahnvorstandes und Bahnausschusses,
sowie über die Vertretung des Verbandes nach
Außen,

5 . den Maßstab für die Vertheilung der Beiträge zu

den gemeinsamen Ausgaben und der etwaigen Ueber-



schüsse aus dem Verbandsunternehmen auf die Ver¬
bandsmitglieder,

6 . Bestimmungen über die Art und Weise , in welcher
über die gemeinsamen Angelegenheiten des Verbandes
Beschluß gefaßt wird,

7. Bestimmungen über die Abänderung des Statuts.

Artikel 34.

Die Auflösung eines Bahnverbandes kann nur durch
eine Mehrheit von zwei Drittheilen des Bahnansschnsses
gültig beschlossen werden . Der Beschluß muß unter Be¬
obachtung der Bestimmungen des Artikels 27 der revi-
dirten Gemeindeordnuug in zweiter Lesung wiederholt
werden und bedarf der Genehmigung des Staatsmini¬
steriums . Dieses hat die Genehmigung nur dann zn er-
theilen , wenn es sich nach öffentlicher Ladung aller , welche
etwa Ansprüche an den Bahnverband machen , überzeugt
hat , daß der Bahnverband allen seinen Verbindlichkeiten
nachgekommen ist oder für deren Erfüllung Sicherheit ge¬
leistet hat.

Nach Auflösung des Bahnverbandcs haften , soweit im
Statut nichts anderes bestimmt ist , die bisherigen Mit¬
glieder für die Verbindlichkeiten des Bahnverbandes nach
demselben Verhältnisse , nach welchem sie zu den gemein¬
samen Ausgaben beizutragen hatten.

Artikel 35.

Auf die Bahnverbände finden die Artikel 7 Z. 4,
38 K. 2 und 59 der revidirtcn Gemeindevrdnung entspre¬
chende Anwendung.

Die Aufsicht des Staates über die Verwaltung der
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Bahnverbände wird unter entsprechender Anwendung der
Artikel 94 M. 2 und 3, 98 und 99 der revidirteu
Gcmeindeordnnng durch das Staatsministerium, Departe¬
ment des Innern , und in zweiter Instanz durch das
Staatsministerium als Gcsammtministerium geführt.

Artikel 36.

Die Bahnvcrbände genießen die Stempel- und Ge¬
bührenfreiheit der Gemeinden.

IV . Schlrrsibestimriiungen.

Artikel 37.

Ans die zum Betrieb mit Mnschinenkraft bestimmten
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs, welche bereits vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes genehmigt sind, finden die
Artikel 1 Absatz 2, 2, 9 88- 1 »nd 3, 18. 25 und 26
dieses Gesetzes entsprechende Anwendung. Desgleichen gelten
die Vorschriften des Artikels 18 des gegenwärtigen Gesetzes
auch für früher angelegte, zum Maschinenbetrieb eingerichtete
Privatanschlnßbahncn.

Die Unternehmer sind jedoch berechtigt, sich durch eine
der Eisenbahnaufsichtsbehörde gegenüber abzngebende Er¬
klärung den sämmtlichen Bestimmungen dieses Gesetzes zu
unterwerfen.

Die Genehmigung von wesentlichen Erweiterungen
oder sonstigen wesentlichen Aenderungen des Unternehmens,
der Anlage oder des Betriebes kann von der Unterwerfung
des Unternehmens unter sämmtliche Bestimmungen dieses
Gesetzes abhängig gemacht werden.

Der Zeitpunkt der Unterstellung von Bahnen des
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öffentlichen Verkehrs unter dieses Gesetz ist im Gesetzblatt
bekannt zu machen. Wohlerworbene Rechte Dritter werden
durch die Unterwerfung nicht berührt.

Artikel 38.

Die näheren Vorschriften zur Ausführung dieses Ge¬
setzes werden im Verwaltungswege erlassen.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 7. Ja¬
nuar 1902.

(U. 8.) Friedrich August.

Ruhstrat.

Stein.
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Äleinbahnordnungfür das Herzogthum Oldenburg.

Oldenburg, den 25. Januar 1902.

Im Höchsten Aufträge erläßt das Staatsnünisterium
auf Grund des Artikels 25 des Gesetzes vom 7. Januar
1902, betreffend die nichtstaatlichen Eisenbahnen, und auf
Grund des Artikels 9 Z. 6 des Gesetzes vom 5. Dezember
1868, betreffend die Organisation des Staatsministeriums
u. s. w., für das Herzogthum Oldenburg die nachfolgende

Kleinbahnordnung.

I. Zustand der Bahn.

Gleise.

8- i.
Die Spurweite im Lichten zwischen den Schienen¬

köpfen soll in geraden Gleisen für Vollspurbahnen 1,435 in,
für Schmalspurbahnen entweder 1,00 ua oder 0,75 ra oder
0,60 ua betragen. Die als zulässig zu erachtenden Ab¬
weichungen in Folge des Betriebes werden mit Rücksicht
auf die Breite der Radreifen von der Eisenbahnaufsichts¬
behörde so bestimmt, daß der Kopf der Schiene auch bei
äußerster seitlicher Verschiebung der betreffenden Wageuachsc
gegen die andere Schiene durch den Radreifen noch in
ganzer Breite gedeckt wird.

2
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Längsneigung.
8- 2.

Die Längsneigung der Bahn soll das Verhältniß von
4()0/oo (1 : 25) in der Regel nicht überschreiten. Für
stärkere Neigungen wird die Eisenbahnanfsichtsbehördc er¬
gänzende Bestimmungen erlassen.

Krümmungen.
8- 3.

1. Der Halbmesser der Krümmungen auf freier Strecke
soll in der Regel bei Vollspurbahnen nicht kleiner als 100 in
sein, bei Schmalspurbahnen

mit 1,00 in Spurweite nicht kleiner als 50 ra,
„ 0,75 rn „ „ „ „ 40 rn.
„ 0,60 in „ „ „ „ 30 in.

2. Kleinere Halbmesser sind mit Genehmigung der
Eisenbahnaufsichtsbehörde zulässig, sofern Maschinen und
Wagen derartig gebaut sind, daß sie Krümmungen mit den
zugelassenen Halbmessern anstandslos durchfahren können.

Ueberhöhungen und Spu rerweitcrnngen
in Krümmungen.

8- 4.
1. In Krümmungen ist die äußere Schiene, entsprechend

der mittleren Geschwindigkeit, mit welcher die Strecke be¬
fahren werden soll, zu überhöhen.

2. Die Spurerweiternug darf in Krümmungen
bei Vollspurbahnen: das Maß von 35 mm

und, sofern die Betriebsmittel nicht besonders für größere
Spnrerweiterungen eingerichtet sind,

bei Schmalspurbahnen:
mit 1,00 m Spurweite das Maß von 25 mm,

„ 0,75 m „ „ „ „ 20 mm,
„ 0,60 m „ „ „ ,,18 mm

nicht überschreiten.
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Fahrbarer Zustand der Bahn.
8 - 5.

1 . Die Bahn ist fortwährend in einem solchen bau¬
lichen Zustande zu halten , daß jede Strecke , soweit sie sich
nicht in Ausbesserung befindet , ohne Gefahr mit der für sie
festgesetzten größten Geschwindigkeit (§ . 24 ) befahren werden
kann.

2 . Bahnstrecken , auf welchen zeitweise die für sie zu¬
lässige Fahrgeschwindigkeit ermäßigt werden muß , sind durch
Signale zu kennzeichnen und unfahrbare Strecken , auch
wenn kein Zug erwartet wird , durch Signale abzuschließen.

Umgrenzung des lichten Raumes und der
Betriebsmittel.

8- 6.
1. Für Vollspurbahnen ist die Umgrenzung des lichten

Raumes in Uebereinstimmung mit den Vorschriften der
Bahnordnung für die Nebeueisenbahnen Deutschlands nach
den auf der Anlage dargestellten Umrißlinien einzuhalten . >

2 . Für solche Schmalspurbahnen , auf welchen Güter¬
wagen der Vollspurbahnen mittels besonderer Fahrzeuge
(Rollschemel ) befördert werden sollen , ist die durch Ziffer 1
vorgeschriebene Umgrenzung des lichten Raumes in den
Höhen - und Breiten -Abmessungen von der Unterkante der
Radlaufkreise des auf dem Rollschemel stehenden Vollspur-
bahuwageus ab einzuhalteu . Hierbei ist , je nach der Höhe
und Breite der zu befördernden Wagen und der Art ihrer
Beladung , eine Einschränkung der gesummten Höhe und
Breite des lichten Raumes mit Genehmigung der Eisenbahn¬
aufsichtsbehörde zulässig.

3 . Für Schmalspurbahnen , auf welche Fahrzeuge der
Vollspurbahnen nicht übergeführt werden sollen , ist die Um¬
grenzung des lichten Raumes von Fall zu Fall zu bemessen.
Die auf der Anlage L . dargestellten Abmessungen gelten als,
Mindestmaße.



4 . Bei Anordnung der Umgrenzungen ist in Krüm¬

mungen auf die Spurerweiternng der Gleise sowie ans die
Ueberhöhung der äußeren Schiene Rücksicht zu nehmen.
Insbesondere muß in gekrümmten Gleisen mit Spürer-

Weiterung der Abstand der innerhalb des Gleises hervor-
trcteuden unbeweglichen Gegenstände von der Innenkante
des Schienenkopfes uni das Maß der Spnrerweiterung
größer sein als die für gerade Strecken vorgeschriebenen
Maße.

5 . Bei Bahnen , welche nur dem Güterverkehr dienen

sollen sowie an Ladegleisen der Stationen kann eine Ein¬
schränkung des lichten Raumes von der Eisenbahnaufsichts¬
behörde zugelassen werden.

6 . Bei Vvllspurigen Gleisen müssen die bis zu 50 min
über Schienenoberkante hervortretendcn unbeweglichen Gegen¬
stände außerhalb des Gleises mindestens 150 raru von der
Innenkante des Schienenkopfcs entfernt bleiben ; bei fester

Verbindung der erhöhten Theile mit der Fahrschiene darf
dies Maß ans 135 nun eingeschränkt werden . Innerhalb

des Gleises muß der Abstand der elfteren von der

Innenkante des Schienenkopfes mindestens 67 urm betragen,

jedoch , kann dieser Abstand bei Zwangsschienen nach dem
mittleren Theile hin allmählich bis auf . 41 moa und können
bei Gleisanlagen in Straßen die Maße der Spnrrinne

äußersten Falles auf 45 rain Breite und 35 nun Tiefe

eingeschränkt werden.
7 . Die Umrißlinien der Betriebsmittel und die Lade¬

maße werden von der Eisenbahnaufsichtsbchörde für jede

Bahn besonders so bestimmt , daß zwischen ihnen und der
Umgrenzung des lichten Raumes ein angemessener Abstand
bleibt.

Einfriedigungen der Bahn.
8-' 7- . , >

Einfriedigungen der Bahn sowie Sichcrheitsvorricht-

ungeu an Wegeübcrgüngen und Wegen brauchen nur . her-



gestellt zu werden, wenn und wo dies durch besondere ört¬
liche Verhältnisse bedingt erscheint.

Abteilungszeichen , Neigungszeiger,
Merkzeichen.

8- 8.

1. Die Bnhn mnß mit Abteilungszeichen versehen
sein, welche Entfernungen von ganzen Kilometern ungeben.

2. Bei mehr als 500 rw laugen Neigungen von mehr
als lOO/oo(1 : 100) sind an den Gefällwechseln Neigungs-
zcigcr anzubringen.

3. Ob und wo vor Strecken, die aus besonderen
Gründen stets mit besonderer Vorsicht befahren werden
müssen, und ob und wo vor gefährdeten Stellen , vor
welchen regelmäßig ein Anhalten der Züge erfolgen soll,
Merkzeichen anzubringen sind, welche dem Maschinenführer
die Annäherung an eine derartige Strecke oder Stelle der
Bahn anzeigcn, wird von der Eisenbahnaufsichtsbehörde be¬
sonders bestimmt.

4. Zwischen znsammcnlaufenden Scbienenfträngen mnß
ein Merkzeichen angebracht sein, welches die Stelle angiebt,
über die hinaus auf dem einen Gleise Fahrzeuge mit keinem
ihrer Theile vorgeschoben werden dürfen, ohne daß der
Durchgang von Fahrzeugen auf dem andern Gleise ge¬
hindert wird.

H. Zustand , Unterhaltung und Untersuchung
der Betriebsmittel.

Zustand der Betriebsmittel.
8- 9.

1. Die Betriebsmittel müssen fortwährend in einem
solchen Zustande gehalten werden, daß die Fahrten mit der
größten zulässigen Geschwindigkeit(ß. 24) ohne Gefahr statt¬
finden könnend



2 . Das Ladegewicht der Wage », in Kilogramm ausgc-
drückt , soll durch 500 thcilbar sein.

3 . Für Schmalspurbahnen sollen die Betriebsmittel
zentrale Buffer erhalten und derartig gebaut sein , daß sic
Krümmungen der zulässig kleinste » Halbmesser anstandslos
durchfahren können.

Einrichtung der Maschinen.
8- 10.

1 . Für jede Maschine ist nach ihrer Bauart eine
Fahrgeschwindigkeit Vvrznschreiben , welche in Rücksicht auf
die Sicherheit niemals überschritten werden darf . Diese
Geschwindigkeit muß an der Maschine angczeichnct sein.

2 . An jedem Dampfkessel muß sich eine Einrichtung
zum Anschlüsse eines Prüfnngsmanometcrs befinden , durch
welches die Belastung der Sicherheitsventile und die Richtig¬
keit der Federwaagen und Manometer geprüft werden kann.

3 . Jede Lokomotive muß versehen sein:
a . mit mindestens zwei zuverlässigen Vorrichtungen zur

Speisung des Kessels , welche unabhängig von ein¬
ander in Betrieb gesetzt werde » können , und von
denen jede für sich während der Fahrt im Stande
sein muß , das zur Speisung erforderliche Wasser zu¬
zuführen . Eine dieser Vorrichtungen muß geeignet
sein , beim Stillstände der Lokomotive dem Kessel
Wasser zuzuführen;

d . mit mindestens zwei von einander unabhängigen
Vorrichtungen zur zuverlässigen Erkennung der
Wasserstandshöhe im Innern des Kessels . Bei einer
dieser Vorrichtungen muß die Höhe des Wasser¬
standes vom Stande des Führers ohne besondere
Proben fortwährend erkennbar und eine in die
Augen stallende Marke des niedrigsten zulässigen
Wasserstandes angebracht sein;

c . mit wenigstens zwei Sicherheitsventilen , von welchen



das eine so eingerichtet sein soll , daß die Belastnng
desselben nicht über das bestimmte Maß gesteigert
werden kann . Die Sicherheitsventile sind so ein-

znrichten , daß sie vom gespamuen Dampfe nicht

weggeschleudert werden können , wenn eine unbeab¬
sichtigte Entlastung derselben eintritt . Die Ein¬

richtung der Sicherheitsventile muß denselben eine
senkrechte Bewegung von 3 inrn gestatten;

ä . mit einer Vorrichtung (Manometer ) , welche den

Druck des Dampfes zuverlässig und ohne Anstellung

besonderer Proben fortwährend erkennen läßt . Auf
den Zifferblättern der Manometer muß der höchste

zulässige Dampfüberdruck durch eine in die Augen

fallende Marke bezeichnet sein;
s . mit einer Dampfpfeife und mit einer Läutcvor-

richtung.

Abnahmeprüfung und wiederkehrcnde Unter¬
suchungen der Dampf - Lokomotiven.

8- 11.
1 . Neue oder mit neuen Kesseln versehene Lokomotiven

dürfen erst in Betrieb gesetzt werden , nachdem sie einer

technisch polizeilichen Abnahmeprüfung unterworfen und als

sicher befunden sind . Der hierbei als zulässig erkannte

höchste Dampfüberdruck sowie der Name des Fabrikanten

der Lokomotive und des Kessels , die laufende Fabrik¬

nummer und das Jahr der Anfertigung müssen in leicht

erkennbarer und dauerhafter Weise an der Lokomotive be¬

zeichnet sein.

2 . Nach jeder umfangreicheren Ausbesserung des

Kessels , im klebrigen in Zeitabschnitten von höchstens drei

Jahren , sind die Lokomotiven in allen Theilen einer gründ¬

lichen Untersuchung zu unterwerfen , mit welcher eine Kessel¬
druckprobe zu verbinden ist . Diese Zeitabschnitte sind vom

Tage der Inbetriebsetzung nach beendeter Untersuchung bis zum
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Tage der Außerbetriebsetzung zuiu Zweck der nächsten Unter¬
suchung zu bemessen.

3 . Bei den Druckproben ist der Kessel vom Mantel
zu entblößen , mit Wasser zu füllen und mittels einer
Druckpumpe zu prüfen . Der Probedruck soll den höchsten
zulässigen Dampfüberdruck um fünf Atmosphären übersteigen.

4 . Kessel , welche bei dieser Probe ihre Form bleibend
ändern , dürfen in diesem Zustande nicht wieder in Dienst
genommen werden.

5 . Bei jeder Kessclprobc ist gleichzeitig die Richtigkeit
der Manometer und Vcntilbclastungen der Lokomotiven
zu Prüfen.

6 . Der angewendete Probedruck ist mittels eines
Prüfungsmanometers zu messen , welches in angemessenen
Zeitabschnitten auf seine Richtigkeit untersucht werden muß.

7 . Längstens acht Jahre nach Inbetriebsetzung eines
Lokomotivkessels muß eine innere Untersuchung desselben
vorgenommen werden , bei welcher die Siederohre zu ent¬
fernen sind . Nach spätestens je .6 Jahren ist diese Unter¬
suchung zu wiederholen.

8 . Ueber die Ergebnisse der Kesscldrnckprobcn und der
sonstigen mit den Lokomotiven vorgenommenen Untersuchungen
ist Buch zu führen.

9 . Die Abnahmeprüfung und die wiedcrkchrenden
Untersuchungen werden von der Eisenbahnaufsichtsbehördc
bewirkt.

Bahnränmcr , Aschkasten , Funkensäuger.

8- 12 .
1 . Au der Stirnseite der Maschinen sowohl wie an

der Rückseite müssen Bahnräumcr angebracht sein.
2 . Dampflokomotiven müssen mit einem verschließbaren

Aschkasten und mit Vorrichtungen versehen sein , welche den
Auswurf glühender Kohlen aus dem Aschkasten und dem
Schornstein zu verhüten bestimmt sind.



8- 13.

Die Maschinen müssen ohne Rücksicht ans etwa vor¬
handene andcrweite Bremsvorrichtungen mit einer Hand¬
bremse versehen sein , die jederzeit leicht und schnell in
Thätigkcit gesetzt werden kann . ,

Federn , Zug - und Stoßvorrichtungen.

8. 14.

Sämmtliche Wagen , mit Ausnahme der nur in Arbeits-
zügen sowie der im reinen Güterverkehr mit nicht mehr als
20 Irin Fahrgeschwindigkeit laufenden , müssen mit Trag¬
federn sowie an beiden Stirnseiten mit federnden Zug - und
Stoßvorrichtungen versehen sein.

Spurkränze.

8- 15.

Sämmtliche Räder müssen Spurkränze haben , mit
Ausnahme der Näder an den Mittelachsen der dreiachsigen
Maschinen und Wagen.

Stärke der Radreifen.

8- 16.

1. Auf Vollspurbahnen muß bei den Maschinen die
Stärke der Radreifen mindestens 20 nana betragen , bei
Wagen können die Radreifen bis auf 16 nana abgenutzt
werden . Die Stärke der Reifen ist in der senkrechten
Ebene des Laufkreises zu messen , welche 750 iura von der
Mitte der Achse entfernt anzunehmen ist . Bei Rädern,
deren Reifen durch eine Befestigungsnuth unter der der
Abnutzung unterworfenen Fläche geschwächt find , müssen
noch an der schwächsten Stelle die bezeichueten Maße inne¬
gehalten werden.

2 . Auf Schmalspurbahnen muß die Stärke der Rad-



reife» der Maschine» mindestens 12 mm, ' die der Wage»
muidestcns 10 miri betrage».

Untersuchung der Wagen.
8- 17.

1. Es dürfe» nur solche Wagen in Gebrauch genommen
werde», welche den »ach Artitkel 13 des Gesetzes von:
7. Januar 1902 getroffene» Bestimmungen entsprechen.

2. Jeder Wagen ist von Zeit zu Zeit durch den
Unternehmer einer gründlichen Untersuchung zu unterwerfen,
bei welcher die Achsen, Lager und Federn abgenommcn
werden müssen. Diese Untersuchung hat spätestens drei
Jahre nach der ersten Ingebrauchnahme oder nach der
letzten Untersuchung zu erfolgen.

Bezeichnungen der Wagen.
8- 18.

Jeder Wagen muß Bezeichnungen haben, aus welchen
zu ersehen ist:

u. die Kleinbahn, zu welcher er gehört,
b. das eigene Gewicht einschließlich der Achsen und

Räder und ausschließlich der losen Ausrüstungsgegen¬
stände,

o. bei Güter- und Gepäckwagen das Ladegewicht und
die Tragfähigkeit,

cl. der Zeitpunkt der letzten Untersuchung.

III. Einrichtungen und Maßregeln für die Hand¬
habung des Betriebes.
Bewachung der Bahn.

8- 19-
1. Die Bahnstrecke muß mindestens einmal an jedem

Tage auf ihren ordnungsmäßigen Zustand untersucht werden,
sofern die zulässige Fahrgeschwindigkeit der Züge mehr als
20 Kur in der Stunde beträgt. Anderenfalls ist die
Untersuchung mindestens jeden dritten Tag vorzunchmen.



2 . Bei Annäherung eines Zuges oder einer einzeln

fahrenden Maschine an einen in Schiencnhöhe liegenden
unbewachten Wegeübergang hat der Maschincnführer von

der etwa gekennzeichneten Stelle an oder , sofern Kenn¬

zeichen nicht ângebracht sind , in angemessener Entfernung

bis nach Erreichung des Uebcrgangcs die Läntcvorrichtung

in Thätigkeit zu halten oder ein anderes Warnnngszeichen

zu geben . Gleiches gilt , wenn Menschen oder Fuhrwerke

auf der Bahn oder in gefahrdrohender Nähe derselben be¬
merkt werden.

3 . Von der Bedienung und Beleuchtung von Weichen

kann in der Regel abgesehen werden , wenn sie unter Ver¬

schluß gehalten werden.

Stärke der Züge.

8- 20.
1 . Auf vollspurigen Bahnen sollen nicht mehr als

80 Wagenachsen , auf Schmalspurbahnen von 1,00 iw Spur¬

weite höchstens 60 , von 0,75 irr und 0,60 ra Spurweite

höchstens 50 Wagenachsen in einem Zuge laufen.

2 . Außer der Maschine an der Spitze des Zuges und

einer etwaigen Vorspannmaschine darf noch eine an seinem

Schluß , jedoch nur bei Güterzügen , sowie zum Ingangsetzen

von Personcnzügen in den Stationen verwendet werden.

Anzahl der Bremsen eines Zuges.

8- 21 .

1 . In jedem Zuge müssen , sofern nicht von der Eisen¬

bahnaufsichtsbehörde Ausnahmen zugelassen werden , außer

den Bremsen an der Maschine so viele Bremsen bedient

oder auf andere Weise wirksam zu machen sein , daß

mindestens der aus nachstehendem Verzeichnisse zu be¬

rechnende Theil der im Zuge befindlichen Wagenachsen ge¬
bremst werden kann.
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Auf Neigungen
Bei einer Fahrgeschwindigkeit von

15 20 30

vom Kilometer in der Stunde müssen von
Von /oo Verhältnis; je 100 Wagenachsen zu bremsen sein:

0 1 : oo 6 6 6
2.5 1 : 400 6 6 9
5,0 1 : 200 6 7 12
7.5 1 : 133 8 10 15

10 1 : 100 10 13 18
12,5 1 : 80 13 15 21
15 1 : 66 15 18 24
17,5 1 : 57 18 21 27
20 1 : 50 20 23 31
22,5 1 : 44 22 26 34
25 1 : 40 25 29 37
30 1 : 33 30 34 43
35 1 : 28 34 39 49
40 1 : 25 39 45 56

2 . Bei der hiernach auszuführenden Berechnung der
Anzahl der zu bremsenden Wagenachsen ist Folgendes zu
beachten:

n. für Fahrgeschwindigkeiten und Neigungen , welche
zwischen den in dem Verzeichnisse aufgeführten liegen,
gilt jedesmal die größte der dabei in Frage kommen¬
den Bremszahlen j

d . die Anzahl der zu bremsenden Wagenachscn ist für
die stärkste , auf der fraglichen Strecke voxkommende
Bahnneigung (Steigung oder Gefälle ) , welche sich
ununterbrochen auf eine Länge von 1000 in oder

' darüber erstreckt, zu -bestimmen. Erreicht die stärkste
vorkommende Neigung an keiner Stelle die Länge
von 1000 ni , so ist die gerade Verbindungslinie
zwischen denjenigen zwei Punkten des Längsschnitts,
welche bei 1000 in Entfernung den größten Höhen-
unterschied zeigen , als stärkstgeneigte Strecke anzu¬
sehen;
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6 . als maßgebende Fahrgeschwindigkeit ist diejenige an-
zunchmen , welche der Zug auf der betreffenden
Strecke höchstens erreichen darf;

ä . sowohl bei Zählung der vorhandenen Wagcnachsen,
als auch bei Feststellung der erforderlichen Brems¬
achsen ist eine unbeladcnc Güterwagenachsc als
halbe Achse zu rechnen . Die Achsen von Personen - ,
Post - und Gepäckwagen sind stets voll in Ansatz zu
bringen;

s . der bei Berechnung der Anzahl der zu bremsenden
Wageuachsen sich etwa ergebende überschicßcnde
Vruchtheil ist , wenn er größer ist als ein Halb,
stets als ein Ganzes zu rechnen , anderenfalls zu
vernachlässigen.

3 . Für Bahnstrecken , welche stärkere Neigungen als

40 °/oo (1 : 25 ) haben , werden von der Eisenbahnanfsichts-
behörde für das Bremsen der Züge besondere Vorschriften
erlassen.

4 . Den Stationsbediensteten sowie den Zvgbediensteten
ist schriftlich bekannt zu geben , der wievielte Theil der

Wagenachsen auf jeder Strecke bei der zngelassenen höchsten
Fahrgeschwindigkeit zu bremsen ist.

Bildung der Züge.

8- 22 .

Bei Bildung der Züge ist darauf zu achten , daß die

Wagen gehörig znsammengeknppelt sind , die Belastung in
den einzelnen Wagen thnnlichst gleichmäßig vertheilt ist , di?

nöthigcn Signalvorrichtungen angebracht , die erforderlichen
Bremsen bedient und thnnlichst gleichmäßig im Zuge ver¬

theilt sind.

Erleuchtung der Wagen.

8 - 23.

Das Innere der zur Beförderung von Personen be-



nutzten Wagen ist während der Fahrt bei Dunkelheit ange¬
messen zu erleuchten.

Größte zulässige Fahrgeschwindigkeit.
8- 24.

1. Die größte zulässige Fahrgeschwindigkeit sär Züge
und einzelne Maschinen darf in der Regel bei Bahnen mit

1,435 NI Spurweite 30 lrnr
1,00 Ql 30 .,
0,75 IQ .. 25 „
0,60 IQ 20 „

in der Stunde nicht übersteigen.
2. Sofern der Verkehr es erfordert, können größere

Geschwindigkeiten unter Ergänzung der Sicherheitsvor¬
schriften von der Eisenbahnanfsichtsbehörde zugelassen werden.

Halten und Langsamfahren.
8- 25.

1. Wenn in Gefahrfüllcn oder aus Betriebsrücksichten
ein Zeichen zum Halten gegeben ist, muß der Zug unbe¬
dingt vor dem Haltezeichen zum Stillstand gebracht werden.
Wird ein Zeichen zum Langsamfahren gegeben, so muß die
Fahrgeschwindigkeit des Zuges in angemessener Weise er¬
mäßigt werden. Bemerkt der Maschinenführer ein Hinder¬
niß ans der Bahn, so ist die Geschwindigkeit des Zuges
derart zu ermäßigen, daß er nötigenfalls üor dem Hinder¬
niß angehalten werden kann.

2. Auf Strecken, welche aus besonderem Grunde stets
mit besonderer Vorsicht befahren werden müssen, wird die
größte zulässige Geschwindigkeit für die einzelnen Zug¬
gattungen von der Eisenbahnaufsichtsbehörde besonders fest¬
gesetzt. Gleicherweise wird die Eisenbahnaufsichtsbehörde
bestimmen, ob und wo vor solchen Strecken oder gefährdeten
Stellen der Bahn regelmäßig ein Anhalten der Züge er¬
folgen soll.
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Abfahrt der Züge.
8- 26.

1. Kein Zug darf eine Station verlassen, bevor die
Abfahrt von dem zuständigen Bediensteten gestattet ist.

2. Kein zur Beförderung von Personen bestimmter
Zug darf vor der im veröffentlichten Fahrplan bekannt ge¬
gebenen Zeit die Station verlassen.

3. Ein Zug mit einer Fahrgeschwindigkeit von mehr
als 15 lrm in der Stunde darf einem anderen in der¬
selben Richtung abgelassenen Zuge frühestens in Stations¬
abstand folgen. Beim Fehlen oder Versagen der Ein¬
richtungen für die Rückmeldung der Züge ist die Zugfolge
iu Zeitab staub  mit der Maßgabe gestattet, daß der
zweite Zug mindestens den Ablauf der planmäßigen Fahr¬
zeit eines voraufgefahrencn Zuges bis zur nächsten Station
abznwarten und seine Geschwindigkeit ans 15 kra in der
Stunde zu ermäßigen hat,  sofern seine Abfahrt innerhalb
10 Minuten nach Ablauf des genannten Zeitraums erfolgt.
Für unübersichtliche Strecken und für Strecken mit starken
Neigungen sowie für ungünstige Witternngsverhältnisse
können von der Eisenbahnanfsichtsbehörde weitere Ein¬
schränkungen vorgeschrieben werden.

4. Ohne voraufgegangene Verständigung ans schrift¬
lichem oder elektrischem Wege dürfen fahrplanmäßige
Kreuzungen von Zügen nicht verlegt und außerfahrplan¬
mäßige Kreuzungen nicht ungeordnet werden.

Sonderzüge.
8- 27.

Sonderzüge und einzelne Maschinen, welche dem bc-
theiligten Dienstpersonal nicht vorher angckündigt sind,
dürfen mit keiner größeren Geschwindigkeit als 10 üm in
der Stunde fahren.
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Schieben der Züge.

8- 28.

Das Schieben von Zügen auf freier Strecke , an deren

Spitze sich eine führende Maschine nicht befindet , ist nur

dann zulässig , wenn ihre Stärke nicht mehr als 40 Wagen -

achsen beträgt und ihre Geschwindigkeit 15 in der

Stunde nicht übersteigt . Der vorderste Wagen muß als¬

dann mit einem wachthabenden Bediensteten besetzt sein,

welcher vor unbewachten Uebergängen oder , wo sonst das

Bedürfnis eintritt , ein weithin hörbares Warnungszeichen

mittels Glocke , Horn oder dergleichen abzugeben hat.

Zugpersonal.

8 - 29.

Das Zugpersonal darf während der Fahrt nur einem

Bediensteten untergeordnet sein.

Still steh ende Maschinen und Wagen.

8 - 30.

1 . Stillstchende fahrfertige Maschinen müssen in Ruhe

gesetzt und gebremst werden sowie stets unter Aufsicht stehen.

2 . Die ohne ausreichende Aufsicht sowie die über

Nacht auf den Gleisen verbleibenden Wagen sind durch

geeignete Vorrichtungen festzustellen.

Mitfahre » ans der Maschine.

8 - 31.

Ohne Erlaubniß der zuständigen Bediensteten darf

außer den durch ihren Dienst dazu berechtigte » Personen

Niemand auf der Maschine mitfahren.
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Gebrauch der Signalpfeife u . s. w.

8 - 32.

1 . Der Gebrauch der Dampfpfeife vder der Preßluft¬
pfeife ist auf die im Z. 38 vorgeschriebenen Signale sowie
auf außergewöhnliche Fälle zu beschränken.

2 . In der Nähe einer dem öffentlichen Verkehr
dienenden Straße soll vorzugsweise die Läutevorrichtung
der Maschine oder ein anderes Warnungszeichen zur An¬
wendung kommen . Das Oeffnen der Cylinderhähne der
Dampflokomotiven ist an solchen Stellen zu vermeiden.

Führung der Maschine.

8 - 33.

1 . Die Führung der Maschine darf nur solchen Personen
übertragen werden , welche den von der Eisenbahnaufsichts¬
behörde dafür aufgestellten Erfordernissen entsprechen.
(Ministerialbekanntmachung vom 14 . Dezember 1899 .)

2 . Die Bedienung der Maschine kann ans Antrag dem
Führer allein übertragen werden , wenn die Betriebsmittel
einen Uebergang zwischen der Maschine und den Wagen
gestatten und außer dem Führer ein Zugbedieusteter sich
auf dem Zuge befindet , der es versteht , den Zug zum Still¬
stand zu bringen . Unter besonders einfachen Verhältnissen
kann mit besonderer Genehmigung der Eisenbahnaufsichts¬
behörde auch von der Erfüllung dieser Bedingungen abge¬
sehen werden.

Außergewöhnliche Maschinen.

8 - 34.

Es bleibt der Eisenbahnaufsichtsbehörde Vorbehalten,
für andere , als mit Dampfkraft betriebene Maschinen die
für ihren Zustand , ihre Unterhaltung , Untersuchung und
Handhabung zu beachtenden Sicherheitsvorschrifteu für
jedes Unternehmen besonders festzusetzen.

3



IV . Signalwesen.

Verständigung zwischen den Stationen.

8- 35 .

Sofern im regelmäßigen Betriebe gleichzeitig zwei oder

mehrere Züge in entgegengesetzter Fahrtrichtung sich be¬

wegen , sind elektrische Einrichtungen vorzusehen , welche die

Verständigung der Stationen untereinander ermöglichen.

Gleiche Einrichtungen können von der Eisenbahnaufsichtsbe¬

hörde vorgeschrieben werden , sofern sonstige Rücksichten es

erfordern.

Streckensignale.

8- 36 .

Auf der Bahn müssen die Signale gegeben werden

können:
der Zug soll langsam fahren und

der Zug soll halten.

Zugsignale.

8- 37 .

Jeder geschlossen fahrende Zug muß mit Signalen ver¬

sehen sein , welche bei Tage den Schluß , bei Dunkelheit die

Spitze und den Schluß erkennen lassen ; Gleiches gilt für

einzeln fahrende Maschinen.

Signale des Maschinenführers.

8- 38 .

Der Maschinenführer muß die Signale geben können:

Achtung,
Bremsen anziehen und

Bremsen loslassen,
oder er muß

die nach Z. 21 vorgeschriebenen Bremsen des

Zuges selbst wirksam machen und lösen ^ können.
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Signalordnung.
8- 39.

1. Soweit Farben-Signale zur Anwendung kommen,
dürfen nur die Farben weiß, grün und roth verwendet
werden, und zwar soll die rothe Farbe als Halt-Signal
dienen.

2. Die Signalordnung bedarf der Genehmigung der
Eisenbahnaufsichtsbehörde.

V. Betriebsführung.
Betriebsleitung.

8- 40.
Die mit der Leitung der Bahnnnterhaltung und des

Betriebes betrauten Personen sind den Großherzoglichen
Aemtern und MagistratenI. Kl. namhaft zu machen, in
deren Bezirk sie ihren Dienst ausüben. Auch sind den¬
selben Behörden alle eintretenden Aenderungen anzuzeigen.

Dienstanweisungen , Befähigung und Dienst¬
aufsicht.

8- 41.
1. Den im äußeren Betriebsdienst angestellten Be¬

diensteten sind über ihre Dienstverrichtnngen und ihr gegen¬
seitiges Dienstverhältniß schriftliche oder gedruckte Anweisun¬
gen zu geben, welche der Genehmigung der Eisenbahn¬
aufsichtsbehörde bedürfen. Auch kann diese eine Prüfung der
Bediensteten des äußeren Betriebsdienstes in Bezug auf ihre
technische Befähigung sowie die Entlassung derjenigen fordern,
welche nicht als technisch fähig und zuverlässig anzusehen sind.

2. Die Anforderungen an die technische Befähigung
der Bediensteten des äußeren Betriebsdienstes werden von
der Eisenbahnaufsichtsbehördc der Art der Bahn und ihres
Betriebes angepaßt und nach dem Grade ihrer Einfachheit
abgestuft.

3*



3. Die Befugnisse der Eisenbahnaufsichtsbehörde sind
in den Dienstverträgen vorzusehen.

VI. Bahnpolizeibeamte.

Bestellung.

8- 42.
In Bedürfuißfällen können den Angestellten des äußeren

Betriebsdienstes von der Eisenbahnaufsichtsbehörde für die
Dauer der betreffenden Beschäftigung durch Ausfertigung
von jederzeit widerruflichen Bestellungsurkundendie Rechte
und Pflichten von öffentlichen Polizeibeamten für den Be¬
reich der bahnpolizeilicheu Geschäfte übertragen werden.

Befugnisse der Bahnpolizeibeamten.

8- 43.
1. Die Bahupolizeibeamteu müssen bei Ausübung ihres

Dienstes die vorgeschriebene Dienstuniform oder das fest-
gestellte Dieustabzeichen tragen oder mit einem sonstigen
Ausweis über ihre amtliche Eigenschaft versehen sein.

2. Die Bahnpolizeibeamten sind befugt, einen Jeden
vorläufig festzunehmeu, der auf der Uebertretuug der in
den ZZ. 49 und 50 enthaltenen Bestimmungen betroffen
oder unmittelbar nach der Uebertretung verfolgt wird und
sich über seine Person nicht auszuweisen vermag. Wer
eine angemessene Sicherheit stellt, ist mit der Festnahme zu
verschonen. Die Sicherheit darf den Höchstbetrag der an¬
gedrohten Strafe nicht übersteigen.

3. Enthält die strafbare Handlung ein Verbrechen oder
Vergehen, so kann sich der Schuldige durch eine Sicherheits¬
bestellung der vorläufigen Festnahme nicht entziehen.

4. Der Festgenommene ist unverzüglich, sofern er nicht
Wieder in Freiheit gesetzt wird, dem Amtsrichter oder der
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Polizeibehörde desjenigen Bezirks vorzuführen , in welchem
die Festnahme erfolgt.

5 . Erfolgt die Ablieferung des Festgeuommenen nicht
durch Bahnpolizeibeamte , so hat der die Ablieferung an¬
ordnende Beamte eine mit seinem Namen und mit seiner
Dienststellung bezeichnet Festnehmungskarte mitzugeben , auf
welcher der Grund der Festnahme anzugeben ist.

Befähigung.

8 - 44.

1. Alle zur Ausübung der Bahnpolizei berufenen
Beamten müssen mindestens 21 Jahre alt und unbeschol¬
tenen Rufes sein , lesen und schreiben können sowie die
sonst zu ihrem besonderen Dienste erforderlichen Eigen¬
schaften besitzen und der Eisenbahnaufsichtsbehörde Nach¬
weisen.

2 . Die Bahnpolizeibeamten werden durch die von der
Eisenbahnaufsichtsbehörde zu bestimmende Behörde vereidigt.
Sie treten alsdann in Beziehung auf die ihnen übertra¬
genen Dienstverrichtungeu dem Publikum gegenüber in die
Rechte der öffentlichen Polizeibeamten.

Verhalten der Bahnpolizeibeamten.

Personalakten.

8- 45.

1. Diejenigen Bahnpolizeibeamten , welche sich als zur
Ausübung ihres Dienstes ungeeignet zeigen , müssen sofort
von der Wahrnehmung polizeilicher Verrichtungen entfernt
werden.

2 . Die Bahnverwaltuug ist verbunden , über jeden
Bahnpolizeibeamten Personalakten anzulegen und fort-
zuführen.
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Bezirk der Amtsthätigkeit.

8- 46 .

Die Amtsthätigkeit der Bahnpolizeibeamten erstreckt

sich, ohne Rücksicht ans den ihnen angewiesenen Wohnsitz,

auf die ganze Bahn , die dazu gehörenden Anlagen und

soweit , als solches zur Handhabung der für den Eisenbahn¬

betrieb geltenden Polizeiverordnungen erforderlich ist.

Gegenseitige Unterstützung der verschiedenen
Polizeibeamten.

8- 47 .

Die sonstigen Polizeibeamten sind verpflichtet , die Bahn¬

polizeibeamten auf deren Ersuchen in der Handhabung der

Bahnpolizei zu unterstützen . Ebenso sind die Bahnpolizei¬

beamten verbunden , den übrigen Polizeibeamten bei der

Ausübung ihres Amtes innerhalb des im vorhergehenden

Paragraphen bezeichneten Gebiets Beistand zu leisten,

soweit es die den Bahnbeamten obliegenden besonderen

Pflichten zulassen.

VII. Bestimmungen für das Publikum.

G eltungsbereich.

8- 48 .

Sofern im Einzelfalle von der Eisenbahnaufsichtsbehörde

nicht etwas'  anderes vorgeschrieben und bekannt gemacht

werden wird , finden auf das Publikum die nachfolgenden

Bestimmungen Anwendung.

Allgemeine Bestimmungen.

8- 49 .

Die Eisenbahnreiseuden und das sonstige Publikum

müssen den allgemeinen Anordnungen Nachkommen , welche



von der Bahnverwaltung behufs Aufrechterhaltnng der
Ordnung innerhalb des Bahngebietes und bei der Beför¬
derung von Personen und Sachen getroffen werden , und
haben den dienstlichen Anordnungen der in Uniform be¬
findlichen oder mit einem Dienstabzeichen oder einem sonsti¬
gen Ausweis über ihre amtliche Eigenschaft versehenen
Bahnpolizeibeamten Folge zu leisten.

Betreten der Bahnanlagen und der Stationen,
Bahnbeschädigungen und Betriebsstörungen
sowie Verhalten der Reisenden beim Ein - und

Aussteigen und während der Fahrt.

8- 50 .

1 . Das Betreten der Bahn , soweit sie nicht zugleich
als Weg dient , sowie das Betreten der zur Bahn gehörenden
Böschungen , Dämme , Gräben , Brücken und sonstigen An¬
lagen ist ohne Erlaubnißkarte nur den Aufsichtsbehörden
und deren Vertretern , den in der Ausübung ihres Dienstes
befindlichen Beamten der Staatsanwaltschaft , des Forst-
schntzes und der Polizei , den in Wahrnehmung des Zoll - ,
Steuer - oder Telegraphendienstes innerhalb des Bahn¬
gebietes begriffenen Beamten , sowie den zu Besichtigungen
dienstlich entsandten deutschen Offizieren , ferner innerhalb
des Bereiches von Festungen bis zur äußersten Grenze der
Tragweite der Geschütze den Offizieren und in Uniform
befindlichen Beamten der deutschen Festungsbehörden ge¬
stattet . Die bezeichnten Personen haben , sofern sie nicht
durch ihre Uniform kenntlich sind , sich durch eine Bescheini¬
gung ihrer Vorgesetzten Dienstbehörde auf Erfordern aus¬
zuweisen.

2 . Das Publikum darf die Bahn , soweit sie nicht zu¬
gleich als Weg dient , nur an den zu Uebergängen be¬
stimmten Stellen betreten , und zwar nur so lange , als diese
nicht abgesperrt sind oder sich kein Zug nähert.
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3. In allen Fällen ist jeder unnöthige Verzug zu
vermeiden.

4. Für das Betreten der Bahn und der dazu ge¬
hörenden Anlagen, soweit sie nicht zugleich als Weg dienen,
durch Vieh bleibt derjenige verantwortlich, welchem die
Aufsicht über dasselbe obliegt.

5. Sobald sich eiu Zug nähert, müssen Fuhrwerke,
Reiter, Fußgänger sowie Treiber von Vieh und Last-
thieren in angemessener Entfernung von der Bahn , und
zwar, sofern Warnungstafeln vorhanden sind, an diesen
halten oder die Bahn schnell räumen.

6. Es ist untersagt, die Schranken oder sonstigen
Einfriedigungen eigenmächtig zu öffnen, zu überschreiten
oder zu übersteigen, oder etwas darauf zu legen oder zu
hängen.

7. Es ist verboten, die Bahnanlagen, die Telegraphen
und die Betriebsmittel zu beschädigen, feste Gegenstände
auf die Fahrbahn zu legen, oder sonstige Fahrthindernisse
auzubringen, Weichen umzustellen, falschen Alarm zu erre¬
gen, Signale nachzuahmen oder andere betriebsstörende Hand¬
lungen vorzunehmen.

8. So lange ein Zug sich in Bewegung befindet, ist
das Ein- und Aussteigen und der Versuch dazu sowie
das eigenmächtige Oeffnen der an den Langseiten der
Wagen befindlichen Thüren verboten.

9. Es ist untersagt, Gegenstände, durch welche Per¬
sonen oder Sachen beschädigt werden können, während der
Fahrt aus dem Wagen zu werfen.

10. Feuergefährliche sowie andere Gegenstände, die
auf irgend eine Weise Schaden verursachen können, ins¬
besondere geladene Gewehre, Schießpulver, leicht entzünd¬
liche Stoffe und dergleichen, dürfen in die zur Personen¬
beförderung bestimmten Wagen nicht mitgenommen und
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auch als Reisegepäck nicht aufgegeben werden . Die Eisen¬
bahnbediensteten sind berechtigt , sich von der Beschaffenheit
der mitgenommenen Gegenstände zu überzeugen . Jägern
und im öffentlichen Dienste stehenden Personen ist die Mit¬
führung von Handmunitivn gestattet.

Bestrafungen von Uebertretungen.

8-  51.

Wer den Bestimmungen der Z8- 49 und 50 zuwider¬
handelt , wird mit Geldstrafe bis 100 bestraft , sofern
nicht nach den allgemeinen Strafbestimmungen eine höhere
Strafe verwirkt ist.

Anshang von Vorschriften.

8 - 52.

Ein Abdruck der ZZ. 48 bis 52 dieser Vorschriften ist
in jedem Warteranm ausznhängen.

VIII. Schluffbestimmrrngen.

1. Diese Kleinbahnordnnng tritt für die bereits be¬
stehenden Kleinbahnen nur mit denjenigen Beschränkungen
in Geltung , welche sich aus Artikel 37 des Gesetzes , be¬
treffend die nichtstaatlichen Eisenbahnen , ergeben.

2 . Das Staatsministerium behält sich vor , im Falle
des Bedürfnisses erleichternde oder erschwerende Abweichun¬
gen von vorstehender Ordnung eintreten zu lassen.

3 . Für Bahnen außergewöhnlicher Bauart und
für Bahnen , welche nach Entscheidung des Staatsmini¬
steriums zu den Straßenbahnen zu rechnen sind , wer¬
den vorkommenden Falles besondere Betriebsvorschriften
erlassen.

4



4 . Die Ministerialbekanntmachung vom 29 . Dezember
1899 , betreffend die Kleinbahn Cloppenburg — Kleinenging,
wird aufgehoben.

Oldenburg , den 25 . Januar 1902.

Staatsmmisterium.

Willich.

Stein.
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Kleinbahnordnung. Anlage

Umgrenzung des lichten Raumes

Vollspurbahnen.
Für die freie Bahn sowie i Für die sonstigen Gleise
innerhalb der Stationen i der Stationen,
für die Ein - und Aus -^
fahrtgleise der Züge mit!
^ Personenbeförderung.

Unterer Theil der Umgrenzungslinien.

für

-x - i- -

I« - / /7V - - >i«- - ->1

Für unbewegliche > ^ 7 >
^Gegenstände , deren ' ^ ^
! Abstand von der ' >
! Fahrschiene unver-

l«. - ^ Für alle übrigenu ».
beweglichen Gegen.

and erlich ist. Für alle übrigenFür alle übrigen un-

stände.
Maße in Millimeter.
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Kleinbahnordnung . Anlage L.

Umgrenzung des lichten Raumes
für

Schmalspurbahnen.

(Mindestmaße .)

E0 - / <7AS-

Unterer Theil der Umgrenzungslinien.

Maße in Millimeter.

-SFVS->̂-<Kss^
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.
HHV . Band . (Ausgegeben den 14 . Februar 1802 .) 28 . Stück.

Inhalt:
/ 64 . Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg vom 4. Januar

1902 , betreffend die öffentlichen Lotterien und Ausspie¬
lungen.

6b . Bekanntmachung der Ordenscanzlei vom 18 . Januar 1902,
betreffend die neue Fassung der Ordens -Statuten.

^ 66 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 25 . Januar
1902 wegen einer Abänderung der Ministerialbekannt¬
machung vom 8 . August 1894 , betreffend die Genehmigung
und Untersuchung von Dampfkesseln.

M 67 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 31 . Januar
1902 , betreffend die Umwandlung des Nebenzollamts I zu
Fedderwardersiel in ein Nebenzollamt II.

64.
Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg , betreffend die öffentlichen

Lotterien und Ausspielungen.
Oldenburg , den 4 . Januar 1902.

2bir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Großherzogthum Oldenburg, was folgt:



Artikel 1.

Zur Ertheilung der Erlaubniß zur Verunstaltung
öffentlicher Lotterien (Z. 286 des Strafgesetzbuches ) sind
zuständig:

1 . für das Gebiet des Großherzogthums bezw . für das
Gebiet des Herzogthums : das Staatsministerium,
Departement des Innern;

2 . für das Gebiet der Fürstenthümer Lübeck und Bir¬
kenfeld : die Regierungen.

Artikel 2.

Der Vertrieb von Loosen auswärtiger öffentlicher
Lotterien im Großherzogthum ist nur daun gestattet , wenn
die Lotterie vom Staatsministerium , Departement des In¬
nern , zugelaffen ist . Die erfolgte Zulassung ist in dem
Amtsblatte desjenigen Landestheils , für welchen dieselbe ge¬
schehen ist , bekannt zu machen.

Artikel 3.

Der Verkauf von Loosen der im Großherzogthum
veranstalteten und genehmigten Lotterien (Artikel 1) , sowie
das Ausbieten derselben ist frei.

Artikel 4.

Wer ohne oberliche Genehmigung gewerbsmäßig Loose
oder Loosabschnitte auswärtiger öffentlicher Lotterien , die
im Großherzogthum zugelassen sind (Artikel 2 ) , oder Ur¬
kunden , durch welche Autheile an solchen Loosen oder Loos¬
abschnitten zum Eigenthum oder zum Gewinubezug über¬
tragen werden , feilbietet oder veräußert , oder zeitweise an
einen anderen überläßt , wird mit Geldstrafe von 100 bis
1500 ^ bestraft.

Dieselbe Strafe trifft denjenigen , welcher ein solches
Geschäft als Mittelsperson befördert.
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Artikel 5.

Zur Ertheilung der im Artikel 4 erwähnten Genehmi¬
gung sind zuständig:

1 . für das Gebiet des Herzogthums : das Staatsmini¬
sterium , Departement des Innern,

2 . für das Gebiet der Fürstenthümer Lübeck und Bir¬
kenfeld : die Regierungen.

Die Genehmigung kann nach Ermessen versagt werden
und es ist die ertheilte Genehmigung jederzeit widerruflich.

Artikel 6.

Wer in auswärtigen öffentlichen Lotterien , die nicht
im Großherzogthum zugelassen sind , spielt , wird mit Geld¬
strafe bis zu 600 bestraft.

Artikel 7.

Wer Loose oder Loosabschnitte der im Artikel 6 be¬
zeichnten Lotterien oder Urkunden , durch welche Antheile
an solchen Loosen oder Loosabschnitten zum Eigenthum
oder zum Gewinnbezug übertragen werden , feilbietet oder
veräußert , oder zeitweise an einen anderen überläßt , wird
mit Geldstrafe von 50 bis 1500 bestraft.

Dieselbe Strafe trifft denjenigen , welcher derartige
Handlungen als Mittelsperson befördert.

Artikel 8.

Die Veröffentlichung der Gewinnresultate von den im
Artikel 6 bezeichnten Lotterien in den im Großherzogthum
erscheinenden Zeitungen wird mit Geldstrafe bis zu 50 ^
bestraft.

Artikel 9.

Den Lotterien im Sinne der vorstehenden Bestimmun¬
gen sind öffentlich veranstaltete Ausspielungen beweglicher
und unbeweglicher Sachen gleich zu achten.



Artikel 10.

Das Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg, betr.
die öffentlichen Lotterien und Ausspielungen, vom 3. April
1891 wird aufgehoben.

Artikel 11.

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1902 in Kraft.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensunterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 4. Januar
1902.

(U. 8 .) Friedrich August.
Ruhstrat.

Stein.

M 65.
Bekanntmachung der Ordenscanzlei , betreffend die neue Fassung der

Ordens -Statuten-
Oldenburg, den 18. Januar 1902.

Die Statuten des Haus- und Verdienst-Ordens des
Herzogs Peter Friedrich Ludwig, deren ursprünglicher Text
vom 27. November 1838 durch eine Reihe von nachträg¬
lichen Vorschriften ergänzt beziehungsweise verändert ist,
sind auf Befehl Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs
neu redigirt worden und werden in der neuen Fassung mit
Höchster Genehmigung nachstehend bekannt gemacht.

8- 1.
Der jedesmalige Großherzog und Ordensherr ist Groß¬

meister des Ordens und ihm allein steht das Recht der



Verleihung des Ordens und der Beförderung in demselben
zu . Im Falle der Minderjährigkeit des Großmeisters be¬
sorgt die Vormundschaft die demselben obliegenden Ordens¬
geschäfte ; nur soll diese weder neue Mitglieder aufnehmen,
noch Beförderungen und Veränderungen in dem Orden und
seinen Statuten vornehmen.

Z. 2.

Der Orden soll aus Capitularen und aus Ehren-
Mitgliedern bestehen. Beide Abtheilungen sind dem Range
nach einander gleich und haben vier Classen:

1. Großkreuze,
2 . Großcomthure,
3 . Comthure,
4 . Ritterkreuze.

Bei den Ehren -Mitgliedern besteht:
die erste Classe aus:

a) Großkreuzen mit der goldenen Krone,
d ) einfachen Großkreuzen;

die vierte Classe aus:

a) Ritterkreuzen erster Classe,
d ) Ritterkreuzen zweiter Classe.

8- 3.
Unter die Capitularen können nur Oldenburgische

Staatsangehörige ausgenommen werden . Der Eintritt in
fremde Staatsdienste und der Austritt aus dem Untertha-
nenverbande zieht den Verlust der Rechte und Eigenschaften
eines Ordens -Capitulars nach sich. Dasselbe tritt ein,
wenn ein Ordens -Capitular einen Titel oder eine Pension
von einem auswärtigen Staate ohne Genehmigung des
Großherzogs annimmt.
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8- 4.
Der Capitular einer untern Masse kann zugleich Eh-

ren -Mitglied einer höheren Masse des Ordens sein . Ein
Capitular -Ritter , der einer höheren Ordensclasse als Ehren¬
mitglied nicht angehört , hat den Rang der Ehren -Ritter-
krenze erster Masse.

8- 5.

Die Prinzen des Großherzoglichen Hauses , welche in
männlicher Linie vom Herzog Peter Friedrich Ludwig ab¬
stammen , sind Ehren -Großkreuze . Der Erb - Großherzog
soll den Titel eines Groß -Priors des Ordens führen.

8- 6.

Innerhalb des Großherzogthums können verliehen
werden:

das Großkreuz an Personen , welche in der ersten
Dienst -Rangclasse,

das Großcomthnrkreuz an solche, welche in den zwei
ersten Dienst -Rangclassen,

das Comthurkreuz an solche , welche in den drei er¬
sten Dienst -Rangclassen,

das Ritterkreuz erster Masse an solche , welche in
den fünf ersten Dienst -Rangclassen , und

das Ritterkreuz zweiter Classe an solche , welche in
einer der acht Dienst -Rangclassen stehen.

Der Orden kann aber auch an Inländer , die nicht in
Dienstverhältnissen stehen , vergeben werden.

Bei dem Militair befähigt im Kriege bewiesene Tapfer¬
keit und sonstige Auszeichnung im Dienste Jeden , der
Offizier ist , oder Offizier -Rang hat , zu dem Ritterkreuze.

*
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8- 7.
Das Ordens-Alter eines Mitgliedes einer unteren

Ordensclasse giebt keinen Anspruch auf Beförderung in eine
höhere Ordensclasse. Es soll keiner Staatsbehörde das
Recht zustehen, zur Ertheilung des Ordens Jemand vorzu¬
schlagen, wie denn auch von Niemand um denselben nach¬
gesucht werden darf.

8- 8.
Ordens-Ernennungen oder Beförderungen für Inländer

erfolgen durch ein von dem Großmeister des Ordens unter-
zeichnetes Diplom.

8- 9.

Jede Ordens-Verleihung oder Beförderung im Orden
wird durch das Verordnungsblatt bekannt gemacht.

8- 10.
Die Abthcilung der Capitularen soll bestehen ans:

2 Großkreuzen, welche Probenden von jährlich
1600

2 Großcomthuren, welche Präbenden von jährlich
1200

4 Comthuren, welche Präbenden von jährlich 900
und

8 Ritterkreuzen, von denen die 4 Aeltesten Prä-
bendeu von jährlich 600

zu genießen haben.

8- 11-
Die Abtheilung der Ehren-Mitglieder im Großherzog¬

thum ist, mit Ausnahme der Prinzen des Hauses, auf
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6 Großkreuze,
6 Großcomthure,

12 Comthure,
30 Ritterkreuze erster Classe und
30 Ritterkreuze zweiter Classe

beschränkt. Diese Zahl kann jedoch, als Belohnung für
militairische Verdienste im Falle eines Krieges vermehrt
werden.

8- 12.

Die Dekoration des Ordens besteht, nach den anlie¬
genden Zeichnungen,

1. für die Großkreuze in einem Sterne , der auf der
linken Brust , und in einem Kreuze, welches an
einem breiten dunkelblauen gewässerten Bande, dem
auf jeder Kante ein schmaler rother Streif einge¬
wirkt ist, über die rechte Schulter und nach der
linken Seite hängend, getragen wird.

Die Großkreuze mit der goldenen Krone haben
bei besonders feierlichen Gelegenheiten das Kreuz
statt am Bande sir santoin an einer Ordenskette
zu tragen;

2. für die Großcomthure in einem Sterne, der auf der
rechten Brust , und in einem kleinern Kreuze, das
an einem zwei Zoll breiten ähnlichen Bande um
den Hals getragen wird;

3. für die Comthure in einem kleinen Kreuze, das an
einem anderthalb Zoll breiten ähnlichen Bande um
den Hals und

4. für die Ritterkreuze in einem kleinen Kreuze, das
an einem anderthalb Zoll breiten ähnlichen Bande
im Knopfloche auf der linken Brust getragen wird.



5. Die Capitularen tragen , nach anliegenden Zeich¬
nungen, noch eine besondere Decoration, welche nach
dem Grade, den sie als Capitularen bekleiden, ver¬
schieden ist.

8. 12a.
An Militair-Personen werden Ordens- und Ehren¬

zeichen mit Schwertern verliehen, die den Wappenschild
kreuzen, beziehungsweise auf dem Ordensstern liegen. Bei
einer in Friedenszeit erfolgenden Beförderung in eine hö¬
here Clasfe werden die Abzeichen dieser Classe mit Schwer¬
tern verliehen, die am Ringe zwischen den Ordenszeichen
und der Krone beziehungsweise zwischen dem Ehrenkreuze
und dem Bande zu tragen sind.

Die Sterne von Großkreuzen und Großcomthuren er¬
halten außer den Schwertern am Ringe der Kreuze flach
gekreuzte Schwerter über dem Schild auf dem oberen Strahl
des Sterns.

8- 13.

Ordenszeichen mit Diamanten verziert, dürfen nur von
denen getragen werden, welchen sie mit dieser Verzierung
verliehen sind.

8- 14.
Die Ordens-Mitglieder dürfen auch in Verbindung mit

anderen Orden die Ordenszeichen nicht anders tragen, als
sie statutenmäßig getragen werden sollen.

8- 15.
Die Inländer müssen die ihnen verliehenen Ordens¬

zeichen immer tragen, wenn sie bei Hofe, oder im Dienste,
oder in größeren Versammlungen erscheinen.
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8. 16.

Im Falle ein Mitglied in eine höhere Classe des Or¬
dens hiuaufrückt, oder durch den Tod, oder sonst aufhört, K
dem Orden oder einer Abtheilung desselben anzugehören,
müssen die Ordenszeichcn zurückgeliefert werden, und es ist
Verpflichtung der Mitglieder, dafür auf den Fall des
Todes Vorsorge zu treffen.

Die im Kriege erworbenen Ordenszeichen brauchen bei
Beförderung ihres Inhabers in eine höhere Classe nicht
zurückgeliefert zu werden.

8- 17-
Die Mitglieder des Ordens haben das Recht, wenn sie

keine Militair-Uniform zu tragen verpflichtet sind, eine be¬
sondere vom Großmeister bestimmte Uniform zu tragen.

8- 18. *

Dem Großmeister, als Oberhaupt des Ordens, steht
die Regierung desselben zu. Er ordnet und leitet demnach
alle Angelegenheiten des Ordens, ernennt und bestellt die
Mitglieder, und veranlaßt, wenn ein Ordens-Mitglied dem
Orden Unehre bringen sollte, daß dasselbe aus den Listen
des Ordens getilgt und ihm die Ordenszeichen abgenommen
werden.

8- 19-

Dem Großmeister soll ein Capitel als beratheude Ver¬
sammlung zur Seite stehen.

Mitglieder des Ordens-Capitels sollen sein: der Groß-
Prior des Ordens nach vollendetem achtzehnten Lebens¬
jahre, und sämmtliche Capitularcn.
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8- 21 .

Am 17 . Januar , dem Geburtstage des Herzogs Peter

- Friedrich Ludwig soll jährlich der regelmäßige Ordeustag
sein , au welchem das Ordeus - Capitel gehalten wird . Außcr-
ordentlicherweise kann letzteres aber , wann und wo der

Großmeister es für gut findet , durch denselben zusammen-
berufen werden.

8- 22 .

Die Capitularen haben , in Ansehung der bei den Or-

dens -Capiteln oder sonst ihnen obliegenden Pflichten und

Verbindlichkeiten , vor ihrer Einführung in das Capitel
schriftliche Reverse zu unterzeichnen.

8 - 23.

Der Großmeister wird , wenn Er es für angemessen

hält , die Ansicht und den Rath des Capitels verlangen.
Er wird aber

1. die Statuten des Ordens nicht ändern , ohne zuvor
das Capitel gehört zu haben;

2 . nach Ernennung der ersten 16 Capitularen ferner

keinen Capitularen ernennen , ohne vor Ernennung

desselben über dessen Würdigkeit die Ansicht des
Capitels vernommen zu haben;

3 . kein Mitglied aus dem Orden ausschließen , ohne

vorher das Capitel um seine Ansicht befragt zu
haben.

Ist die Ausschließung eines Ordens -Mitgliedes Folge
des Urtheils eines Gerichtshofes , so wird die Tilgung des¬
selben ans den Listen des Ordens und die Abnahme der
Ordenszeichen ohne Weiteres vom Großmeister verfügt.

8 - 24.

Jedem Mitgliede des Capitels steht das Recht zu , im
versammelten Capitel



1 . dem Großmeister in Beziehung auf den Orden und

seine Statuten Wünsche unb Vorschläge vorzutragen;

2 . den Großmeister auf Mißbräuche im Orden auf¬

merksam zu machen , und

3 . auf Ausschließung eines Mitgliedes , welches dem

Orden Unehre bringt , anzutragen.

8- 25 .

Das mit dem Orden verbundene Ehrenkreuz besteht

aus einem metallenen Kreuze von der Form des Ordens¬

zeichens der Ritterkreuze , hat im Gepräge die auf dem Or¬

denszeichen enthaltenen Medaillons und wird an dem Or¬

densbande auf der linken Brust getragen.

8- 26 .

Das Ehrenkreuz hat drei Classen , von denen die erste

das Kreuz in Gold , die zweite in Silber und die dritte in

Eisen trägt.

Die erste Classe kann in geeigneten Fällen verziert

mit einer goldenen Krone verliehen werden.

Die Inhaber erhalten Diplome.

Sie dürfen niemals das Band allein ohne das Kreuz

tragen.

8- 27 .

Das Ehrenkreuz kann Jedermann verliehen werden,

Ordens -Mitglieder ausgenommen ; jedoch kann das früher

erworbene Ehrenkreuz mit dem Haus - und Verdienstorden

zugleich getragen werden , wie auch der Großmeister und

der Groß - Prior das Ehrenkreuz erster Klasse tragen

werden.
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8 - 28.

Des Ehrenkreuzes wird verlustig , wer durch sein Be¬

tz nehmen dem Orden , mit welchem es verbunden ist , Unehre

bringt . Das Erkenntniß hierüber steht , in derselben Weise

wie bei der Ausschließung vom Orden , dem Großmeister

zu (8 - 23 ) .

8 . 29.

Das Ehrenkreuz muß im Falle des Todes des Inha¬
bers , oder wenn sonst das Recht , es zu tragen , aufhört,
zurückgegeben werden.

8 - 30.
!

Die laufenden Geschäfte des Ordens , wie in Hinsicht
des Ehrenkreuzes , werden durch die Ordens -Canzlei wahr-

^ genommen.

8- 31-

Der Ordens -Canzlei steht ein Ordens -Canzler vor.
Diesem sind beigegeben : ein Ordens -Secretair , ein Or¬
dens - Rentmeister , ein Ordens - Cauzlist und ein Ordens-
Bote.

8 - 32.

Der Ordens -Canzler muß Mitglied des Eapitels sein,
und zwar Großkrenz oder Großcomthur . Bekleidet er
einen geringeren Grad im Orden , so führt er den Titel

- eines Vice -Ordens -Cauzlers . Die andern bei der Ordens-
Canzlei Angestellten dürfen nicht Mitglieder des Ordens,
wohl aber Inhaber des Ehrenkreuzes sein.

Der Ordens -Secretair und der Ordens -Rentmeister

haben das Capitular -Zeichen der Ritterkreuze zu tragen.
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8- 33.

Sämmtliche Stellen der Ordens -Canzlei sind wider¬

ruflich . Während der Dauer ihrer Dienstleistung erhalten

die Ordens -Beamten und Officialen eine besondere Ver¬

gütung.

Oldenburg , den 18 . Januar 1902.

Der Vice -Ordenscanzler.

Millich.

66.
Bekanntmachung des Staatsministeriums wegen einer Abänderung der

Ministerialbekanntmachung vom 8. August 1894 , betreffend die

Genehmigung und Untersuchung von Dampfkesseln.
Oldenburg , den 25 . Januar 1902.

Im Höchsten Aufträge wird der Z. 1 Absatz 3 der

Ministerialbekanntmachung vom 8 . August 1894 , betreffend

die Genehmigung und Untersuchung von Dampfkesseln,

durch folgenden Zusatz ergänzt:

Das Gleiche gilt für Dampfkessel von nichtstaat¬

lichen Bahnen des öffentlichen Verkehrs (Artikel 1.

des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom

7 . Januar 1902 , betreffend die nichtstaatlichen

Bahnen ) .

Oldenburg , den 25 . Januar 1902.

Staatsministerium,

Departement des Innern.

Millich.

Tenge.
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^ 67.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Umwandlung

des Nebenzollamts I zu Fedderwardersiel in ein Nebenzollamt II.
Oldenburg , den 31 . Januar 1902 .

Im Höchsten Aufträge bringt das Staatsministerium
zur öffentlichen Kunde , daß zum 1 . März d . I . das Ne¬
benzollamt I . Claffe zu Fedderwardersiel aufgehoben und
an dessen Stelle ein Nebenzollamt II . Claffe errichtet wird,
welches neben den gesetzlichen Amtsbefugnissen noch die Be-
fugniß erhält:

1. zur Abfertigung von Getreide und Holz in unbe¬
schränkter Menge bei directem Eingänge vom Aus¬
lande,

2 . zur Erledigung von Begleitscheinen II über zoll¬
pflichtige Waaren und über inländisches Salz,

3 . zur Ausstellung und Erledigung von Deklarations¬
scheinen ohne Einschränkung,

4 . zur Ausfuhrabfertigung von Getreide mit dem An¬
spruch auf Ertheiluug von Einfuhrscheinen.

Oldenburg , den 31 . Januar 1902.

Staatsministerium,

Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Stein.
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Inhalt:

68 . Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement des
Innern , vom 11. Februar 1802 , betreffend die Ergänzung
der Bestimmungen über die Prüfung der Apoihekergehülfen.

M 69 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 18. Februar
1902 , betreffend einen Vertrag zwischen dem Großherzogthum
Hessen und dem Großherzogthum Oldenburg wegen der aus¬
schließlichen Zulassung der Großherzoglich Hessischen Landes¬
lotterie im Großherzogthum Oldenburg.

68.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement des Innern,

betreffend die Ergänzung der Bestimmungen über die Prüfung
der Apoihekergehülfen.

Oldenburg , den 11. Februar 1902.

Die mittels Ministerial -Bekanntmachung vom 5 . Fe¬
bruar 1883 — Gesetzblatt Band XXVI Seite 490 —
veröffentlichte Bestimmung über die Servir -Befugniß der
Apothekergehülfen ist durch Beschluß des Bundesraths vom
23 . Januar d . I ., wie folgt , ergänzt worden:

Der Reichskanzler wird ermächtigt , in Ueberein-
stimmung mit der zuständigen Landescentralbehörde
in besonderen Fällen Personen , welche die Prüfung
der Apothekergehülfen im Inlands nicht abgelegt
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haben, mit Rücksicht auf eine im Auslande abgelegte
gleichartige Prüfung ausnahmsweise in einer deut¬
schen Apotheke als Apothekergehülfen zuzulassen.

Oldenburg, den 11. Februar 1902.

Staatsmimsterium,
Departement des Innern.

Millich.

Tenge.

M 69.
Bekanntmachung des Staatsministeriurns, betreffend einen Vertrag

zwischen dem Großherzogthum Hessen und dem Großherzogthum
Oldenburg wegen der ausschließlichen Zulassung der Großherzoglich
Hessischen Landeslotterie im Großherzogthum Oldenburg.

Oldenburg, den 18. Februar 1902.

Nachdem mit der Großherzoglich Hessischen Regierung
ein Vertrag, die ausschließliche Zulassung der Großherzog¬
lich Hessischen Landeslotterie im Großherzogthum Oldenburg
betreffend, abgeschlossen worden ist, bringt das Staats¬
ministerium diesen Vertrag im Nachstehenden zur öffent¬
lichen Kunde.

Dabei wird bemerkt, daß die im Artikel1 Absatz3
des Vertrages vorgesehene Frist durch nachträgliche Ver¬
einbarung bis zum 20. Februar 1902 verlängert worden ist.

Oldenburg, den 18. Februar 1902.

Staatsmimsterium.
Millich.

Stein.
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Vertrag
zwischen

dem Großherzogthum Hesse» und dem Großherzogthum

Oldenburg , die ausschließliche Zulassung der Großherzoglich

Hessischen Landeslotterie in dem Großherzogthum Olden¬
burg betreffend.

Zwischen dem Geheimen Finanzrath Or . Götz als Ver¬

treter der Großherzoglich Hessischen Regierung und dem

Finanzrath Wöbs als Vertreter der Großherzoglich Olden-

burgischen Regierung ist vorbehaltlich beiderseitiger Re¬

gierungsgenehmigung folgender Vertrag abgeschlossen worden.

Artikel 1.

Das Großherzogthum Hessen erhält mit Wirkung vom

1 . August 1902 das ausschließliche Recht , die Loose seiner

Landeslotterie im Bereiche des Herzogthums Oldenburg

und der Fürstenthümer Lübeck und Birkenfeld zu vertreiben.

Die Oldenburgische Regierung macht sich verbindlich,

für die Dauer dieses Vertrages weder eine eigene Landes¬

lotterie zu errichten , noch die Errichtung einer solchen zu

genehmigen , noch sich an einer anderen Landeslotterie zu

betheiligen.
Die Oldenburgische Regierung wird beim Landtage des

Großhcrzogthums Oldenburg die Zustimmung zu einem

Gesetze beantragen , welches den aus der Anlage zu diesem

Vertrage ersichtlichen Inhalt hat . Kommt nicht bis zum

10 . Februar 1902 ein der Anlage im Wesentlichen ent¬

sprechendes Gesetz zur Publikation , so erlischt dieser Vertrag.

Artikel 2.

Als Gegenleistung zahlt die Hessische Regierung an

die Oldenburgische Regierung jedesmal acht Wochen nach



dem letzten Ziehungstage der Schlußklasse der Hessischen
Landeslotterie und zwar

nach der 6 . Lotterie 30 000 ^
„ 7 . .. 40 000 „

„ 8. „ 45 000 „
„ „ 9 ., sowie nach jeder folgenden Lotterie

51 000 wovon als Beitrag zu Tantiemen und Grati¬
fikationen l ^ o/o zu kürzen ist.

Artikel 3.

Die Hessische Regierung ist berechtigt , spätestens am
21 . Tage nach der Ziehung 2 . Klasse der 8 . Lotterie der
Oldenburgischen Regierung anzuzeigen , daß der Hessische
Staat von diesem Vertrage zurücktrete.

In diesem Falle hat die Hessische Regierung für die
8 . Lotterie nur 40 000 ^ zu bezahlen.

Es kann aber innerhalb sechs Wochen nach Eingang
dieser Anzeige die Oldenburgische Regierung der Hessischen
Regierung erklären , daß sie die Fortsetzung dieses Vertrages
für die 9 . Lotterie verlange . Diesem Verlangen ist die
Hessische Regierung verpflichtet nachzukommen , sie hat aber
dann für die 9 . Lotterie nur noch 30 000 an die Olden-
burgische Regierung zu bezahlen.

Giebt die Hessische Regierung die vorgedachte Kün¬
digungserklärung bis zu dem dafür festgesetzten Termine in
der 8 . Lotterie nicht ab , so soll dieser Vertrag für beide
Theile unkündbar außer für die 8 . für noch weitere
20 Lotterien Gültigkeit haben und jedesmal für weitere
6 Lotterien als verlängert gelten , wenn er nicht spätestens
vor Abspielung der 3 . Klasse der vorletzten Lotterie , für die
er gültig ist , von einem der vertragschließenden Theile ge¬
kündigt wird.

Artikel 4.

Die Ertheiluug der Erlaubnis zur Veranstaltung
öffentlicher Geldlotterien , soweit sie nicht Landeslotterien
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und deshalb nach Artikel 1 überhaupt ausgeschlossen sind,

wird für das Gebiet des Großherzogthums Oldenburg oder

einzelne Theile desselben nur mit Zustimmung der Hessi¬

schen Regierung erfolgen . Auch die Zulassung einer aus¬
wärtigen Geldlotterie im Großherzogthum bedarf der Zu¬

stimmung der Hessischen Regierung.

Die gleiche Zustimmung ist erforderlich für die von

den Oldenbnrgischen Behörden zu ertheileude Erlanbuiß zur

Veranstaltung öffentlicher innerhalb des Großherzogthums

Oldenburg stattfindender Ausspielungen von beweglichen oder

unbeweglichen Sachen , wenn der Gesammtpreis der Loose

50 000 ^ übersteigt.

Die Zulassung öffentlicher außerhalb des Großherzog¬

thums Oldenburg stattffndender Ausspielungen von beweg¬

lichen oder unbeweglichen Sachen wird seitens der Olden-

burgischen Behörden thunlichst eingeschränkt werden.

Ausspielungen , bei denen die eventuelle Zahlung eines

Geldbetrages an Stelle der Sachgewinne in Aussicht gestellt

wird , sind den Geldlotterien gleich zu achten.

Die Bestimmungen dieses Artikels treten mit der

Publikation des iu Artikel 1 erwähnten Gesetzes in Kraft.

Artikel 5.

Die Oldenburgische Regierung wird die Behörden des

Landes anweisen , zulässigen Anträgen der Lotterie -Direktion

ungesäumt zu entsprechen und von dem Erfolge derselben

der Lotterie -Direktion Kenntniß zu geben , auch derselben in

allen Fallen die in Lotterieangelegenheitcn erwachsenen

polizeilichen oder gerichtlichen Untersuchungsacten zur Ein¬

sicht mitzutheilen.

Artikel 6.

Zum Vertriebe der Loose der Hessischen Landeslotterie

im Großherzogthum Oldenburg Kollektöre anzustelleu



und Berechtigungen zum Loosehandel zu crtheilen , ist nur
die Hessische Lotterie -Direktion befugt.

Die Hessische Lotterie -Direktion wird bei gleicher Ga¬
rantie für guten Loosabsatz und solides Geschäftsgebahreu
sowie bei hinreichender Kautionsfühigkeit Oldeuburgischen
Bewerbern den Vorzug geben.

Oeffentliche Beamte aller Art einschließlich Schutzleute,
Polizeidiener , Briefträger , Flurschützen , bleiben , solange sie
im Dienste stehen , von der Anstellung als Kollektör und
von der Zulassung als Lovsehäudler ausgeschlossen.

Die Kvllektöre und sonstigen gewerbsmäßigen Ver¬
käufer von Loosen bedürfen der Genehmigung der zustän¬
digen Oldeuburgischen Behörden . Die Genehmigung wird
insbesondere auch allen nicht in Oldenburg wohnhaften
Kollektören der Hessischen Landeslotterie nur versagt wer¬
den , wenn erhebliche polizeiliche Bedenken gegen die betreffen¬
den Personen vorliegen.

Die Zurücknahme der Genehmigung erfolgt nach Maß¬
gabe des Z. 35 Absatz 2 der Reichsgewerbeordnung ; sie ist
außerdem gestattet , wenn die betreffenden Personen bei
ihrem Gewerbebetriebe die Vorschriften dieses Artikels
verletzen.

Den mit Genehmigung der Oldeuburgischen Behörden
angestellten bezw . zugelassenen Kollektören und Loosehänd¬
lern ist nicht gestattet:

a . an Personen von zweifelhaftem Ruf oder an unzu¬
verlässige Personen,

d . an Dienstmänner , Kellner oder ähnliche Gewerbe¬
treibende,

o. an Schutzleute , Polizeidiener , Briefträger und sonstige
öffentliche Beamte

Loose zum Wiederverkauf abzugeben oder sich solcher Per¬
sonen zum Loosverkauf zu bedienen,

ä . Loose durch Anbieten oder Aufsuchen von Bestellun¬
gen von Haus zu Haus oder durch persönlichen Besuch



als bisher Unbekannter vder durch Auslegung oder Ver-
theilung von Bestellscheinen oder Bestelllisten in Wirths-
häusern oder an sonstigen öffentlichen Orten zu vertreiben
oder vertreiben zu lassen.

Die Hessische Regierung wird die Kollcktöre und
Loosehändler für ihren Geschäftsbetrieb im Großherzogthum
Oldenburg auch allen sonstigen Beschränkungen unterwerfen,
denen sic für den Geschäftsbetrieb in Hessen unterliegen.

Die im Großherzogthum Oldenburg wohnhaften Kollek-
töre der Hessischen Landeslotterie dürfen an ihrem Ge¬
schäftslokal das für die Hessischen Kollektöre eingeführte
mit einem Löwen und der Inschrift:

„Kollektur" oder „Hauptkollektur"
„der Hessischen Landeslotterie"

sowie der Angabe ihres Namens oder ihrer Firma versehene
Schild führen.

Die Bestimmungen dieses Artikels treten mit der
Publikation des in Artikel 1 erwähnten Gesetzes in Kraft.

Insbesondere darf also von diesem Zeitpunkte ab mit
dem Vertriebe der Loose der Hessischen Landeslotterie be¬
gonnen werden und wird den Gesuchen der Lotterie-
Direktion um Genehmigung von Kollektören und Loose¬
händlern beschleunigte Erledigung zugesichert.

Artikel 7.

Auch die in Oldenburg angestellten Kollektöre der
Hessischen Landeslotterie, sowie die dortigen Händler mit
Hessischen Landeslotterie-Loosen sind den Bestimmungen des
Plans, der Geschäftsordnung und den sonstigen Anordnungen
der Hessischen Lotterie-Direktion unterworfen, soweit sie mit
diesem Vertrage und mit dem im Großherzogthum Olden¬
burg bestehenden Recht nicht im Widerspruch stehen.

Sollte sich ein Kollektör oder Loosehändler durch eine
Verfügung der Lotterie-Direktion beschwert fühlen, so steht
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demselben Beschwerde an das Hessische Finanz -Ministerium
offen . ^

Von der Geschäftsordnung , von Aenderuugen derselben,
von dem jedesmaligen Lotterieplan und von Anordnungen
allgemeiner Art wird die Lotterie -Direktion der Olden-
burgischcn Regierung durch llebersenden der betreffenden
Drucksachen oder Schriftstücke Mittheilung machen.

Die Oldenburgische Regierung wird alsbald nach
Publikation des in Artikel 1 gedachten Gesetzes ihren Justiz¬
behörden die von der Hessischen Lotterie -Direktion zu diesem
Behufe in der erforderlichen Anzahl zu liefernde Geschäfts¬
ordnung für die Kvllektöre mittheilen.

Die von der Lotterie -Direktion den Kollektoren etwa

auferlegtcn Geldstrafen und Kosten sind auf Antrag der
Lotterie -Direktion von den zuständigen Behörden des Groß¬

herzogthums Oldenburg ohne Verzug einzutreiben und kosten¬
frei an die Hessische Lotterie -Direktion zu übersenden.

Artikel 8.

° Den Kollektbren und Loosehändlern darf wegen des

Vertriebes von Loosen der Hessischen Landeslotterie eine
besondere Steuer oder Abgabe im Großherzogthnm Olden¬

burg nicht auferlegt werden ; sie unterliegen vielmehr wegen
dieses Vertriebes nur den allgemeinen Steuergesetzen des
Großherzogthums.

Artikel 9.

Es werden jährlich 2 Lotterien stattsinden.
Sollten einzelne Lotterien ausfallen , so fällt die in

Artikel 2 vorgesehene Herauszahlung an Oldenburg für die

betreffende Lotterie fort.
In Bezug auf die in Artikel 3 festgesetzte Dauer des

Vertrages sollen ausgefallene Lotterien stets als abgespielt

geltem - . m
Fällt während der Vertragsdauer mehr als zweimal



eine Lotterie aus , so kann die Oldenburgische Regierung
von dem Vertrage zurücktreten , cs sei denn , daß die Aus¬

setzung der Lotterien durch einen Krieg , an dem das
Deutsche Reich betheiligt ist , oder durch eine sonstige all¬

gemeine Landeskalamität nothwendig geworden ist,

Artikel 10.

Sollte sich die Hessische Regierung bewogen finden,

während der Dauer des Vertrages die Landeslotterie gänz¬

lich aufzuheben , so erlischt der Vertrag und findet von der

Zeit des Aufhörens der Lotterie an eine weitere Zahlung
nach Maßgabe von Artikel 2 und 3 nicht statt.

Die Oldenburgische Regierung soll jedoch von dem

Aufhören der Hessischen Landeslotterie sogleich , nachdem

dies beschlossen worden ist , in Kenntniß gesetzt werden.

Artikel 11.

Die Hessische Regierung hat der Oldenburgischen Re¬

gierung auf deren Wunsch innerhalb 5 Wochen nach erhal¬

tener Aufforderung mitzutheilen , wie viel Loose der zuletzt

abgespielten Hessischen Landeslotterie abgesetzt sind
1. von Kollektören und Loosehändlern , die im Groß¬

herzogthum Oldenburg wohnen , sowie von deren

Beauftragten und Abnehmern:
u) im Oldenburgischen Staatsgebiet,
d ) außerhalb desselben;

2 . von nicht im Großherzogthum Oldenburg wohn¬
haften Kollektören und Loosehändlern , sowie von

deren Beauftragten und Abnehmern:
innerhalb des Oldenburgischen Staatsgebiets.

Die Oldenburgische Regierung kann das Verlangen

nach dieser Mittheilung jedoch nur stellen nach der letzten

Ziehung der 6 ., 7 ., 10 ., 14 ., 18 ., 24 . Lotterie und außerdem,
sobald feststeht , daß der Vertrag aufhört , sowie im Falle

der Verlängerung des Vertrages (Artikel 3) nach jedes-
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maligem Ablauf der letzten Ziehung der 2. Lotterie der
neuen Vertragsperiode.

Artikel 12.
Alle aus diesem Vertrage etwa entstehenden Streitig¬

keiten sind der Entscheidung eines im Einzelfalle von den
vertragschließenden Regierungen zu vereinbarenden Schieds¬
gerichts zu unterbreiten.

Das Verfahren wird vom Schiedsgericht nach freiem
Ermessen bestimmt. Gegen die schiedsrichterliche Entschei¬
dung ist von keinem Theile eine weitere Einwendung zulässig.

Artikel 13.
Der gegenwärtige Vertrag wird den beiderseitigen Re¬

gierungen ohne Verzug zur Genehmigung vorgelegt werden
und nach deren Eingänge wird mit thunlichster Beschleunigung
die Auswechselung der Geiiehmignngsnrkunden stattfinden.

Oldenburg, den 7. November 1901.
Or . Paul Gütz.

Wöbs.

Anlage
zu dem Vertrage zwischen dem Großherzogthum Hessen und
dem Großherzogthum Oldenburg, die ausschließliche Zulassung
der Großherzoglich Hessischen Landeslotterie im Großherzog¬

thum Oldenburg betreffend, vom 7. November 1901.

Artikel 1.
Zur Ertheilung der Erlaubuiß zur Veranstaltung öffent¬

licher Lotterien (Z. 286 des Strafgesetzbuchs) sind zuständig:
1. für das Gebiet des Großherzogthums bezw. für das

Gebiet des Herzogthums: das Staatsministerium,
Departement des Innern;
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2 . für das Gebiet der Fürstenthümer Lübeck und Bir¬
kenfeld : die Regierungen.

Artikel 2.

Der Vertrieb von Loosen auswärtiger öffentlicher
Lotterien im Großherzogthum ist nur dann gestattet , wenn
die Lotterie vom Staatsministerium , Departement des
Innern , zngelasfen ist . Die erfolgte Zulassung ist in dem
Amtsblatte desjenigen Landestheils , für welchen dieselbe
geschehen ist , bekannt zu machen.

Artikel 3.

Der Verkauf von Loosen der im Großherzogthum ver¬
anstalteten und genehmigten Lotterien (Artikel 1) , sowie das
Ausbieten derselben ist frei.

Artikel 4.

Wer ohne oberliche Genehmigung gewerbsmäßig Loose
oder Loosabschnitte auswärtiger öffentlicher Lotterien , die
im Großherzogthum zugelasfen sind (Artikel 2) , oder Ur¬
kunden , durch welche Antheile an solchen Loosen oder Loos-
abschnitteu zum Eigenthnm oder zum Gewinnbezug über¬
tragen werden , feilbietet oder veräußert , oder zeitweise an
einen anderen überläßt , wird mit Geldstrafe von 100 bis
1500 bestraft.

Dieselbe Strafe trifft denjenigen , welcher ein solches
Geschäft als Mittelsperson befördert.

Artikel 5.

Zur Ertheilung der im Artikel 4 erwähnten Genehmi-
-gnng sind zuständig:

1. für das Gebiet des Herzogthnms : das Staatsmini¬
sterium , Departement des Innern;

2 . für das Gebiet der Fürstenthümer Lübeck und Bir¬
kenfeld : die Regierungen.
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Die Genehmigung kann nach Ermessen versagt werden

und es ist die ertheilte Genehmigung jeder Zeit widerruflich.

Artikel 6.

Wer in auswärtigen öffentlichen Lotterien , die nicht im

Großherzogthnm zugelassen sind , spielt , wird mit Geldstrafe

bis zu 600 bestraft.

Artikel 7.

Wer Loose oder Loosabschnilte der im Artikel 6 be-

zeichneten Lotterien oder Urkunden , durch welche Antheile

an solchen Loosen oder Loosabschnitten zum Eigenthum oder

zum Gewinnbezug übertragen werden , feilbietet oder veräußert,

oder zeitweise an einen anderen überläßt , wird mit Geld¬

strafe von 60 bis 1500 bestraft.
Dieselbe Strafe trifft denjenigen , welcher derartige

Handlungen als Mittelsperson befördert.

Artikel 8.

Die Veröffentlichung der Gewinnresultate von den im

Artikel 6 bezeichneten Lotterien in den im Großherzogthum

erscheinenden Zeitungen wird mit Geldstrafe bis zu 50

bestraft.
Artikel 9.

Den Lotterien im Sinne der vorstehenden Bestimmungen

sind öffentlich veranstaltete Ausspielungen beweglicher und

unbeweglicher Sachen gleich zu achten.

Artikel 10.

Das Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg , be¬

treffend die öffentlichen Lotterien und Ausspielungen , vom

3 . April 1891 wird aufgehoben.

Artikel 11.

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1902 in Kraft.
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.M 70.
Landtagsabschied für die 4. Versammlung des XXVII . Landtags des

Großherzogthums.
Oldenburg, den 19. Februar 1902.

2bir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen, Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verkünden nach dem Schluffe der 4. Versammlung des
XXVII . Landtags nachfolgenden Landtagsabschied:

8- 1-

Die nachstehenden Gesetze sind nach erfolgter verfassungs¬
mäßiger Zustimmung des Landtags verkündet:

X. für das Großherzogthum:
1. ein Gesetz, betreffend Abänderung des Gehalts-Re¬

gulativgesetzes;



2 . ein Gesetz , betreffend Abänderung der Geschäfts¬

ordnung des Landtags;

3 . ein Gesetz , betreffend die öffentlichen Lotterien und

Ausspielungen.

L . für das Herzogthum Oldenburg:

1 . ein Gesetz , betreffend die Bildung eines Amts - und

Amtsgerichts -Bezirks Rüstringen;

2 . ein Gesetz, betreffend die nichtstaatlichen Eisenbahnen;

3 . ein Gesetz, betreffend die Aufhebung des Amtsgerichts
Damme.

6 . für das Fürstenthum Lübeck:

ein Gesetz, betreffend die Förderung der Pferdezucht.

8- 2.

Der Landtag hat zu dem Staatsvertrage mit Schaum¬

burg -Lippe , betreffend Aenderung des über die Errichtung

eines gemeinschaftlichen Oberlandesgerichts abgeschlossenen

Staatsvertrages vom 23 . Oktober 1878 nachträglich seine

verfassungsmäßige Zustimmung ertheilt.

8 - 3.

Eine vorläufige Prüfung des vom Landtage vor¬

gelegten Gesetzentwurfs , betreffend Aenderung des Stempel¬

gebührengesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom 9 . Ok¬

tober 1868 , hat zu mehrfachen Bedenken Anlaß gegeben.

Bei der für die nächste Zeit in Aussicht genommenen

Umarbeitung der bestehenden stempelsteuerlichen Vorschriften

wird die thunlichste Berücksichtigung der in dem Gescheut-



Wurf gegebenen Anregung den Gegenstand eingehender Er¬
örterung bilden.

8- 4.

Dem Ersuchen des Landtags , dem nächsten ordentlichen
Landtage einen Gesetzentwurf vorzulegen , betreffend Aen-
derung der Geschäftsordnung des Landtags in dem Sinne,
daß auch nach dem Schlüsse des Landtags eine offizielle
Vertretung desselben bestehen bleibe , soll entsprochen werden.

8- 5.

Bezüglich des vom Landtage mittels Annahme des
selbständigen Antrages Röper gestellten Ersuchens , den An¬
schluß des Fürstenthums Lübeck an die Schleswig -Holsteinische
Landschaft zu erstreben , wird bemerkt , daß die Staats¬
regierung eine eingehende Prüfung der Angelegenheit ange¬
ordnet hat und über das Ergebniß dem nächsten ordentlichen
Landtage eine Mittheilung gemacht werden soll.

8 - 6 .

Das Ersuchen , baldthunlichst dem Landtage einen Gesetz¬
entwurf , betreffend Stierköhrung im Fürstenthum Lübeck,
vorzulegen , wird in Erwägung gezogen werden.

8 . 7.

Ob den vom Landtage zur Berücksichtigung empfohlenen
Petitionen auf Aenderung des Artikels 30 der revidirten
Gemeindeordnung entsprochen werden kann , soll geprüft
werden . Falls sich ergiebt , daß eine Aenderung der erwähnten
Gesetzesbestimmung angezeigt erscheint , wird dem nächsten
ordentlichen Landtage eine entsprechende Gesetzesvorlage zu-
Zehen.
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Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichcn Jnsiegels.

Gegeben ans dem Schlosse zu Oldenburg , den 19 . Fe¬
bruar 1902.

Im Aufträge des Großherzogs:

Das Staatsministerium.

(U . 8 .) Willich . Ruhstrat I . Ruhstrat II.

Lenge.
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M 71 . Bekanntmachung des Staatsministeriums Nom 12. März 1902,

betreffend die Vereinfachung des Geschäftsganges.

71.
Bekanntmachung des Staatsministcriums , betreffend die Vereinfachung

des Geschäftsganges.

Oldenburg , den 12 . März 1902.
Im Höchsten Aufträge wird bestimmt:

1. Amtsstil.

Die Schreibweise der Behörden soll knapp und klar
sein , ihrer Stellung zu einander und zum Publikum auch
in der Form entsprechen und sich der allgemein üblichen
Sprache des Verkehrs anschließen . Entbehrliche Fremdwör¬
ter , veraltete Kanzleiausdrücke (z. B . rescribiren , Designa¬
tion , b>r . na . , 8. P . r . , rssp ., in siaroma , xor , xro , ä,
Attest , Ivo . oit ., inolrmivs , rsproä ., axp ., rnbrio ., aola)
sind zu Vermeiden.

Beachtenswerthe Fingerzeige für eine kurze sachgemäße
und klare Abfassung amtlicher Schriftstücke enthält die im
Heymann 'schen Verlag in Berlin erschienene kleine Schrift
von Rothe „lieber den Kanzleistil " . Als Anhalt bei der
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Verdeutschung von Fremdwörtern , die zumeist ohne Mühe
zu ersetzen oder zu umschreiben sind , kann das vom deut¬
schen Sprachverein herausgcgcbcnc Verdeutschungsbuch „Die
Amtssprache " dienen.

Der Gebranch der Höflichkeitswendungen ist in engen
Grenzen zu halten . Im Verkehr mit Oldenburgischen Be¬
hörden sind sie ganz wegzulassen . Jede Häufung und
sprachwidrige Steigerung der Höflichkeitswendungen ist zu
vermeiden.

Wird hiernach die Amtssprache von entbehrlichem Bei¬
werk befreit , so ist umsomehr darauf zu halten , daß sie es
an der gebührenden Höflichkeit und Rücksicht nicht fehlen
läßt und jede Schroffheit vermeidet.

Für Berichte an den Landesherrn , Schreiben an Fürst¬
liche Personen und für ähnliche besondere Fälle behält cs
bei den bisherigen Formen sein Bewenden.

Ebenso bei dem Verkehr mit dem Reichskanzler , frem¬
den Ministerien , Hofämtern , diplomatischen und consulari-
schen Vertretern.

2. Form der Schriftstücke im Allgemeinen.

Alle Berichte , Schreiben und Verfügungen tragen auf
der ersten Seite der Reinschrift oben rechts die Orts - und
Zeitangabe , oben links die Amtsbezeichnung der schreibenden
Behörde , darunter , wenn eine solche vorhanden , die Ge¬
schäftsnummer , bei längeren Schriftstücken eine kurze  In¬
haltsangabe , sowie , wenn Anlagen beizufügcn sind , deren
Zahl und nöthigenfalls deren kurze Bezeichnung , unten
links die Adresse.

Die bisher übliche Eingangsformel in Schreiben , Be¬
richten und Verfügungen (z. B . „Dem Staatsministerium
beehrt sich das Amt auf die oben genannte Verfügung Fol¬
gendes gehorsamst zu berichten " oder „Euer Hochwohlgebo¬
ren verfehlen wir nicht auf das Schreiben vom u . s. w .,
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betreffendu. s. w., ganz ergebenst zn erwidern", vder „Dem
Grvßherzoglichen Landgericht, CivilkammerI , erwidern wir
ans das gefällige Ersuchungsschreibenvom n. s. w. in Sa¬
chenu. s. w. ergebenst, daß"), die Wiederholung des in der
Inhaltsangabe bereits Gesagten, und vor der Unterschrift
die Wiederholung der ans der ersten Seite bereits ange¬
gebenen Amtsbezeichnung der schreibenden Behörde, kommen
in Wegfall.

Ein Ergebenheitsstrich wird nicht gemacht.
Soweit Vordrucke für einzelne Schriftstücke eingeführt

sind, hat es bei der darin vorgesehenen äußeren Form sein
Bewenden. Bei einem Neudruck ist zu erwägen, in wie
weit die Vordrucke abzuändern sind. Schriftstücke von mehr
als vier Seiten sind mit Seitenzahlen oder — wo dies
aus besonderen Gründen angezeigt ist — mit Blattzahlen
zu versehen. Auf der beim Absender verbleibenden Urschrift
sind an den entsprechenden Stelle» die Seitenzahlen der
Reinschrift zu vermerken.

3. Beifügung von Anlagen.

Soweit cs für die geschäftliche Behandlung förderlich
erscheint, sind die Vorgänge beizufügen; bei Berichten an
die Vorgesetzten Behörden ist dies die Regel. Werden aus¬
nahmsweise Acten oder Vorgänge wegen Einfachheit der
Sache oder Unentbehrlichkeit der Acten nicht beigefügt, so
ist der Grund zu bemerken. (Vergl. auch .N 6). Lose
Anlagen und Anlagenhefte sind nach Bedürfniß mit der
Geschäftsnnmmer des Schriftstücks, zu dem sie gehören, mit
einem die Reihenfolge bezeichnenden Vermerk(z. B . I , II,
III vder L , 0 ) und mit Blatt - oder Seitenzahlen zu
versehen.

Bei der Bezugnahme ans Anlagen wird meist die An¬
gabe des Zeichens und des Blattes (der Seite), z. B. :
„Nach Anlage L Blatt 9 ist . . genügen.
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Wenn einem Schriftstück die Abschrift eines anderen

Stücks bcizufügen ist , so ist dazu der freie Raum des be¬

nutzten Bogens zu verwenden , sofern er ausreicht.

4 . Form der Berichte.

Berichte sind in der Reinschrift ans den ersten drei

Seiten in halber Breite , von da ab in Drcivicrtclbrcitc des

Bogens zu schreiben.

Aiif der linken Hälfte der ersten Seite ist außer den

allgemein vorgeschriebenen Angaben (.4Z 2 ) noch die ver¬

anlassende Verfügung oder , daß ohne solche berichtet werde,

zu bemerken.
Ein in einem Berichte enthaltener Antrag ist äußerlich

hervorzuhebeu und , soweit angängig , an , den Eingang oder
den Schluß zu stellen.

Wegen der Berichte an den Landesherrn siche oben
unter 1.

5 . Form der Erwiderung.

Erwiderungen auf Schreiben gleichgestellter und ans

Berichte Nachgeordneter Behörden sind außer mit den all¬

gemein vorgeschriebenen Angaben (^ IZ 2 ) noch mit einem

Hinweis auf das veranlassende Schriftstück zu versehen

(z . B . „ Auf das Schreiben — den Bericht — vom . . .
. . . " ) - Der Hinweis ist unter die Inhaltsangabe zu

setzen.

6 . Einreichung von Verzeichnissen.

Die Einreichung von Verzeichnissen , Uebersichten , Nach¬

weisungen und dergleichen erfolgt ohne Begleitberichte , so¬

weit diese nicht einen selbstständigen Inhalt haben , und

ohne Beifügung der Vorgänge und Acten . Ans der ersten

Seite oder auf einem um das cingereichte Schriftstück ge¬

legten Umschlag ist der Inhalt und die veranlassende Ver-
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scndcndcn und der empfangenden Behörde anzngebcn.

7. Adresse für Einzelbeamte.

Bei Schriftstücken an Einzclbeamte , die eine Behörde
vertreten , ist sowohl in der "Innen - als in der Rnßcnadressc
der Name des Beamten nur dann anzngebcn , wenn cs sich

um persönliche Angelegenheiten des Empfängers handelt
oder wenn besondere Verhältnisse dies erfordern.

Wird der Name nicht angegeben , so sind auch etwaige
persönliche Titel dcS Empfängers (z. B . „Geheimer Ncgic-
rungsrath " und dergleichen ) und dem Namen bcizufügende
Prädicate (z. B . „Excellenz ") gleichfalls wegzulassen , es ist
also zu schreiben „An den Herrn Oberlandesgerichtspräsi-
denten in Oldenburg " , „An den Herrn Regierungspräsi¬
denten in Eutin " und dergleichen.

Soll erkennbar gemacht werden , daß das Schriftstück
nur von dem Empfänger geöffnet werden darf , so ist die

Persönliche Adresse mit dem Vermerk „Eigenhändig " anzu-
wendcn.

8. Mündlicher Verkehr.

Der schriftliche Verkehr zwischen Abtheilungcn dersel¬
ben Behörde und nach Lage der Verhältnisse auch zwischen
verschiedenen Behörden an demselben Orte ist , soweit seine

Ersetzung durch mündliche Besprechung thunlich und zweck¬
mäßig erscheint , zu vermeiden.

Ueber die Unterredung , ist , soweit nöthig , ein kurzer
Vermerk zu den Acten zu bringen.

9. Fernsprech- und Telegraphen-Verkehr.

Von Fernsprech - und Telcgraphen -Verbindnngen ist

nur dann Gebrauch zu machen , wenn besondere Veranlas¬
sung dazu vorliegt.
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Unter der Kürze des Telegrammstils darf die Deutlich¬
keit nicht leiden.

Vermerke über Mitthcilungcn n . s. w . durch Fernspre¬
cher sind , soweit angezcigt , zu den Acten zu nehmen.

10 . Urschriftlicher Verkehr.

Soweit irgend angängig , namentlich wenn der Inhalt
der abzuscndcndcn Schriftstücke für die Acten entbehrlich ist
oder die Zurückbehaltung von Vermerken genügt , ist für
Schreiben und kurze Berichte die urschriftliche Form zu
wählen , wobei die Niederschrift je nach Lage des Falles
entweder ans das veranlassende Schriftstück selbst oder ans
einen darum zu legenden Bogen gesetzt wird . Bei Anwen¬
dung der urschriftlichen Form fallen die sonst voraeschrie-
denen Angaben (^ >Z 2 , 4 und 5) , soweit sie entbehrlich
sind , weg.

11. Postkarten.

Postkarten können zu einfachen Mittheilnngen und Be¬
nachrichtigungen an Privatpersonen benutzt werden , sofern
nicht eine unverschlossene Mittheilung in dieser Form be¬
denklich erscheint (z. B . bei Zahlungsaufforderungen und

dergleichen ) oder die Absendung nnfrankirt zu geschehen hat.
Im Verkehr mit Behörden sind Postkarten mit Rück¬

sicht auf die Ordnung der Acten nur zu benutzen , wenn
der Inhalt der Postkarte deren Aufbewahrung nickt er¬
fordert.

12 . Abschriften und Aktenvermerke.

Die Anfertigung von Abschriften solcher Schriftstücke,
die an andere Behörden oder zu anderen Acten abgegeben
werden , ist in allen geeigneten Fällen durch einen kurzen
Vermerk in den Acten zu ersetzen.

Zur Vermeidung von Abschriften können Verfügungen
durch Vermittlung der Nachgeordneten Behörden , für welche
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dann die Entnahme eines Vermerkes zn ihren Acten genügt,
den Empfängern übermittelt werden.

Abzüge allgemeiner Verfügungen , die Nachgeordneten
Behörden unverändert mitzuthcilen sind , sind von der Obcr-
behördc in der Regel in einer dafür genügenden Stückzahl
an die Behörde , welche weiter verfügen muß , mitznscndcn.

13 . Vordrucke.

Für häufig wicderkehrende Fälle sind in möglichster
Ausdehnung und zwar zu Entwürfen , Urschriften und Rein¬
schriften Vordrucke zn verwenden.

Vordrucke , deren Ausfüllung einfach ist , sind , nament¬
lich im urschriftlichen Verkehr , thunlichst von dem Bearbei¬
ter (Referenten , Dezernenten ) unmittelbar auszufülleu . In
geeigneten Fällen (z. B . bei Kasfevcrfügungen , Genehmi¬
gungen zu bestimmten Gewerbebetrieben ) verfügt der Be¬
arbeiter Ausfertigung nach Vordruck ; dieser wird dann ohne
Anfertigung eines Entwurfes sogleich in Reinschrift ansge¬
füllt zur Vollziehung vorgelegt . (Vergleiche M 12 .)

14 . Mechanische Hülssmittel.

Von mechanischen Hülfsmittcln (Schreibmaschinen , Stem¬
peln , Hektographen und dergleichen ) ist ausgiebiger Gebrauch
zu machen.

15 . Vermeidung von Kosten.

Bei dem gesummten Geschäftsverkehr ist auf die mög¬
lichste Vermeidung von Kosten gebührend Rücksicht zu
nehmen.

16 . Verkehr mit Kommunalbehörden und dem Publikum.

Die vorstehenden Vorschriften finden auch im Verkehr
mit den Kommunalbehörden und mit dem Publikum An¬
wendung.
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17 . Aufhebung älterer Bestimmungen.

Alle früheren den vorstehenden Vorschriften entgegcn-

stehendcn Bestimmungen werden anfgehoben.

StaMministerium.

Willi ch. _

Tenge.
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72.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend eine neue Ge¬

schäftsordnung der Bodenkredit -Anstalt für das Hsrzogthum Olden¬
burg.

Staatsministerium,
Departement des Innern.

Oldenburg , den 17 . April 1902.

Unter Bezugnahme auf Z. 1 der Bestimmungen zur
Ausführung des Gesetzes vom 14 . Februar 1883 wegen
Errichtung einer Bodenkredit -Anstalt für das Herzogthum
Oldenburg bringt das Staatsministerium hierneben eine
neue Geschäftsordnung der Bodenkredit -Anstalt zur öffent¬
lichen Kunde , welche mit dem 1. Juni 1902 an die Stelle
des am 26 . September 1883 veröffentlichten Geschäfts¬
regulatives tritt.

Millich.

Tenge.

1



Geschäftsordnung
der

Bodenkredit -Anstalt.

I . Allgemeine Bestimmungen.

1 . Die Direktion der Bodenkredit -Anstalt faßt ihre

Beschlüsse gemeinschaftlich . Ist eine Mehrheit nicht zn er¬

reichen , so entscheidet die Stimme des Vorsitzenden oder,

falls dieser an der Beschlußfassung nicht betheiligt ist , des

dienstälteren Mitgliedes.
Dasjenige Mitglied , welches mit der Geschäftsführung

besonders beauftragt ist , überwacht den gesammten Betrieb

der Anstalt , insbesondere die Kassen - und Rechnungsfüh¬

rung , und hat , soweit erforderlich (Ziff . 6) , den Mitver¬

schluß der Urkunden , Werthpapiere , Bankbücher und Baar-

bestände.
Das Mitglied für die juristischen Geschäfte hat vor¬

zugsweise die rechtliche Gültigkeit der abzuschließenden Ver¬

träge zn prüfen , die zweifelhaften Rechtsfragen zu begut¬

achten und , soweit nöthig , die rechtlichen Geschäfte der An¬

stalt , gerichtliche wie außergerichtliche , wahrzunehmen.
Alle Erlasse , Urkunden u . s. w ., welche von der Direk¬

tion ausgehen , werden von einem Mitglieds der Direktion

unterzeichnet und von dem Verwalter gegengezeichnet.

Schuldurkunden der Anstalt sowie Verfügungen über

die der Anstalt eingeräumten Hypotheken bedürfen der Unter¬

zeichnung durch zwei Mitglieder der Direktion.
Die Unterschriften der Direktionsmitglieder unter den

Schuldverschreibungen , Zinsscheinen und Zinserneuerungs-

fcheinen können durch Faksimile hergestellt werden.
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2 . Der Verwalter , welchem die nächste Aufsicht über
das sonstige Bureaupersonal obliegt , und der Buchhalter
(Kontroleur ) führen ihre Dienstgeschäfte nach den ihnen von
der Direktion crtheilten Dienstanweisungen und vertreten
sich gegenseitig , soweit nicht im einzelnen Falle vom Staats¬
ministerium , Departement des Innern , die Vertretung be¬
sonders beordnet wird.

Der Verwalter ist zur Empfangnahme aller für die
Anstalt bestimmten Sendungen , Schriftstücke und Zahlungen
ermächtigt.

3 . Die Geschäftsräume der Anstalt sind an allen
Werktagen des Vormittags von 10 — 1 Uhr geöffnet.

4 . Das Geschäftsjahr der Bodenkredit -Anstalt ist das
Kalenderjahr.

5 . Der Schriftwechsel und der Geldverkehr zwischen
der Anstalt und den Aemtern , Amtsrezepturen und sonstigen
Behörden ist , soweit thunlich , im Anschluß an amtliche Sen¬
dungen des Staatsministeriums zu beschaffen . Den Bethei¬
ligten sind die dafür erwachsenden Portoauslagen nicht zur
Last zu legen , ausgenommen bei Vornahme von Schätzun¬
gen und bei Uebersendung von Geldern und Schuldver¬
schreibungen in denjenigen Fällen , wo es in den Ausfüh¬
rungsbestimmungen oder in dieser Geschäftsordnung aus¬
drücklich vorgesehen ist . Insbesondere darf für die Einzah¬
lung von Zins - und Tilgungsrenten bei den Amtsrezepturen
Porto nicht berechnet werden.

Die Direktion kann mit Genehmigung des Staats¬
ministeriums für den Geldverkehr mit einzelnen Amtsrezep¬
turen die Vermittlung einer Bank in Anspruch nehmen.

II. Die Geschäftsführung bei der Anstalt selbst.

. 6 . Die Urkunden , Werthpapiere und Baukbücher der
Anstalt sind in zwei Urkundenbüchern , von denen das eine
vo » dem geschäftsführenden Mitgliede der Direktion , das

1 *
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andere von dem Verwalter aufbewahrt wird , zu verzeichnen

und feuer - und diebessicher unter gemeinschaftlichem Ver¬

schlüsse zu verwahren . Bei Hypothekenbriefen kann von

dem gemeinschaftlichen Verschlüsse abgesehen werden.

7 . Die Buch - und Rechnungsführung der Anstalt

erfolgt nach den allgemeinen Regeln der doppelten Buch¬

führung.

8 . Es werden folgende Bücher geführt:

u) das Hauptkassebuch , in welchem die Einnahmen

und Ausgaben der Anstaltskasse nach der Reihenfolge

ihres Entstehens verzeichnet werden;

d ) das Kassenjournal , in welchem sämmtliche Ein¬

nahmen und Ausgaben der Anstalt getrennt nach

den allgemeinen Konten aufgeführt werden;

0) das Hauptbuch , welches die Zusammenstellung der

monatlich sich ergebenden Gesammtsummen der Ein¬

nahmen und Ausgaben zu den Konten des Kassen¬

journals enthält;
cl) das alphabetische Schnldnerverzeichniß;
s ) das Verzeichniß der ausgegebenen Schuld¬

verschreibungen;
ck) das Zinsscheinverzeichniß;
Z) das Anmeldebuch für Passivkapitalien.

Ferner sind zu führen

ll ) Hülfsverzeichniffe der Schuldner zu Uebersichts - und

statistischen Zwecken.
1) Ein besonderes Konto für jeden Schuldner.

ich Besondere Konten für die ausgegebenen Schuldver¬

schreibungen nach Ausgaben und Serien getrennt.

1) Ein besonderer Zins - und Tilgungsplan für jedes

Darlehen.
ru ) Ein Verzeichniß der von der Direktion bewilligten

Löschungen von Eintragungen , welche im Grundbuch

zu Gunsten der Anstalt erfolgt waren.



Die unter u — o aufgeführten Bücher sind je für ein
Jahr anzulegen und monatlich abzuschließen.

9 . Bei Berechnung von Kapitalzinsen sind die kauf¬
männischen Gebräuche maßgebend , und ist das Jahr zu
12 Monaten oder 360 Tagen und der Monat zu 30 Tagen
zu rechnen.

10 . Für die Entrichtung der Zins - und Tilgungs¬
renten wird jedem Schuldner ein Quittungsbnch unentgeltlich
ansgestellt , welches für eine Reihe von Jahren den Zins-
und Tilgungsplan enthält . Die Quittirung hat nur in
diesem Buche zu erfolgen.

Sobald der eingetragene Zins - und Tilgungsplan er¬
schöpft ist und wenn seine Abänderung erforderlich wird,
ist das Buch zur Fortführung oder Berichtigung einzufor¬
dern . Gleichzeitig sind auch die Pläne bei den Akten
(Ziff . 8 litt , l) fortzuführen oder zu berichtigen.

Wenn ein Quittungsbuch verloren geht , so ist dem
Schuldner ein neues auszufertigen und zwar , falls nicht
der Verlust nachweisbar ohne sein Verschulden eingetreten
ist , gegen eine in die Kasse der Bodenkredit -Anstalt fließende
Gebühr von 50 ^j>.

11 . Erfolgt die Auszahlung eines Darlehenskapitals
nicht an einem gesetzlichen Zinszahlungstermine , so sind für
die Zwischenzeit Ausgleichungszinsen zu berechnen und ent¬
weder beim nächsten Zinszahlungstermine zn erheben oder
bei Auszahlung des Kapitals an den Schuldner zu kürzen
(Art . 6 Z. 2 des Gesetzes) , zur Rechnung aber in Einnahme
zu stellen.

12 . Die Ausfertigung der Schuldverschreibungen über
eingezahlte Anlehen erfolgt unter dem Tage der Einzahlung
des Kapitals bei der Kasse der Anstalt , von welchem Tage
an die Verzinsung beginnt.

Die vollzogenen Schuldverschreibungen werden nach
Serien getrennt unter Zeichnung eines Direktionsmitgliedes
in das Berzeichniß der ausgegebenen Schuldverschreibungen
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sv eingetragen , daß bei etwaigen Neuausfertigungen unter
derselben Nummer genügender Raum verbleibt (Ziff . 18 ).

13 . Erfolgt die Einzahlung eines Kapitals gegen
Ausgabe einer Schuldverschreibung nicht an einem Zins¬
zahlungstermine , so sind , falls im einzelnen Falle nicht
etwas anderes verabredet wird , unter Einbehaltung des lau¬
fenden Zinsscheines Stückzinsen zu berechnen.

Für den Bezug dieser Zinsen ist eine besondere dem¬
nächst als Rechnungsbeleg zu verwendende Anweisung auf
die Kasse der Anstalt auszufertigen , welche in dem nächsten
Zinszahlungstermine eingelöst wird . Der laufende Zins¬
schein und die etwaigen Vorscheine werden alsbald ver¬
brannt , was in dem Zinsscheinverzeichniß unter Zeichnung
eines Direktionsmitgliedes zu bemerken ist.

14 . Einlösnngsstellen für die Zinsscheine sind die
Amtsrezepturen (Art . 20 des Gesetzes) und die Kasse der
Anstalt . Bei der letzteren oder einer anderen von der
Direktion beauftragten Stelle erfolgt auch die Ausgabe
neuer Zinsscheine.

Die eingelösten Zinsscheine sind zu durchlochen , im
Zinsscheinverzeichniß zu löschen und monatweise geordnet
aufzubewahren.

Nach Ablauf der vierjährigen Verjährungsfrist und
nach Abnahme der betreffenden Jahresrechnung hat die
Direktion die eingelösten Zinsscheine zu verbrennen und die
endgültige Vereinnahmung der verjährten Beträge unter
Berichtigung des Zinsscheinverzeichnisses zu veranlassen.

15 . Die zum Umtausch gelangten beschädigten Schuld¬
verschreibungen , Zinserneuerungsscheine und Zinsscheine sind
zu verbrennen , was im Verzeichniß der ausgegebenen Schuld¬
verschreibungen unter Zeichnung eines Direktionsmitgliedes
bemerkt wird.

16 . Die Umwandelung von Schuldverschreibungen,
welche auf den Inhaber lauten , auf den Namen und um¬
gekehrt erfolgt durch eigenhändige Vollziehung zweier Direk-
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tionsmitglieder , desgleichen die Uebertragung von auf den
Namen lautenden Schuldverschreibungen auf einen neuen
Inhaber.

Die Umwandelung sowohl wie die Uebertragung sind
unter Zeichnung eines Direktionsmitgliedes in das Verzeich¬
nis; der ausgegebenen Schuldverschreibungen einzutragen.

17 . Erfolgt die Einlösung gekündigter Schuldverschrei¬
bungen nicht an einem Zinszahlungstermine , so werden dem
Gläubiger die Stückzinsen für die Zeit vom letzten Zins¬
zahlungstermine bis zu demjenigen Tage vergütet , auf welchen
die Kündigung erfolgt ist.

18 -. Die durch Kündigung und Rückzahlung au die
Anstalt zurückgelangten Schuldverschreibungen sind nach
Löschung im Verzeichniß der ausgegebenen Schuldverschrei¬
bungen gemäß Zisf . 6 in Verwahrung zu nehmen . Ihre
etwaige Wiederausgabe erfolgt nach den Bestimmungen des
Art . 17 des Gesetzes.

Die nicht zur Einlösung kommenden Zinsscheine aus
der Zeit von der Rückzahlung bis zur etwaigen Wieder¬
ausgabe sind , wie in Zisf . 13 vorgeschrieben , zu vernichten
und im Zinsscheinverzeichniß zu löschen.

Die Beträge der bei der Rücklieferung der Schuldver¬
schreibung fehlenden Zinsscheine , welche vom Kapitale ge¬
kürzt sind , werden bis zur Einlösung oder Verjährung nur
vorläufig vereinnahmt.

19 . In den ersten zwei Monaten jeden Jahres sind
von der Direktion den als Hebestellen geltenden Amtsrezep¬
turen Verzeichnisse der von ihnen im laufenden Jahre zu
erhebenden Zins - und Tilgungsrenten , soweit solche zur
Zeit feststehen , durch Vermittelung der Aemter zu übersenden.

Auch die im Laufe des Jahres zu ertheilenden Hebungs¬
und Zahlungsaufträge , sowie die sonst erforderlichen Nach¬
träge dazu sind den Amtsrezepturen durch Vermittelung der
Aemter zuznstellen.
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20 . Die Anweisung sämmtlicher Ausgaben erfolgt durch
das mit der . Geschäftsführung besonders beauftragte Mit¬
glied der Direktion.

21 . Im Anfänge eines jeden Monats  haben die
Amtsrezepturen eine Uebersicht über ihre Einnahmen und
Ausgaben des verflossenen Monats in zwei Ausfertigungen
einzusendcn , wovon die eine nach Prüfung nnd Feststellung
mit Empfangsbescheinigung versehen und zurückgesandt wird.

Aus diesen Ucbersichten und aus den bei der Haupt-
kaffe für denselben Monat geschehenen Buchungen hat der
Buchhalter eine Uebersicht der Einnahmen und Ausgaben
herzustellen , welche von der Direktion dem Staatsministe¬
rium vorgelegt wird.

22 . Am Schluffe jeden Jahres ist ein Rcchuungs-
schluß aufzustellen , der sämmtliche Einnahmen und Aus¬
gaben der Anstalt im abgelaufenen Jahre ausweist nnd eine
Abschrift des Gewinn - und Verlust -Kontos sowie des Bilanz¬
kontos des Hauptbuches enthält.

Eine Ausfertigung des Rcchnungsschlusfes mit den er¬
forderlichen Nachweisen über Einnahmen und Ausgaben
belegt , und begleitet von dem Kassenjouruale und dem Haupt¬
buche, sowie von dem durch den Buchhalter und die Direk¬
tion für richtig erklärten , nach Ziff . 8 litt , na zu führen¬
den Verzeichnisse , ist gegen den 1 . April des nachfolgenden
Jahres berichtlich dem Staatsministerium vorzulegen , welches
ihn einer Prüfung unterziehen und dabei insbesondere auch
die Richtigkeit der in Ausgabe gestellten Kapitalbelegungeu,
sowie auch das Vorhandensein der in den Anlagen des
Bilanzkontos einzeln aufzuführenden , am 31 . December un¬
abgetragen gebliebenen Forderungen feststellen läßt.

23 . Die von dem Staatsminifterium nach erledigter
Prüfung auszustellende Bescheinigung wird der Direktion
mitgetheilt und von dieser dem Verwalter zur Entlastung
für seine abgelegte und als Grundlage für seine nächst¬
jährige Rechnung zugefertigt.
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Der Rechnungsschluß ist nach erledigter Prüfung von
der Direktion durch die oldenburgischen Anzeigen zu ver¬
öffentlichen.

III . Die Geschäftsführung bei den Aemtern.

24 . Die nachstehend für die Aemter erlassenen Be¬
stimmungen sind auch für die Stadtmagistrate der Städte
I . Klasse mit Ausnahme von Oldenburg maßgebend , falls
sie für die Anstalt thätig werden.

25 . Wird bei einem Amte der Antrag auf Gewäh¬
rung eines Darlehens aus der Anstalt mündlich oder schrift¬
lich gestellt , so hat es zunächst thunlichst dahin zu wirken,
daß die zur Begründung des Gesuchs erforderlichen Beschei¬
nigungen beigebracht werden.

26 . Zur Begründung des Darlehensgesuches ist unter
allen Umständen ein neuester Auszug aus dem Grundbuch
über das zu verpfändende Grundstück erforderlich und von
dem Antragsteller vorzulegen . Der Auszug braucht nicht
beglaubigt zu sein.

Soll die Sicherheit für das Darlehen durch Uebertra-
gung einer bereits bestehenden Hypothek oder Grundschuld
geleistet werden , so ist ferner das Jngrossationsdokument
oder der Hypothekenbrief einzuziehen und dafür auf beson¬
deren Antrag eine schriftliche Empfangsbescheinigung zu
ertheilen.

Daneben sind vom Amte auszustellen oder einzuziehen
1 . für Rechnung der Anstalt ein Mutterrollenauszug

über das zu verpfändende Grundstück,
2 . falls das Brandkassentaxat bei Beurtheilung der

Sicherheit der Hypothek berücksichtigt werden soll,
für Rechnung des Darlehenssuchcrs ein Auszug aus
dem Brandkassenregister , welcher thunlichst mit dem
Mutterrollenauszuge zu vereinigen ist und die Be¬
scheinigung zu enthalten hat , daß die versicherten



Gebäude auf deu zu verpfändenden Grundstücken

errichtet sind.

Im Bezirke des Amtes Jever sind von dem Antragsteller

an Stelle des Auszuges aus dem Brandkassenregister bei¬

zubringen

a ) wenn das zu verpfändende Gebäude bei der Jever-

schen Brandversicherungsgesellschaft versichert ist , die

von der Kasse ausgestellte Versicherungsbescheinigung,

d ) andernfalls

1 . die zur Zeit in Kraft befindliche und von einer

seitens der Anstalt als zuverlässig anerkannten

Versicherungsgesellschaft ausgestellte Versiche¬

rungspolice,

2 . ein dazu von derselben Gesellschaft mit Rücksicht

auf das nachgesuchte Darlehen ausgestellter Hypv-

thekensicherungsschein,

3 . eine nach den Vorschriften der Zisf . 31 oder

den von der Direktion besonders getroffenen

Bestimmungen aufgenommene Schätzungsurkunde.

Schließlich sind auch die sonst etwa erforderlichen Beschei¬

nigungen (z . B . Genehmigung des Vvrmundschaftsgerichts)

thunlichst vor der Einsendung des Gesuchs an die Direktion

der Anstalt zu beschaffen.

Hat in , Laufe der letzten zehn Jahre ein Eigenthums-

weckisel an den zu verpfändenden Grundstücken stattgefunden,

so ist der dabei etwa vereinbarte Preis festzustellen.

27 . Steht die Bewilligung eines Darlehens für eine

Gemeinde oder Genossenschaft in Frage , so bedarf es der

Anlegung

a ) einer beglaubigten Abschrift des Protokolls über den

von der Vertretung der Gemeinde oder Genossen¬

schaft wegen Aufnahme der Anleihe ordnungsmäßig

gefaßten Beschluß , aus dem sich insbesondere die

Verzinsung und die Abträge genauergeben ; Kirchen-
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gemeinden haben das Protokoll in Urschrift vorzu¬
legen.

k ) der diesen Beschluß genehmigenden Verfügung der
Vorgesetzten Oberbehörde in Urschrift.

Auch sind zugleich der zur Empfangnahme der Dar¬
lehenssumme berechtigte Rechnungsführer jJurat ) und die¬
jenigen Mitglieder der Vertretung zu bezeichnen , welche »ach
den jeweils maßgebenden Vorschriften die Schuldurknndc
mit zu unterzeichnen haben.

28 . Als Zahlungs - und Hebungsstelle nach den KZ. 4,
7 und 9 der Ausführungsbestimmungen ist in der Regel
die für den Wohnort des Schuldners zuständige Amtsrezep¬
tur , in Stadt und Amt Oldenburg die Kasse der Anstalt
zu wählen . Ausnahmen können nur in besonderen Fällen
zugelassen werden.

29 . Ergiebt sich aus dem Anträge und den beigebrach¬
ten Bescheinigungen , daß nach den für Bewilligung von
Darlehen aus der Anstalt maßgebenden Grundsätzen das
Gesuch offenbar nicht berücksichtigt werden darf , und kann
der Antragsteller die Beseitigung der vorhandenen Anstände
nicht in Aussicht stellen , so ist er alsbald und ohne Anfrage
bei der Anstalt abzuweisen . Nur ans seinen ausdrücklichen
Antrag und nach Hinweisung auf K. 7 Abs . 4 der Aus¬
führungsbestimmungen ist das Gesuch nebst Beilagen der
Direktion einzusenden.

30 . Die der Einsendung beizufügende gutachtliche Er¬
klärung des Amts muß den Antrag in allen wesentlichen
Beziehungen behandeln und hat sich in jedem Falle minde¬
stens auf folgende Punkte zu erstrecken:

s.) ob der Antragsteller als guter Wirthschafter und zu¬
verlässiger Zahler gelte , sodaß mit genügender
Wahrscheinlichkeit die ordentliche Instandhaltung der
Pfandstücke und die pünktliche Entrichtung der Zins-
und Tilgungsrenten von ihm erwartet werden könne,
ferner bei Darlehen zu größeren Meliorationen , ob
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die Fähigkeit zur zweckmäßigen Ausführung der ge¬

planten Anlage bei ihm vorausgesetzt werden dürfe;

d ) falls die Beleihungsgrenze durch Kapitalisirung des
Grundsteuerreinertrags festgestellt werden soll , ob für

die Anstalt Grund vorliege , zu ihrer Sicherung eine

besondere Schätzung zu verlangen oder ob die zu

verpfändenden Grundstücke nach ihrem gegenwärtigen
Kulturzustande dem katastermäßigen Reinerträge noch

mindestens gleichkommen;
o) bei der Verpfändung von Gebäuden nach der Brand¬

kasseuschätzung oder nach der Schätzung der Jever-
schen Brandversicherungsgesellschaft , ob sie sich dem

Anscheine nach in gutem baulichen Zustande befinden

und nach ihrer Belegenheit und den örtlichen Ver¬

hältnissen mit einiger Sicherheit anzunehmen sei, daß

sie auch in Zukunft wenigstens zur taxirtcn Summe
leicht Kaufliebhaber finden werden.

In der gutachtlichen Erklärung sind ferner alle diejeni¬

gen besonderen Umstände anzugeben , welche auf die Bewilli¬

gung des Darlehens von Einfluß sein können.
31 . Wenn von der Direktion der Anstalt eine beson¬

dere Schätzung der zu beleihenden Grundstücke für erforder¬

lich erachtet wird , oder der Antragsteller unter der Voraus¬

setzung des Z. 6 der Ausführungsbestimmungen eine solche

beantragt , so wird in der Regel das Amt von der Direktion

um deren Anordnung ersucht werden , und kommen sodann für

das Verfahren die folgenden Grundsätze zur Anwendung:
u) Die unmittelbare Leitung der Schätzung ist dem

Fortschreibungsbeamten zu übertragen , welcher , soweit nicht
von der Direktion für bestimmte Gemeinden oder im ein¬

zelnen Falle anders bestimmt wird , den Gemeinde - und den

Bezirksabschätzer oder deren Ersatzmann zuzuziehen hat , so-

daß stets drei Personen bei dem Geschäfte Mitwirken . Bei

Abschätzung von Grundstücken , deren Werth vorzugsweise in

den vorhandenen Baulichkeiten beruht , treten die Brand-
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gegen die Personen der Schützer wegen persönlicher Ver¬
hältnisse zu dem Darlehenssucher oder aus sonst irgend
einem Grunde Bedenken geltend zu machen sein sollten oder
der Antragsteller solche erhebt , so ist der Direktion Nach¬
richt zu geben.

l>) Die Schätzung ist schriftlich aufzusetzen und von
sämmtlichen Mitwirkenden unter Benennung ihrer amtlichen
Stellung und unter Bezugnahme auf den Diensteid zu unter¬
zeichnen . Sie ist übersichtlich derartig zu zergliedern , daß
die zur Anwendung gebrachte Methode sich erkennen läßt.
Bei Meinungsverschiedenheiten der Schätzer in Bezug ans
zahlenmäßige Bestimmungen sind die verschiedenen Ansichten
und ihre Begründung in dem Berichte ersichtlich zu machen.

o) In der Einleitung sind zunächst in gedrängter Dar¬
stellung die allgemeinen Merkmale der Bodenart , welche die
Ertragsfähigkeit bedingen , sodann die obwaltenden besonde¬
ren Verhältnisse , Beschaffenheit der Ackerkrume , des Unter¬
grundes , der Ent - und Bewässerung , die Belegenheit in
Bezug auf den Absatz der Erzeugnisse u . s. w . nach näherer
Anleitung des Z. 31 der Instruktion für die Abschätzung der
Grundstücke zur Grundsteuer rc. vom 19 . Juni 1858 anzu¬
geben . Bei der darauf folgenden Schätzung darf über den
Vorgefundenen Zustand der Grundstücke sowohl hinsichtlich
der Kulturart als der natürlichen Bodenbeschaffenheit nicht
hinausgegangen werden , sodaß eine beabsichtigte oder mög¬
liche Steigerung des Ertrages nicht in Rechnung kommt.
Kulturverbesserungen , die auf den Reinertrag einwirken,
finden nur dann Berücksichtigung , wenn dadurch die innere
Beschaffenheit der Grundstücke im Vergleich zu Grundstücken
von ursprünglich gleicher Beschaffenheit dauernd gestiegen ist.
(W . 32 und 33 a . a . O .) Insbesondere sind Neubrüche
an Ackerland nur dann als letzteres ihrem Ertrage nach zu
schätzen , wenn die fraglichen Grundstücke bereits seit länge¬
ren Jahren in Kultur gesetzt sind und den wirthschaftlichen
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Verhältnissen des Grundbesitzes zufolge mit Sicherheit an¬

zunehmen ist , daß sie andauernd in lohnender Kultur wer¬

den erhalten werden . Bei nicht vollendeten künstlichen

Wiesenanlagen ist lediglich der zeitweilige Ertrag zu berück¬

sichtigen , während bei vollendeten derartigen Anlagen die¬

jenigen örtlichen Verhältnisse nicht außer Acht zu lassen

sind , welche eine erheblichere Schmälerung ihres zeitigen

Ertrages herbeiführen können.
ck) Für die Werthermittelung in Gelds ist , falls größere

Stellenverbünde zum Pfände gesetzt werden sollen , in der

Regel der gängige mittlere Pachtwerth der Stelle als Gan¬

zes mit Rücksicht auf den Kulturzustand , die Gelegenheit

und Vollständigkeit der Ländereien und die Beschaffenheit

der vorhandenen Wohn - und Wirthschaftsgebäude zu Grunde

zu legen, - von diesem Bruttopachtwerthe sind die Staats¬

und Kommunallasten , die Reparaturausgaben und die Brand¬

kassenbeiträge für die Gebäude nach einem mehrjährigen

Durchschnitte abzuziehen und ist der verbleibende Rest so¬

dann zum 25fachen zu kapitalisiren . In den Gegenden,

wo Verpachtungen seltener Vorkommen , ist der Kapitalisirung

der durch ^ Selbstbewirthschaftung zu gewinnende Reinertrag

zu Grunde zu legen . Hierbei ist zunächst der Rohertrag zu

ermitteln , welcher bei der im Bezirke üblichen und erfah¬

rungsmäßig durchführbaren Wirthschaftsart mit Sicherheit

zu erzielen ist , sodaß dasjenige Mehr außer Betracht bleibt,

welches der besonderen Fähigkeit des Wirthschafters oder

einem außergewöhnlichen Kapitalaufwande sollte zuzuschrei¬

ben sein . Von diesem Roherträge kommen darauf in Abzug

die sämmtlichen Wirthschaftskosten , Unterhaltungsausgaben
und Brandkassenbeiträge der Gebäude , die Abgaben und

Lasten der Stelle , die Zinsen des Inventars und die Ver¬

gütung für die Arbeitsleistung des Wirthschaftsführers selbst,

welche zum Mindesten die Höhe des Arbeitslohnes eines ge¬

wöhnlichen Arbeiters zu erreichen hat . Zur Prüfung des

bei der Werthschätzung sowohl nach dem Pachtpreise als nach
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dem Reinerträge erzielten Ergebnisses empfiehlt es sich , die
in der Gegend letzthin gezahlten mittleren Kaufpreise für
Stellen gleicher Art heranzuziehen . Soll bei der Schätzung
von unbehausten Ländereien oder bei ganzen Landstellen der
durch Verkauf im Ganzen oder in Stücken muthmaßlich in
Aussicht stehende Kaufpreis allein als maßgebend angenom¬
men werden , so bedarf es einer Begründung in jedem ein¬
zelnen Falle.

s ) Die landwirthschaftlichen Baulichkeiten bilden die
Voraussetzung der Ertragsfähigkeit der Stelle und sind daher
deren Werthe nicht noch besonders hinzuzuschlageu . Der
Werth der vom Wirthschaftsiuhaber selbst bewohnten Räume
wird in dem Pachtwerthe der Stelle regelmäßig mitenthalten
sein . Falls die Schätzung nach dem Reinerträge der Lände¬
reien geschieht , ist ein mäßiger Miethwerth der Wohnung
hinzuzusetzen , wobei jedoch jeder über gewöhnliche Ansprüche
hinausgehende Ausstattungsauswand außer Acht zu lassen
ist . Dasjenige , was den Gebäuden an dem zur ortsüblichen
Bewirthschaftung der Stelle erforderlichen Umfange und der
gehörigen baulichen Unterhaltung etwa fehlen sollte , ist von
dem Werthe der Stelle in Abzug zu bringen , weshalb es
jedesmal einer Bemerkung über das Vorhandensein , die Bau¬
art und den gegenwärtigen Zustand sämmtlicher Baulich¬
keiten und über die etwa vorliegende baldige Nothweudigkeit
erheblicher Erneuerungen oder Neubauten im Schätzungs¬
berichte bedarf . Die an Arbeiterfamilien vermielheten Woh¬
nungen und liegenden Gründe sind getrennt nach dem Pacht¬
werthe zu schätzen, den sie ohne Berücksichtigung der für den
Stellbesitzer etwa zu leistenden , in der Pacht enthaltenen
Naturalarbeit haben würden . Andere etwa vorhandene , mit
der Stellenwirthschaft nicht zusammenhängende Gebäude sind
nach ihrem selbstständigen Miethwerthe zu veranschlagen.

ck) Der durch landwirthschaftliche Nebennutzungen , Bren¬
nereien , Brauereien , Ziegeleien , Mühlen , Torfstreufabriken re.
zu erzielende Gewinn und der Werth der diesen Zwecken
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außer Acht zu lassen . Ausnahmen sind besonders zu be¬

gründen.
Z) Umfangreiche Haidflächen und Mööre sind bei der

Schätzung nur insoweit zu berücksichtigen , als sie zur Zeit

der Schätzung als Weide für den Winterviehbestand , zum

Plaggenhieb , Torfstich oder zu sonstigen eigenen Haushal¬
tungsbedürfnissen wirklich und auch nicht nur vorübergehend
benutzt werden , oder als die sonstige Verwerthung dauernd

gesichert ist.
la) Bei Holzbeständen ist nur der Ertrag in Rechnung

zu bringen , den die fraglichen Grundstücke ohne Holz als
Weide oder Ackerland geben würden . Ausnahmen können

bei größeren Holzanlagen gemacht werden , wenn genügende

Sicherheit geboten wird , daß sie unter fortgesetzter sachver¬
ständiger Leitung gehalten und durch hinreichende Beauf¬

sichtigung gegen Beeinträchtigungen abseiten Dritter geschützt
werden . Zu diesem Zweck ist in der Schätzungsurkunde
das Erforderliche anzugeben.

i ) Bei der Schätzung von Gebäuden und kleineren

Grundbesitzungen auf dem Lande und in den Ortschaften ist
mit besonderer Vorsicht zu verfahren . Ans solide Bauart,

gute Erhaltung der Gebäude , auf Belegenheit und das Vor¬
handensein von Gartengründen ist der größte Werth zu

legen und die Schätzung jedesmal so einzurichten , daß zu
dem festgestellten Betrage das Pfandstück aller Voraussicht
nach stets zu verwerthen ist . Gewerbliche Einrichtungen
kommen dabei in der Regel nicht in Betracht . Ausnahmen

sind besonders zu begründen.
32 . Soll das Darlehen zur Ausführung von Melio¬

rationsanlagen gewährt werden , so ist für die nach Art . 9

und 10 des Gesetzes zu veranstaltende Schätzung insbeson¬
dere das Folgende zu beachten:

s.) Der Antragsteller hat einen sachverständig ausgear¬
beiteten vollständigen Plan der Anlage nebst Kostenanschlag
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bei dem Amte einzureichen , auch anzugebeu , innerhalb welcher
Zeit die Anlage ansgeführt werden solle . Ist die Ausfüh¬
rung von der Einwilligung Dritter oder von einer vorheri¬
gen obrigkeitlichen Genehmigung abhängig , so sind die zur
Beurtheilung der Statthaftigkeit der Anlage erforderlichen
Nachweise beizubringcn.

d ) Das Amt hat , falls für die vorliegende Sache die
Katasterabschätzer nicht genügende Erfahrung besitzen sollten,
neben dem Fortschreibungsbeamten andere Personen in Vor¬
schlag zu bringen , welchen die zur Prüfung der Anlage er¬
forderliche Sachkunde innewohnt.

a) Die Beleihungsgrenze der Liegenschaften in ihrem zeiti¬
gen Zustande kann durch besondere Schätzung nach Maßgabe
der unter Z . 31 erwähnten Bestimmungen oder durch Verviel¬
fältigung des Grundsteuer -Reinertrages gefunden werden (Z. 5
der Ausführungsbestimmungen ). Um den durch die Meliora¬
tion zu erreichenden Mehrwerth festzustellen , sind zunächst die
natürlichen Voraussetzungen der Anlage , geeignete Bodenbe¬
schaffenheit , Absatzwege , genügendes Wafferquantnm , Vorfluth
u . s. w . zu untersuchen , wobei zu berücksichtigen ist , ob diese
Voraussetzungen der Gefahr einer für die Anlage nachtheili¬
gen Aenderung ausgesetzt seien . Demnächst ist zu prüfen , ob
die Kosten angemessen veranschlagt sind , namentlich nicht im
Mißverhältnisse zu den erwarteten Vortheilen stehen . Ist
hiernach die Annahme gerechtfertigt , daß die Unternehmung
geeignet sein wird , eine dauernde Verbesserung des Grund¬
stückes herbeizuführen , so ist derjenige Reinertrag , den das
Grundstück nach durchgeführter Melioration im Vergleich zu
seinem bisherigen Kultnrzustande bringen wird , unter Be¬
rücksichtigung der Herstellungs - und Unterhaltungskosten der
Anlage nnd im Zusammenhänge mit der ganzen Stellen-
wirthschaft zu veranschlagen und sodann zu kapitalisiren.

ä ) Mit Beziehung auf Art . 10 des Gesetzes ist zum
Schluffe anzugeben , auf welche Zeit die durch die Meliora¬
tion zu erzielende Werthvermehrung bei ordentlicher Unterhal-

2



tung der Anlage muthmaßlich andanern , geeignetenfalls wann

eine Erneuerung der Anlage vollständig oder wenigstens so¬

weit stattzufinden haben wird , daß der entstehende Aufwand

die Hälfte der ersten Anlagekosten erreicht . Außer der durch

natürliche Ereignisse drohenden Gefährdung der Anlage,

Aenderung des Flnßlaufes , zunehmender Versandung u . s. w.

ist hier die bauliche Ausführung etwaiger Bauwerke und

die übliche oder in Aussicht genommene Art der Bewirth-

schaftung zu berücksichtigen , z. B . die durch einen pfandweise

stattsindenden Verkauf von Gras zu erwartende raschere

Ausnutzung von Knnstwiesen u . s. w.
33 . Für die Vornahme der Schätzung erhalten die

Fortschreibungsbeamteu Reisekosten und Tagegelder nach den

für sie geltenden Dienstvorschriften , die übrigen Mitwirken¬

den eine Gesammtvergütung einschl . Reisekosten für den gan¬

zen Tag von 6 falls sie an einer Schätzung innerhalb

der Gemeinde ihres Wohnsitzes , und von 9 falls sic an

einer Schätzung in einer anderen Gemeinde theilnehmcn.

Für halbe Tage (Zivilstaatsdieuergesetz vom 28 . März 1867

Art . 23 Z. 2) wird die Vergütung nur zur Hälfte bezahlt.

Bei umfangreicheren Schätzungen kann außerdem für die

Abfassung des Schätzungsberichts eine besondere Vergütung

gezahlt werden . Die Rechnung über die hiernach entstan¬
denen Kosten ist , soweit sie nicht vom Antragsteller vorher

berichtigt werden , nebst dem Schätzungsberichte dem Amte

einzureichen und von diesem mit Bescheinigung der Richtig¬

keit der Direktion zu übersenden , welche die Auszahlung und

Wiedererhebung vom Darlehensempfänger (Art . 13 des Ge¬

setzes) veranlaßt.
34 . Beschließt die Direktion die Bewilligung des Dar¬

lehens , so theilt sie dieses dem Amte unter Anlegung des

Grundbuchauszuges , sowie der Urschrift und einer Ausfer¬

tigung der Schuldurkunde mit . Das Amt hat den Antrag¬

steller hiervon alsbald zu benachrichtigen und ihn zugleich

aufznfordern , die beigelegte Ausfertigung der Schuldurkunde
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vor dem Amtsgerichte zu vollziehen und dem Amte zurück-

zulieferu.

Nach der dem Amte zurückgereichteu und in Ordnung

befundenen Schuldurkunde ist die Urschrift zu vervollständi¬

gen und sodann die Urkunde nebst dem Grundbuchauszug

dem zuständigen Grundbuchamte zu übersenden , welches nach

der Eintragung der Hypothek den Grundbuchauszug unter

Beglaubigung vervollständigt und an das Amt zurückgelan¬

gen läßt . Dieses crtheilt die Anweisung zur Auszahlung

des Darlehens , sobald der beglaubigte Grundbuchauszug

vorliegt oder ans sonstige Weise der Nachweis der an der

verlangten Stelle erfolgten oder mit Bestimmtheit bevor¬

stehenden Eintragung erbracht ist und sobald die sonst bei

Bewilligung des Darlehens gestellten Bedingungen erfüllt sind.

Wird die Sicherheit des Darlehens durch Abtretung

einer bereits bestehenden Hypothek (Grundschuld ) beschafft,

so kann es zur Zahlung angewiesen werden , sobald außer

der vollzogenen Darlehensurkunde der mit gerichtlich beglau¬

bigter Abtrctungscrklärung versehene Hypothekenbrief (Jn-

grossationsdokument ) vorliegt und nachdem festgestellt ist,

daß gegen die fragliche Hypothek im Grundbuch kein Wider¬

spruch eingetragen steht . In diesem Falle sind die Urkun¬

den nebst dem Grundbuchauszug dem Grundbuchamt nach¬

träglich zu übersenden.
35 . Die Auszahlung eines Meliorationsdarlehens er¬

folgt nach Art . 9 des Gesetzes erst , nachdem mit der Aus¬

führung der Anlage begonnen ist , und stets nur entsprechend

der Hälfte des zur Zeit der Auszahlung gemachten wirkli¬

chen Bauaufwandes . Der Darlehensempfänger hat dazu

eine von wenigstens zwei der bei der Abschätzung hinzuge-

zogcncu Schätzer ausgestellte Bescheinigung einzureichen , daß

die Anlage fortdauernd in der planmäßigen Ausführung

begriffen und bis dahin der angegebene Kostenbetrag darauf

wirklich verwandt sei . Vor der Auszahlung des Restes ist

zu bescheinigen , daß die Anlage nach dem Plane vollständig



fcrtiggestellt und die Anschlagssumme wenigstens annähernd
zur Auszahlung gelangt sei.

36 . Darlehen an Gemeinden oder Genossenschaften
sind zur Zahlung anznweisen , sobald die ordnungsmäßig
vollzogene Schnldurkunde vorliegt.

37 . Die Aemter haben die fortdauernde Sicherheit
der Kapitalien im Auge zu behalten und alle aus eigener
Wahrnehmung oder eingezogenen Erkundigungen dagegen
entstandenen Bedenken ungesäumt bei der Direktion zur An¬
zeige zu bringen.

38 . Kündigungen der Schuldner z» den gesetzlichen
oder vertragsmäßigen Fristen hat das Amt entgegenzuneh¬
men und der Direktion mitzutheilcn.

Diese wird Hebungsauftrag (vergl . Ziff . 19 und 40
Abs . 3) und Löschungsbewilligung ertheilen . Das Amt hat
die Letztere dem Schuldner nach Abtragung des Kapitals
aushändigeu zu lassen (Zifs . 46 ) oder auf dessen Antrag
dem Grundbuchamte zu übermitteln.

Anträge auf Annahme außerordentlicher Abschlagszah¬
lungen sind entsprechend zu behandeln . Die Aushändigung
des Hypothekenbriefs an den Schuldner findet in diesem
Falle jedoch nicht statt.

IV . Die Geschäftsführung bei den Amtsrezepturen.

39 . Die Amtseinnehmer haben für die Geschäfte der
Bodenkredit -Anstalt ein besonderes Kassenjournal zu führen
und die Aemter eine entsprechende Kontrole . Bei den amt¬
lichen Kassenvisitationen ist der Bestand dieser Nebenkasse
nach der Kontrole und den Hebungsregistern mit zu prüfen.
Zur Amtsrechnung ist eine Bescheinigung der Direktion bei¬
zubringen , daß die Abrechnung mit der Anstalt ordnungs¬
mäßig geschehen sei , und woraus der festgestellte Vorschuß
oder Kassenbehalt hervorgeht . In den Vorbericht ist eine
entsprechende Mittheilung aufzunehmen.

Zm klebrigen bedarf es weder in der Amtsrechnung,
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noch in den Vierteljahrs - und Schluß -Kasseübcrsichtcn der
Amtseinnehmer eines Nachweises über die Hebungen und
Zahlungen für die Anstalt.

40 . In den ersten zwei Monaten eines jeden Geschäfts¬
jahres wird den Amtsrezepturen von der Direktion durch
Vermittelung der Aemter ein Verzeichniß der für das lau¬
fende Jahr in ihrem Geschäftsbezirke aufkommcnden Zins-
und Tilgungsrenten zur Hebung zugefertigt (vergl . Ziff . 19 ).

Die Einträge in diesen Verzeichnissen müssen mit den
Einträgen in den Quittungsbüchern übereinstimmen . Etwaige
Mißstimmungen sind der Anstalt zur Anzeige zu bringen.

41 . Spätestens am dritten Tage nach Monatsablauf
hat jede Amtsrezeptur eine Mouatsabrechnung nach Mu¬
ster über alle ihr zugewiesenen Einnahmen und Ausgaben,
soweit sie nicht noch im Rückstände sind , sowie über die
eingelösten Zinsscheine in der Regel ohne Begleitbericht in
zwei Ausfertigungen an die Direktion cinzuseuden . Für
jede Ausgabe ist die Quittung beizulegen.

Die Direktion hat die zweite Ausfertigung nach Erle¬
digung etwaiger Prüfungsbemerkungen mit Empfangsbeschei¬
nigung versehen durch Vermittelung des Amts an die Amts¬
rezeptur zurückgelangen zu lassen (vergl . Ziff . 21 ).

Wenn in einem Monate weder Einnahmen noch Aus¬
gaben für die Anstalt vorgekommen sind , genügt die Ein¬
sendung einer Fehlanzeige.

Baarvorräthe , die nicht zu bereits angewiesenen oder
für die nächsten Wochen in Aussicht stehenden Ausleihungen
zu verwenden sind , hat die Amtsrezeptur , soweit im einzel¬
nen Falle von der Direktion nicht besonders bestimmt ist,
bei Einsendung der Monatsabrechnung an die Kasse der
Anstalt abzuführen.

42 . Im Anfänge der Monate Mai und November
ist der Abrechnung eine besondere Nachweisung der auf die
fälligen Renten ausstehenden Reste und der zu ihrer Bei¬
treibung erfolgten Maßnahmen anzuschließen.



43 . Soll die Auszahlung eines Darleheuskapitals bei

der Amtsrezeptur erfolgen , so ist , falls diese erklärt nicht

im Besitze der erforderlichen Mittel zu sein , der Betrag —

wenn thunlich , durch Vermittelung einer Bank — unter

Benachrichtigung des Amtes zu übersenden . Die Kosten

einer derartigen Sendung hat der Darlehensnehmer zu er¬

setzen.
44 . Erfolgt die Auszahlung nicht am 1 . April oder

1 . Oktober , so sind für die Zwischenzeit nach Anweisung
der Direktion entweder beim nächsten Termine Zwischenzin-

scn zu entrichten oder bis dahin Ausgleichungszinsen zu

kürzen und zu verrechnen , wie zu Zisf . 11 vorgeschrieben.
45 . Die Amtsrezeptnren haben strenge zu überwachen,

daß die ihnen zur Hebung zugewiesenen Beträge stets pünkt¬

lich an den Verfalltagen eingezahlt werden . Andernfalls ist

»ach Z. 12 der Ausführnngsbestimmungen zu verfahren.

Bei jeder Verzögerung sind zwischen dem Tage der

Fälligkeit und der Zahlung von demjenigen Theile der fäl¬

ligen Rente , welcher planmäßig die Tilgungsrate enthält,

Verzugszinsen zu 5 °/o jährlich zu berechnen , falls der Be¬

trag wenigstens 50 ^ ausmacht.
Wenn also z. B . eine am 1. April fällige Rente von

240 ^ . , welche eine Tilgungsrate von 106,so enthält,

am 1. Mai gezahlt wird , so würden sich die Verzugszinsen

auf ^O ôo ^2  1 ^ 44 berechnen , also unerhoben blei¬

ben , dagegen würden sie mit 67 entrichtet werde » müssen,

falls die Zahlung erst am 16 . Mai erfolgen sollte.
Außerdem erhöhen sich , wenn der Verzug länger als

14 Tage dauert , die Zinsen um V? °/o des jeweiligen Ka¬

pitalrestes seit dem letzten Fälligkeitstage , mindestens aber
um 50

Wenn also z. B . für ein Kapital von ursprünglich
12 000 von dem noch 7312,z ? nicht abgetragen

sind , die Zins - und Tilgungsrente erst am 20 . April bezahlt
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wird , so sind an Strafzinsen wegen der am 1. April fälli-

gen Rente - 2- " 18,28 zu entrichten.
Die erhobenen Verzugs - und Strafzinsen sind stets

genau unter Angabe der Zeit , wofür sie berechnet sind , in
der Monatsabrechnnng nachzuweiscn.

46 . Wenn die Rückzahlung eines von einem Schuldner
gekündigten Kapitals oder eine außerordentliche Abtrags¬
zahlung bei der Amtsrezeptur geschieht , so hat diese nach
erhaltenem Aufträge des Amtes den Empfang im Quittungs¬
buche zu bestätigen und dem Schuldner , sobald er die etwa
erwachsenden Portoauslagen ersetzt hat , die mit der Löschungs¬
bewilligung versehene Urkunde oder die ertheilte Löschungs¬
bewilligung auszuhändigeu , falls diese Urkunden nicht nach
Ziff . 38 dem Grundbuchamte selbst zu übermitteln sind.

47 . Im Falle einer außerordentlichen Abschlagszahlung
und bei einer Abänderung des Zinsfußes (vergl . Ziff . 10)
hat die Amtsrezeptur die Quittungsbücher — auf Verlangen
gegen Empfangsbescheinigung — einzuziehen , sie zur Berich¬
tigung des Zins - und Tilgungsplanes an die Kasse der
Anstalt einzusenden und nach Rückempfang den Schuldnern
gegen die Empfangsbescheinigung wieder auszuhändigen.

48 . Soll die Einzahlung eines gegen Schuldverschrei¬
bung angeboteuen Kapitals bei der Amtsrezeptur erfolgen,
so hat diese das Kapital nach erhaltenem Aufträge des
Amts gegen vorläufige Quittung in Empfang zu nehmen
und zur Vermeidung von Zinsverlusten möglichst noch an
demselben Tage an die Kasse der Anstalt einzusenden , wenn
nicht von der Direktion etwas anderes bestimmt ist oder
wenn nicht die alsbaldige Verwendung zu Kapitalauszah¬
lungen gesichert ist . In allen Fällen ist der Direktion unter
Angabe des Eiuzahlungstages Anzeige zu erstatten.

Die von der Anstalt eingehende Schuldverschreibung
nebst Zinsscheinbogen und gegebenenfalls der Zahlungs¬
anweisung für die Zwischenzinsen (vergl . Ziff . 13 ) ist gegen
Rückgabe der vorläufigen Quittung , sowie gegen Erstattung
des etwaigen Portos dem Darleiher alsbald auszuhändigen.

Die erhobenen Kapitalien sind in der nächsten Monats¬
abrechnung nachzuweisen (vergl . Ziff . 41 ).

Unterbleibt die Einzahlung des angemeldeten Kapitals,
so hat die Amtsrezeptur der Direktion durch Vermittelung
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des Amtes eine Woche nach Ablauf der Einzahlnngsfrist
unter Rückgabe der Hebungsauweisung Anzeige zu erstatten.

49 . Werden bei einer Amtsrezeptur Anträge auf Aus¬
fertigung neuer Zinsscheiu -Bögen (Z. 24 der Ausführungs¬
bestimmungen ) gestellt , so sind die Zinserneuerungsscheine
gegen Bescheinigung in Empfang zu nehmen und der An¬
staltskasse einzusenden . Die dafür eingehenden Ziusscheine
und Zinserneuerungsscheine sind gegen die Bescheinigung
und gegen Erstattung des etwaigen Portos deni Antrag¬
steller auszuhändigen.

50 . Soll die Rückzahlung eines Kapitals auf beson¬
dere Verfügung der Direktion durch die Amtsrezeptur er¬
folgen , so ist das etwaige Porto dem Empfänger in Rech¬
nung zu bringen und die Zahlung unter Beifügung der im
knrsfähigen Zustande zurückznliefernden Schuldverschreibung
nebst Zinsschein -Bogen (Z. 26 der Ausführungsbestimmun¬
gen) in die nächste Monatsabrechnung mit aufzunehmen,
soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

Der nach Ziff . 17 zu berechnende Stückzinsenbetrag ist
gegen besondere Quittung zu zahlen und in der Monats¬
abrechnung in Ausgabe zu stellen.

Für noch nicht fällige Zinsscheine , die bei der Rück¬
zahlung nicht mit zurückgcgeben werden , ist der Gesammt-
betrag von dem auszuzahlenden Kapitale zu kürzen und
unter entsprechender Angabe in der Monatsabrcchnung zn
vereinnahmen.

Jnbetreff der zur Auszahlung erforderlichen Geldmittel
wird wie zu Ziff . 43 Verfahren.

51 . Die nach Art . 20 des Gesetzes in Zahlung an¬
genommenen oder eingelösten Zinsscheine sind thunlichst mit
den Monatsabrechnungen an die Kasse der Anstalt einzn-
seuden.

52 . Portoauslagen und Gebühren , welche von den
Betheiligten ersetzt werden , sind , wenn nicht die Amtsrczep-
tur die Elfteren selbst verauslagt und unmittelbar wieder
eingezogen hat , nach den Postwerthzeichen oder den Angaben
der Anstaltskasse in Rechnung zu stellen , zu erheben und
in der Monatsabrechnung zu vereinnahmen.

Das für den sonstigen dienstlichen Schriftwechsel und
Geldverkehr von der Amtsrezeptur ausgelegte Porto ist der
Anstalt bei der Monatsabrechnung zur Last zu legen.
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73.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Aenderung der Be¬

stimmungen über die zollfreie Einfuhr der Erzeugnisse der deutschen
Seefischerei.

Oldenburg , den 9 . Mai 1902.

Der Bundesrath hat in seiner Sitzung vom 17 . April
d. I . beschlossen , die durch Beschluß vom 6 . Mai 1874
(Oldenburg . Gesetzblatt Band 23 Seite 94 fsg .) genehmigten
Vorschriften , betreffend die zollfreie Einfuhr der Produkte
der deutschen Seefischerei , wie folgt abzuändern:

1 . Nummer I Abs . 1 ist zu fassen:

Fische , Robben , Wal - und andere Seethiere
sowie die davon gewonnenen Erzeugnisse bleiben
mit Ausnahme der an der Küste von Helgoland
und in fremdländischen Küstengewässern gefange¬
nen Schal - und Krustenthiere vom Zolle befreit,
wenn sie von deutschen Fischern und von Mann-
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schäften deutscher Schiffe gefangen sind und die

nachstehenden Vorschriften beobachtet werden:

2. In Nummer I Ziffer 7 erhält Abs. 3 folgenden
Zusatz:

Ferner ist es den auf den Heringsfang aus¬

laufenden Schiffen gestattet , die ersten Ergebnisse

ihres Fanges auf hoher See umzuladen oder in

einem ausländischen Hafen , an welchem sich der

Sitz eines deutschen Konsulats nicht befindet , zu
landen und dann durch ein anderes Schiff , erfor¬

derlichen Falles unter weiterer Umladung , nach

dem inländischen Bestimmungsorte befördern zu

lassen . Die zollfreie Einlassung solcher Sendun¬

gen ist an die Bedingung zu knüpfen , daß die

gefüllten Fässer von dem Schiffsführer mit einem

Blei verschlossen und daß außerdem von ihm eine

eidesstattliche Erklärung nach dem beigefügten

Muster in zwei Ausfertigungen abgegeben wird.

Eine Ausfertigung dieser Erklärung hat die Sen¬

dung bis zum inländischen Bestimmungsorte zu

begleiten , während die andere vom zuerst erreich¬

ten Hafenplatz aus au die Rhederei zu senden ist.

3. In Nummer I Ziffer 8 Abs. 3 ist in der Klammer
hinter Ziffer 7 einzuschalten „Abs. 1 und 2 ".

4 . Nummer II ist zu fassen:
Die obersten Landes -Finanzbehörden können für

die Küstenfischerei Ausnahmen von den vorstehen¬

den Kontrolvorschriflen zulasten.

Oldenburg , den 9. Mai 1902.

Staatsministerium,

Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Stein.
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Erste Ausfertigung. Muster.

Erklärung.

Behufs zollfreier Einfuhr uachbezeichneter Fischsendung
in das deutsche Zollgebiet erkläre ich, der Unterzeichnete,
hierdurch an Eides statt , daß diejenigen

ganze Fässer gesalzene Heringe,
halbe Fässer desgleichen,

gezeichnetL . Fl , die ich heute auf See dem Schiffer
Schiff zur baldmöglichsten Beförderung

über FsM nach übergeben habe, von dem Fange
des von mir geführten deutschen Fischerfahrzeugs
herrühren, und daß die Fische von mir weder ganz noch
Zum Theil durch Kauf, Tausch u. s. w. erworben sind.

Die Fässer sind mit dem Erkennungsstempel des IVebs-r-
Zollamts T zu UsAesaeL versehen und nach ihrer Füllung
an Bord in meiner Gegenwart an den Böden verschnürt
und je mit zwei Schiffsplomben Nr. verschlossen worden.

Die Richtigkeit dieser Erklärung werde ich der Zoll¬
behörde meines Heimathshafens bei meiner ersten Rückkehr
durch Vorlegung des Schiffstagebuchs Nachweisen.

In der Nordsee bei cis-u
den 14'. -/uui

Schiffsfiihrer.

Schiff IVisxtE Heimathshafen VeAösaeL.

Zu beachten!
Die erste Ausfertigung dieser Erklärung folgt der Waare,

die zweite ist mit erster Post der Rhederei zu übersenden.
Beide Ausfertigungen müssen gleichlauten.
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74.
Bekanntmachung des Staatsmmisteriums , betreffend Aenderung der

Hafenordnung für Brake.
Oldenburg , den 14 . Mai 1802.

Im Höchsten Aufträge werden im H. 52 Abs . 3 der

Hafenordnung für Brake vom 17 . Juni 1893 — Gesetz¬

blatt Band XXX Seite 33 ff . —- die Schlußworte:
wogegen eine theilweise  Räumung nicht berück¬

sichtigt wird
gestrichen , und es wird dem Z. 52 folgende Bestimmung

als Absatz 4 hinzugefügt:
Findet eine theilweise Räumung statt , so scheidet die

geräumte Fläche aus der Berechnung für das Lager¬

geld aus , wenn sie bei mindestens 5 m Kajefront
wenigstens 25 beträgt , und eine Neuvermessung
der belegten Fläche beantragt ist.

Oldenburg , den 14 . Mai 1902.

Staatsministerium,

Departement des Innern.

Willich.

Tenge.
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75.
Verordnung , betreffend die Anwendbarkeit des Gesetzes vom 25. März

1878, betreffend Anlegung oder Veränderung von Straßen und
Plätzen in den Städten und größeren Orten , auf einen Theil der
Gemeinde Eversten.

Oldenburg, den 27. Mai 1902.

Ebir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen, Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen rc. rc.,

verordnen auf Grund des Artikels 12 des Gesetzes
vom 25. März 1879, betreffend Anlegung oder Verän¬
derung von Straßen und Plätzen in den Städten und
größeren Orten, nach erfolgter Zustimmung der Gemeinde¬
vertretung:
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Das Gesetz vom 25 . März 1879 , betreffend Anlegung
oder Veränderung von Straßen und Plätzen in den Städten
und größeren Orten , in der durch das Gesetz vom 27 . April
1897 , betreffend Abänderung dieses Gesetzes , festgestellten
Fassung , wird auf denjenigen Bezirk der Gemeinde Eversten
anwendbar erklärt , welcher begrenzt wird:

im Norden durch die Parzellen 295/201 , 296/203 der
Flur 9 , 671/1 , 672/2 , 673/3 . 524/4 , 383/5 , 453/6 Flur
4 , den Gemeindeweg Nr . 3 , die Parzellen 446/18 , 447/18,
420/19 , 25 , 29 Flur 3 , den Gemeindeweg Nr . 18 , die
Parzellen 291/12 , 290/11 Flur 3 , die Gemeindewege
Nr . 18 , ln , die Parzellen 7 , 8 , 281/9 , 282/9 Flur 3,

im Osten durch die Parzellen 282/9 , 426/146 , 498/147,
468/147 , 499/147 , 500/147 , 501/147 , 502/147 , 521/147,
149 , 150 Flur 3,

im Süden durch die Parzellen 150 , 142 , 101 , 103,
104 , 124 , 114 , 235/116 Flur 3 , die Gemeindewege Nr . 10
und 1Z,

im Westen durch die Gemeindewege Nr . 30 , 73 , 23,
31 , 32 , 13 , 4d , den Genossenschaftsweg Nr . 30 und die
Parzellen 177 , 178 und 295/201 Flur 9.

Die genannten Parzellen und öffentlichen Wege nebst
Weggräben gehören zu dem obigen Bezirke.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 27.
Mai 1902.

Im Aufträge des Großherzogs:

Das Staatsministerium.

(U . 8 .) Ruhstrat.

Deng e.
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^ 76.
Bekanntmachung des Staatsministerinms , betreffend Pferde -Aushebungs-

Vorschrift.

Oldenburg , den 19. Juni 1902.

Auf Grund und in Ausführung der KZ. 25 bis 27
und des K. 36 des Gesetzes über die Kriegsleistungeu vom
13. Juni 1873 (Reichsgesetzblatt Seite 129), lautend wie
folgt:

8- 2b.

„Zur Beschaffung und Erhaltung des kriegsmäßigen Pferde¬
bedarfs der Armee sind alle Pferdebesitzer verpflichtet, ihre zum
Kriegsdienst für tauglich erklärten Pferde gegen Ersatz des vollen
von Sachverständigen unter Zugrundelegung der Friedenspreise
endgültig festzustellenden Werthes an die Militärbehörde zu
überlassen.

Befreit hiervon sind nur:
1. Mitglieder der regierenden deutschen Familien;
2 . die Gesandten fremder Mächte und das Gesandtschafts-

Personal;



8 . Beamte im Reichs - oder Staatsdienste hinsichtlich der

zum Dienstgebrauch , sowie Aerzte und Thierärzte hin¬

sichtlich der zur Ausübung ihres Berufes uothwen-

digen Pferde;

4 . die Posthalter hinsichtlich derjenigen Pferdezahl , welche

von ihnen zur Beförderung der Posten kontraktmäßig ge¬

halten werden muß?

8- 26.

Die Sachverständigen (8- 2b ) sind für jeden Lieferungs¬

verband durch dessen Vertretung Periodisch zu wählen.

Das Schätzungsversahren findet unter Leitung eines von

der Landesregierung bestellten Kommissars statt . Die Kosten trägt

das Reich.

Der festgestellte Werth wird dem Eigenthümer ans den be¬

reitesten Beständen der Kriegskasse baar vergütet.

8 . 27.

Das Verfahren bezüglich der Stellung und Aushebung der

Pferde wird unter Zugrundelegung der SZ. 2b und 26 von den

^ einzelnen Bundesstaaten geregelt . Uebertretungen der dabei

hinsichtlich der Anmeldung und Stellung der Pferde zur Bor¬

musterung , Musterung oder Aushebung getroffenen Anord¬

nungen werden mit einer Geldstrafe bis zu fünfzig Thaleru

geahndet.

8- 36.

Alle gegenwärtigem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen

sind aufgehoben ."

werden mit Höchster Genehmigung die nachstehenden An¬

ordnungen hinsichtlich der periodischen Vormusterungen des

Pferdebestandes und Beschaffung der Mobilmachungspferde
im Herzogthum Oldenburg  getroffen . Die darin ent¬

haltenen Vorschriften über die Prüfung und Aushebung der

Fahrzeuge erfolgen auf Grund des Artikels 9 Z. 6 des

Gesetzes , betreffend die Organisation des Staatsministeriums

und einiger demselben untergeordneten Behörden , vom 5 . De-

cember 1868 (Gesetzblatt Seite 877 ) .
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Vormusterung des Pferdebestandes im Frieden.
8- i.

Zur Gewinnung einer zuverlässigen Uebersicht über den
Pfcrdebestand des Lundes und zur Beschleunigung der Pferde-
anshebung im Mobilmuchungsfall finden im Frieden Vor-
Musterungen statt, deren Ergebnis in fortgesetzt richtig zu
haltenden Listen niedergelegt wird.

Die Vormusternngen werden durch einen militärischen
Pferde-Vormusterungs-Kommissar*) abgehalten.

Dem Kommissar wird ein Vormusterungsbezirk zuge¬
wiesen; die Abgrenzung des Bezirks vereinbart das General¬
kommando mit dem Staatsministerium, Departement der
Justiz,

8- 2.
Der Vormusterungs- Kommissar hat im Laufe von

achtzehn Monaten sämmtliche Pferde im Herzogthum Olden¬
burg(Ausnahmen siche§. 4) ein Mal zu mustern.

Der Kommissar theilt hierzu das Herzogthnm Olden¬
burg in thunlichst kleine Unterbezirke, damit in erster Linie
eine möglichst geringe Belästigung der Pferde haltenden Be¬
völkerung verursacht wird. Ein Zusammenziehen der Pferde
aus mehreren Orten ist, wo nicht ganz besondere Verhält¬
nisse dies zweckmäßig erscheinen lassen, zu vermeiden.
Größere Orte sind in mehrere Ortsbezirke  zu zerlegen,
innerhalb welcher die Musterungen, örtlich und zeitlich ge¬
trennt, stattzusinden haben. Bei Ansetzung der Musterungs-
ortc und -Zeiten ist nach Möglichkeit Rücksicht auf die ört-

*) Der Kommissar hat das Recht, während der Musierungsreise
für sich und seinen Burschen Quartier und Verpflegung auf Grund
des Naturalleistungsgesetzes gegen Baarzahlung in Anspruch zu nehmen
(vergl . Z. 25, 2 Fr . V. B .), auch darf er , wenn sein eigenes Fuhr¬
werk während der Musterungsreise unbrauchbar wird , gegen Bezahlung
der Bundesrathssätze Fuhrwerk anforderu.

1*
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lichen und jeweiligen wirthschaftlichen Verhältnisse zu nehmen.
Insbesondere ist während der lnndwirthschaftlich wichtigsten
Zeiträume der einzelnen Bezirke die Musterung in denselben
möglichst ausznsetzen.

8- 3-
Die Abgrenzung der Unterbezirke, die Festsetzung der

Musternngsorte und -Zeiten und die Anordnungen sür
deren Bekanntmachung sind zwischen dem Kommissar und
dem Amte(Magistrat einer Stadt I . Klasse) zu vereinbaren.

Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet das General¬
kommando und das Staatsministerium, Departement der
Justiz.

8- 4.
Jeder Pserdebesitzer ist verpflichtet, seine sämmtlichen

Pferde zur Musterung zu gestellen, mit Ausnahme:
а) der unter vier Jahre alten Pferde,
d) der Hengste,
o) der Stuten, die entweder hochtragend*) sind oder

innerhalb der letzten 14 Tage abgefohlt haben,
б) derjenigen Mutterstnten, welche in das Oldenburger

Stutbuch oder in das Stutbuch der Münsterlän¬
disch-Oldenburgischen Geest eingetragen und laut
Deckschein über sechs Monate tragend sind oder
innerhalb der letzten acht Wochen abgefohlt haben,
auf Antrag des Besitzers,

s) der Pferde, welche auf beiden Augen blind sind,
ck) der Pferde, welche in Bergwerken dauernd unter

Tag arbeiten,
Z) der Pferde, welche wegen Erkrankung nicht marsch¬

fähig sind oder wegen Ansteckungsgefahr den Stall
nicht verlassen dürfen,

*) Als hochtragend sind Stuten zu betrachten, deren Abfohlen
innerhalb der nächsten vier Wochen zu erwarten ist.
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1i) der Pferde, welche bei einer früheren in der be¬
treffenden Ortschaft abgehaltenen Musterung als
dauernd  kriegsunbrauchbar bezeichnet worden
sind,*)

i) der Pferde unter 1,50 na Bandmaß.
Außerdem ist das Staatsministerium, Departement der

Justiz, befugt, unter besonderen Umständen Befreiung von
der Vorführung eintreten zu lassen. Bei besonderer Dring¬
lichkeit sind auch die Aemter(Magistrate der Städte I. Klasse)
hierzu ermächtigt.

Bei hochtragenden Stuten (Ziffer o) ist der Pferde-
Borführungsliste(Anlage^,) der Deckschein beizufügen.

Von der Verpflichtung zur Vorführung ihrer Pferde
sind ausgenommen:

1. Mitglieder der regierenden deutschen Familien;**)
2. die Gesandten fremder Mächte und das Gesandt¬

schaftspersonal;
3. die aktiven Offiziere und Sanitätsoffiziere bezüglich

der von ihnen zum Dienstgebrauch gehaltenen Pferde;
4. Beamte im Reichs- oder Staatsdienste hinsichtlich

der zum Dienstgebrauch, sowie Aerzte uud Thier¬
ärzte hinsichtlich der zur Ausübung ihres Berufes
an dem Tage der Musterung unbedingt noth-
wendigen eigenen Pferde;

5. die Posthalter hinsichtlich derjenigen Pferdezahl,
welche von ihnen zur Beförderung dxr Posten
kontraktmäßig gehalten werden muß;

6. die Staatsgestüte;
7. die städtischen Berufsfeuerwehren;

*) Die „vorübergehend kriegsunbranchbaren " sind von der Vor¬
führung nicht befreit.

**) Erstreckt sich nur auf die zum persönlichen Gebrauch be¬
stimmten Pferde , wogegen die in Wirthschaftsbetrieben verwendeten
Pferde zu gesellen sind,



8 . die Besitzer der Seitens der Köhrungskommissiou
prämiirten Stuten , solange diese zur Pferdezucht
im Herzogthum Oldenburg Verwendung finden.

Pferdebesitzer , welche ihre gestellungspflichtigen Pferde
nicht rechtzeitig oder vollzählig vorführen , haben außer der
gesetzlichen Strafe zu gewärtigen , daß auf ihre Kosten eine
zwangsweise Herbeischaffung der nicht gestellten Pferde vor-
geuommen wird.

8- 5.

Die Gemeindevorsteher , im Behinderungsfalle ihre Stell¬
vertreter , haben sich zu den Musterungstermiuen einzusiuden,
dem Kommissar eine schreibgewandte Person zur Verfügung
zu stellen und demselben ein Verzeichniß der in ihrem Be¬
zirk vorhandenen Pferde nach dem Muster Anlage
lPferde -Vvrführungsliste ) in doppelter Ausfertigung vorzu¬
legen .*) Sie sind verpflichtet , für die Gestellung der zum
Ordnen und Vorsühren der Pferde erforderlichen Leute und
ferner dafür zu sorgen , daß das Vorführen genau in der
Reihenfolge der Vorführungslifte stattfiudet . Hierzu ist an
dem linken Backenstück der Halfter jedes Pferdes ein Zettel
mit deutlicher Nummer , welche derjenigen der Vorführungs¬
liste entspricht , zu befestigen.

Bei Pferden , welche bereits bei einer früheren Musterung
als kriegsbrauchbar bezeichnet wurden , sind außerdem unter
Verantwortlichkeit der Gemeindevorsteher die Bestimmungs-
täfelchen (siehe Muster Anlage L ) anzubringen.

Wenn es von den Gemeindevorstehern oder von den
Aemtern (Magistraten der Städte I . Klasse ) angevrdnet
wird , haben auch die Bezirksvorsteher (Rottmeister ) zu den
Musterungsterminen sich einzufindeu.

*) In die Verzeichnisse sind die nach tz. 4 nicht gestellungs - bezw.
nicht vorführungspflichtigen Pferde nicht einzutragen . Beide Listen
müssen bezüglich der Eintragungen seitenweise genau übereinstimmen.
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Den Amtsthierärzten, Privatthicrärzten, Civilschmieden,
sowie den für den Mobilmachungsfallals Civilkvmmissare
der betreffenden Pferde-Aushebungskommissiou in Aussicht
genommenen Persönlichkeiten ist die Theilnahme an dem
Musterungsgeschäft gestattet. Sie sind durch das Amt
(Magistrat einer Stadt I. Klasse) entsprechend zu benach¬
richtigen.

8- 6.

Die vorgeführten Pferde sind durch den Kommissar
ortschafts- oder ortsbezirksweise zu mustern und in kriegs¬
brauchbare, vorübergehend(zeitig) kriegsunbrambbare und
dauernd kriegsuubrauchbare zu scheiden.

Die kriegsbrauchbaren sind zu sondern in:
n) Reitpferde I,

II,

d) ZugpferdeI

II

Stangenpferde,
Vorderpferde,
Stangenpferde,
Vorderpferde,

a) besonders schwere Zugpferde.
Für die Entscheidungen des Kommissars sollen die in

Anlage 6 enthaltenen Gesichtspunkte als Anhalt dienen.
Das Ergebniß der Musterung ist in beide Ausferti¬

gungen der Vorführungslisten einzutragen und vom Vor-
mnsterungs-Kvmmissar zu bescheinigen; der Gemeindevorsteher
erhält eine Ausfertigung zurück.

8- 7-
Bei Gelegenheit der Pferde-Vormusterung hat der Kom¬

missar innerhalb des Zeitraumes von 72 Monaten in jedem
Musterungsort ein Mal auch die Fahrzeuge zu prüfen
(sieheA. 24), die Anzahl der in den Bezirken vorhandenen
kriegsbrauchbarenFahrzeuge festzustellen und in den Vor¬
führungslisten(Anlage^,) zu vermerken. Ob die Fahrzeuge
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zu den Musterungsplätzen selbst zu gestellen sind oder auf
einem besondere » Platze oder in den Gehöften besichtigt
werden , vereinbart der Kommissar mit dem Amte (Magistrat
einer Stadt I . Klasse ).

8- 8.

Das Ergebniß der Musterung innerhalb des Vor¬
musterungsbezirks stellt der Kommissar in einer Uebersicht
nach dem Muster Anlage v zusammen ; diese ist durch den
betreffenden Kavallerie -Brigadekommandeur dem General¬
kommando zu einem von diesem zu bestimmenden Zeitpunkt
eiuzureichen.

Den Aemtern (Magistraten der Städte I . Klasse ) hat
der Kommissar baldmöglichst nach beendeter Musterung Ab¬
schriften der Uebersichten — ortschaftsweise getrennt — zu
übersenden . Die Schlußzahlen der letzteren — nach Amts-
(Stadt -) Bezirken getrennt — sind von den Aemtern
(Magistraten der Städte I . Klaffe ) dem Staatsmiuisterium,
Departement der Justiz , vorzulegeu.

8- 9-

Wesentliche Aenderungen im Pferdebestaud einer Ort¬
schaft (auch ansteckende Krankheiten , welche größeren Umfang
annehmen ) sind durch die Aemter (Magistrate der Städte
I . Klasse ) dem Kommissar mitzutheilen , welcher hiernach die
von ihm geführten Listen berichtigt und dem General¬
kommando Meldung erstattet.

Nachmusterungen in den betreffenden Ortschaften dürfen
nur in besonders dringenden Fällen durch das General¬
kommando nach Vereinbarung mit dem Staatsministerium,
Departement der Justiz , angeordnet werden,



8 . Verfahren bei Beschaffung der Mobil¬
machungspferde.

8- 10.
Im Falle der Mobilmachung der Armee oder einzelner

Theile derselben hat das Herzogthum Oldenburg die nach
den Bestimmungen des Mobilmachungsplanes für dasselbe
ausgeworfene Zahl von Mobilmachungspferden (in natura)
zu stellen.

8- 11.

a ) Jeder Pferdebesitzer ist nach erhaltener Aufforderung
verpflichtet , seine sämmtlichen Pferde , mit Ausschluß der im
Z. 4 näher bezcichneten , zu der bestimmten Zeit und an
dem bestimmten Orte vorzuführen.

Der Verkauf eines Pferdes vor erhaltener Gestellungs¬
aufforderung entbindet nicht von dessen Gestellung , sofern
die Ablieferung au den neuen Erwerber noch nicht erfolgt
ist . Eine Ausnahme findet nur statt , wenn nachweislich
der Verkauf an die Militärbehörde , an Offiziere , Sanitäts¬
offiziere oder Militärbeamte , welche sich die Pferde für ihre
Mobilmachung selbst beschaffen , erfolgt war.

Ebenso können den zum Dienst einberufenen Offizieren,
Sanitätsoffizieren oder oberen Militärbeamten des inaktiven
und Beurlaubtenstandes , sowie dem Kaiserlichen Kommissar
und den Delegirten der freiwilligen Krankenpflege beim
Feldheere so viele ihrer eigenen Pferde bei der Aushebung
belassen werden , als ihnen für ihre Mobilmachung bestim¬
mungsgemäß zustehen.

Pferdebesitzer , welche ihre gestellungspflichtigen Pferde
nicht rechtzeitig oder vollzählig vorführeu , haben außer der
gesetzlichen Strafe zu gewärtigen , daß auf ihre Kosten eine
zwangsweise Herbeischaffung der nicht gestellten Pferde vor¬
genommen wird.



d) Von Bekanntgabe des Mobilmachnngsbefehlsbis
nach Beendigung der Pferdeaushebung ist jede Ausführung
von Pferden in andere Amts- (Stadt-) Bezirke oder Ort¬
schaften oerboten. Zuwiderhandlungenwerde» für jeden
einzelnen Fall mit der in §. 27 des Kriegsleistungsgcsetzes
vom 13. Juni 1873 vorgesehenen Strafe geahndet. Eine
Ausnahme von dem Verbote findet nur statt, wenn nach¬
weislich der Verkauf an Militärbehörden des Aus¬
heb ungs bezirk cs oder an solche Offiziere, Sanitäts¬
offiziere oder Militärbeamte, welche sich die Pferde für
ihre Mobilmachung selbst beschaffen, geschehe» ist.

Diese Bestimmung ist von den Acmtern(Magistraten
der Städte I. Klaffe) bei Eintritt der Mobilmachung allge¬
mein bekannt zu geben.

8- 12-
Auf Grund der letzten Pferde-Vormusterung vertheilt

das Generalkommando im Einvernehmen mit dem Staats¬
ministerium, Departement der Justiz, den Gesammtbedarf
an Mobilmachungspferden auf die einzelnen Amts- (Stadt-)
Bezirke.

Hierbei sind neben dem Bestand der Bezirke an kriegs¬
brauchbaren Pferde» auch besonders die Mobilmachungs-
Verhältnisse der zu ergänzende» Truppenthcile zu berück¬
sichtigen. Da es von großer Bedeutung für die Schlag¬
fertigkeit des Heeres ist, daß der Bedarf an ReitpferdenI
und ZugpferdenI voll und in gutem Material rechtzeitig
gedeckt wird, so ist für diese Klaffen von einer rein pro¬
zentualen Vertheilung abzusehen.

Durch eine vom Generalkommando im Einverständniß
mit dem Staatsministerium, Departement der Justiz, auf¬
zustellende Uebersicht ist festzusetzen, wieviel Pferde i» den
einzelnen Aushebungsorte» täglich zur Aushebung zu ge¬
langen haben, für welche Truppentheile dieselben bestimmt
sind, und in welcher Weise sie ihren Bestimmungsort er¬
reichen sollen.
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ß- 13.

Auf Grund dieser Uebcrsicht stellt der Vormusternngs-
Kommissar im Einvernehmen mit den Acmtern(Magistraten
der Städte I . Klasse) für das Herzogthum Oldenburg einen
Vertheiluugsplan auf, aus welchem hervorgeht, wieviele als
kriegsbrauchbnr bezeichuete Pferde der verschiedenen Klassen
und wieviel Fahrzeuge von den einzelnen Ortschaften tage¬
weise in den Aushebungsorten zu der Aushebung zu ge-
stellen sind. Unter Berücksichtigung dessen, daß im Allge¬
meinen an einem Tage nicht mehr als 200 Pferde von
einer Kommission ansgehoben werden können, sind die
Zahlen so zu bemessen, daß am ersten Anshcbungstagc
möglichst von jeder Klasse noch eine Reserve von 50 pCt.,
an den folgenden Tagen von 26 pCt. zur Vorführung
gelangt.

Reicht hierfür der Bestand an ReitpferdenI nnd an
ZugpferdenI nicht ans, so sind von den übrigen Klassen
entsprechend mehr Pferde zur Reserve zu bestimmen. Für
Fahrzeuge ist täglich noch eine Reserve von 50 pCt. an¬
zusetzen.

Nach Möglichkeit sind die Pferde eines Ortes für einen
Tag zu bestimmen und die dem Aushebungsvrt zunächst ge¬
legenen Ortschaften für die ersten Tage heranznziehen. Die
Vertheilnngspläne sind derart fertigzustcllen, daß nach
etwaiger Prüfung durch das Generalkommando die Aemter
und Magistrate der Städte I . Klasse sie erhalten und die
Aemter den Gemeindevorstehern Auszüge so rechtzeitig über¬
senden könne», daß Letztere in der Lage sind, noch vor dem
1. April jedes Jahres die Bestimmung der vorznführcnden
Pferde vorznbereiten. (Z. 18.)

Die Aemter haben sich gelegentlich davon zu über¬
zeugen, daß die hierzu erforderlichen Vorbereitungen seitens
der Gemeindevorsteher thatsächlich getroffen sind. Soweit
nicht besondere Verhältnisse dagegen sprechen— worüber



das Generalkommando nach Benehmen mit dem Staats-
miiiistcrinm , Departement der Justiz , zu befinden hat —
müssen diese den Gemeindevorstehern bereits im Frieden zu
übersendenden Auszüge Alles für sie im Mobilmachungsfall
Wissenswerthe betreffs Mobilmachnngstag , Ort und Stunde
der Pferdeaushebnng enthalten.

8- 14 .

Für die Aushebung und Abnahme der zu gestellenden
Pferde bildet jedes Amt und jede Stadt I . Klasse der Regel
nach einen Aushebungsbezirk.

Ausnahmsweise können Amtsbezirke , wenn deren räum¬
liche Ausdehnung und die Höhe des zn stellenden Kontin¬
gents an Pferden cs zweckmäßig erscheinen lassen , durch
das Generalkommando im Einvernehmen mit dem Staats¬
ministerium , Departement der Justiz , in zwei oder mehrere
Aushebungsbezirke getheilt werden.

Das Generalkommando vereinbart schon im Frieden
mit dem Staatsministerium , Departement der Justiz , an
welchen Orten die Aushebung und Abnahme für jeden Aus¬
hebungsbezirk stattfindet , und an welchem Mobilmachungs¬
tage dieselbe beginnt.

Der Morgen des 2 . Mvbilmachungstages ist grund¬
sätzlich der späteste Termin für den Beginn der Aushebung.

K. 15.

Für jeden Aushebungsbezirk wird eine Anshebungs-
kvmMission  gebildet.

Dieselbe besteht aus:

1 . dem Amtshauptmann (Bürgermeister ) oder dessen
Vertreter als Civilkommissar,

2 . einem vom Generalkommando zu ernennenden Offizier
als Militärkommissar , dem ein zweiter Offizier bei?
gegeben werden kann.
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Wenn ein Amtsbezirk in mehrere Aushebungsbezirke
getheilt ist (Z. 14 ), so bestimmt das Staatsministerinm,
Departement der Justiz , schon im Frieden den Civilkommissar
für jeden ferneren Aushebungsbezirk.

Zuzutheilen sind der Aushebungskommission:
1 . ein militärischerseits zu kommandirender Roßarzt

oder vom Amtshauptmaun (Bürgermeister ) zuzn-
ziehender Thierarzt und

2 . drei vom Amtsrath , in der Stadt Oldenburg von
der Gemeindevertretung , von sechs zu sechs Jahren
zu wühlende Taxatoren.

8- 16.

Zu Taxatoren  müssen sachverständige und unbe¬
scholtene Personen , welche das volle Vertrauen der Ein¬
gesessenen besitzen, gewählt werden . Dieselben sind nach
dem als Anlage 1? beigefügten „ Eidesfvrmular " durch den
Amtshauptmann (Bürgermeister ) oder dessen Vertreter vor
Beginn des Abschätzungsgeschäftes zu vereidigen , und ist
beglaubigte Abschrift der darüber aufzunehmenden Verhand¬
lung dem National beizufügen.

Neben den drei Taxatoren werden drei Siellvertreter
für dieselben gewählt , von denen einer schon für den Be¬
ginn der Aushebung einzuberufen ist.

Die Taxatoren , deren Stellvertreter , sowie die etwa
zuzuziehenden Thierürzte erhalten Reiseentschädigungen nach
Maßgabe der Bestimmungen , welche über die entsprechenden
Kompetenzen bei der Abschätzung von Flurschäden durch die
unterm 13 . Juli 1898 Allerhöchst genehmigte Ausführungs¬
verordnung zum Gesetz über die Naturalleistungen für die
bewaffnete Macht im Frieden vom 13 . Februar 1875 in
der Fassung des Gesetzes vom 24 . Mai 1898 getroffen sind.

8- 17.
Soweit die Gemeindevorsteher nicht bereits im Frieden

mit den bezüglichen Weisungen versehen sind , übersenden



ihnen sofort nach Eingang des Mobilmachungsbefehls die
Aemter auf dem raschesten Wege die im Frieden vorbe¬
reiteten Befehle , an welchem Orte und zu welcher Zeit
(Tag und Stunde ) die nach 8 - 13 bestimmten Pferde und
Fahrzeuge zu gcstellcn sind , während die Stadtmagistrate
der Städte I . Klaffe die Befehle direkt erlassen.

Die Taxatoren und gegebenenfalls der Thierarzt sind
entsprechend zu benachrichtigen.

Die durch die Reichstelegraphie an alle Gemeinden so¬
fort übersandten Telegramme , „daß die Mobilmachung be¬
fohlen und welches der 1 . Mobilmachnngstag ist " , gelten
als Befehl , die Gestellung der Pferde und Fahrzeuge zur
Aushebung in der etwa bereits im Frieden angeordnetcn
Weise (8- 13 ) zu veranlassen.

Die Aemter (Magistrate der Städte I . Klasse ) haben
die erforderlichen Anordnungen zur Aufrechterhaltnng der
Ordnung während der Aushebung und die Heranziehung
der nöthigen Polizeimannschaften (Gendarmen , Schutzleute,
Polizeidiener ) vorznbereiten.

8- 18.

Den Anshebnngskommissaren sind vorzuführen:

u) die gemäß 8- 13 bestimmten Pferde ; an den Halftern
sind ans der linken Seite die Bestimmungstäfelchen
(8 . 5) zu befestigen;

d . die bei der letzten Musterung als „vorübergehend
kriegsunbranchbar " bezeichneten Pferde , soweit sie
nicht marschunfähig sind oder wegen Ansteckungs¬
gefahr den Stall nicht verlassen dürfen;

o . die seit der letzten Musterung in Zugang ge¬

kommenen Pferde des Aushebungsbezirkes . Händ¬
ler , Tattersalls re . haben stets ihre sümmtlichen

Pferde vorznführen.

Die Gemeindevorsteher sind für die vollzählige und

rechtzeitige Gestellung der Pferde verantwortlich und ver-
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pflichtet , persönlich bei der Aushebung zu erscheinen . Sie
legen der Aushebungskommission die bei der letzten Musterung
ausgefüllte Vorführungsliste , in welcher die zur Aushebung
vvrgeführteu Pferde durch Unterstreichen kenntlich gemacht
sind , sowie ein Verzeichniß der in Zugang gekommenen
Pferde vor.

Es werden zunächst die letztgenannten Pferde gemäß
Z. 6 durch den Militärkommissar gemustert und dann die
bereits früher gemusterten Pferde einer nochmaligen Prüfung
unterzogen.

Die als kriegsbrauchbar anerkannten Pferde sind nach
Klassen getrennt aufzustellen . Im Allgemeinen ist die
frühere Klassifizierung durch den Vormusterungs -Kommissar
maßgebend ; einzelne uothwcndig erscheinende Umbestimmuugen
bleiben jedoch dem militärischen Aushebungskommissar
überlassen.

Die für kriegsunbrauchbar erklärten Pferde werden
sofort entlassen.

. 19.

Aus den kriegsbrauchbaren Pferden wird die für den
Aushebungsbezirk festgesetzte Zahl und außerdem von jeder
Klasse ein Zuschlag von 3 pCt . als Reserve ausgewählt.
Sind hierbei für die besseren Klassen nicht die erforderlichen
Pferde vorhanden , so ist der Ausfall durch die besten Pferde
der nächst niedrigeren Klasse zu decken.

Die ausgewählten Pferde werden in ein National nach
Muster L , die Rcservepferde in ein besonderes National
eingetragen und kommen sämmtlich zur Abschätzung.

Die als Reserve ausgewählten Pferde werden iudeß zu¬
nächst nicht abgenommen , sondern sind nur von den Be¬
sitzern bei Vermeidung der gesetzlich angedrohten Strafe
auf drei Wocheu vom Tage der Aushebung an gerechnet
zur Verfügung der Militärbehörde zu halten.

Kriegsbrauchbare Pferde , welche als überschießend nicht
sogleich ausgehoben werden , können ans Veranlassung des
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Militärkommisfars zur nochmaligen Vorführung an einem
späteren Tage bestimmt werden.

Nach Beendigung der Auswahl ist fcstzustellen , wie¬
viele weitere kriegsbrauchbare Pferde der einzelnen Klassen
im Aushebungsbezirk noch vorhanden sind . Das Ergebniß
ist dem Generalkommando und dem Staatsministerium,

Departement der Justiz , nach Schluß des Aushebungs-
geschäftes umgehend zu melden.

8- 20.
Bei der Abschätzung,  die von dem Civilkommissar

geleitet wird , ist nur der Werth der Pferde in gewöhnlichen
Friedenszeiten ins Auge zu fassen und von der Preis¬
steigerung infolge der eingetretenen Mobilmachung abzusehen.

Jeder Taxator giebt vor der Aushebungskommission
besonders seine Taxe an , welche in die betreffende Kolonne
des Nationals L (H. 19 ) einzutragen ist.

Aus diesen drei Taxen wird der Durchschnitt gezogen
und dem Eigenthümer sofort bekannt gemacht , während die
einzelnen Taxen geheim bleiben . Dieser Durchschnitt bildet
die den Besitzern der Pferde nach erfolgter Abnahme zu
zahlende Taxsumme.

Sind Pferde abzuschätzen , welche einem Taxator ge¬
hören , so hat dieser sich der Abschätzung zu enthalten.
Statt seiner tritt einer der gewühlten Stellvertreter ein.

8- 21 .

Bei der Abnahme  müssen die Pferde durch den bis¬

herigen Besitzer versehe » sein mit:
Halfter,
Trense,
zwei mindestens 2 in langen Stricken und
gutem Hufbeschlag.

Der Werth dieser Stücke ist in der Taxe mitenthalteu.
Bis zur förmlichen Abnahme der Pferde haben die

Besitzer oder deren Beauftragte die Pferde zu beaufsichtigen
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und auf eigene Kosten zu verpflegen . Wenn die Besitzer
den in diesem Paragraphen ihnen auferlegten Verpflich¬

tungen nicht genügen , so werden die dadurch entstehenden
Kosten bei Auszahlung der Taxsumme st> Abzug gebracht.

Das dieserhalb Erforderliche hat der Civilkommissar zu
veranlassen.

8- 22 .

Sollten Besitzer ausgehobener  Pferde wünschen,
an deren Stelle andere für kriegsbrauchbar erklärte Pferde
derselben Klasse zu stellen , so kann hierauf in Ausnahme¬
fälle » von der Aushebungskommission eingegangen werden,
wenn sofort an Ort und Stelle die zum Ersatz bestimmten
Pferde vorgeführt werden.

8- 23.

Nach erfolgter Abschätzung findet die Nebernahme
der Pferde durch den Militärkommissar statt.

Hierauf wird jedem Pferde die Nummer des Armeekorps
unter der Mähne an der linken Seite des Halses einge¬
brannt und dasselbe mit einer Mähnentafel versehen , auf
der die Nummer , die Bestimmung (Truppentheil ), sowie der
Name des Amts -(Stadt -)Bezirks angegeben ist.

8 - 24.

In denjenigen Amts - (Stadt -) Bezirken , wo Fahr¬
zeuge und Geschirre  nebst Zubehör ausgehoben werden
sollen , findet deren Abschätzung und Abnahme in der Regel
im Anschluß an diejenige der Mobilmachungspferde durch
die nach K. 15 zusammengesetzte Aushebungskommission und
die derselben zugetheilten Taxatoren statt . Das Verfahren
dabei ist dasselbe wie bei der Aushebung der Pferde.

Soweit angängig , sind die Zugpferde zugleich mit den
Fahrzeugen und Geschirren abzunehmen , indem hierzu der
Kommission die vollständigen Gespanne vorgeführt werden.

2
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An die Zusammenstellung der Gespanne ist die Kommission
nicht gebunden und kann auch hinsichtlich der Qualität,
des Alters und der Größe der Zugpferde insofern von den

Bestimmungen der Anlage L abweichen , als es hauptsäch¬
lich darauf ankommt , starke Zugpferde auszuwählen . Die

abgenommenen Pferde werden in ein National nach Anlage L
eingetragen.

Anlage 6l enthält die Bestimmungen über Beschaffen¬
heit der Fahrzeuge und Geschirre , sowie über das zu einem
Gespann erforderliche Zubehör . Nach Anlage 8 ist die
Taxverhandluug aufzunehmen.

8. 25 .

Das Generalkommando hat schon im Frieden Vorsorge

zu treffen , daß zum Zeitpunkt der förmlichen Abnahme der
nusgehobenen Pferde von den Truppen zu stellende Trans¬
portkommandos  in den Aushebungsorten eintreffen.
Soweit diese Kommandos von den Truppen nicht in hin¬

reichender Zahl gegeben werden können , hat das General¬
kommando schon im Frieden die Einberufung von Mann¬
schaften des Beurlaubtenstandes oder der Ersatzreserve vor¬
zusehen . Nöthigenfalls ist der Militärkommiffar ermächtigt,
Koppelführer zu miethen ; er hat hierzu die Mitwirkung der
betreffenden Aemter (Magistrate der Städte I . Klasse ) recht¬
zeitig in Anspruch zu nehmen . Die Zahl der Transport¬
mannschaften ist so zu berechnen , daß auf einen Mann etwa
drei Pferde kommen.

Der Militärkommiffar hat die Pferde den Transport¬
führern ordnungsmäßig zu überweisen ; vom Zeitpunkt der
förmlichen Abnahme an werden die Pferde militärischerseits
verpflegt.

Nach Maßgabe der bereits im Frieden aufgestellten
Marschübersichten und Fahrtlisten werden die Pferde nach

den Mobilmachungsorten der Truppen transportirt.
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Die gemietheten Koppelführer erhalten während ihrev
Dienste ans dem Rückmarsch nach der Heimath die orts¬
üblichen Löhne, sowie freies Quartier und Verpflegung
»ach den darüber bestehenden Bestimmungen auf Kosten dev
Militärverwaltung.

Das Generalkommando veranlaßt, daß die Transport¬
führer rechtzeitig die erforderlichen Marschrouten, Militär-
Fahrscheine, sowie Quartier-Bescheinigungen und Quittungen
über Naturalverpslegung, Vorspann und Fourage erhalten,
letztere nach dem Tagcssatze von 12000 A Hafer, 7500 §
Heu und 3000 Z Stroh für besonders schwere Zugpferde
und von 6000 § Hafer, 2500 A- Heu und 1500 Z Stroh
für alle übrigen Pferde.

Der Militärkommissar übergiebt den Transportführern
zur Aushändigung au die betreffenden Trnppentheile die
von ihm nach Anlage L (K. 19) für letztere aufgestellten
und vollzogenen Nationale der Pferde.

Das Generalkommando hat endlich Anordnung zu
treffe», inwieweit der Militürkommisfar mit einem Vorschuß
für unvorhergesehene Ausgaben zu versehen ist.

8- 26.

Nach Erledigung des Aüshebungsgeschästs werden
die in dem National der abgeuommenen Pferde (A. 20) einge¬
tragenen Taxen summirt und wird folgende Bescheinigung
darin eingetragen:

„Daß nach Inhalt des vorstehenden Nationals die
Anzahl von
.geschrieben
.Pferden mit
einer Gesammttaxe von.
geschrieben.
Mark, richtig abgeliefert worden ist, bescheinigt.

2*
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(Ort und Datum .)

Die Aushebungskommission.

(Unterschriften .)

Die laut beiliegender Verhandlung vereidigten Taxatoren.

(Unterschriften .)

Das mit dieser Bescheinigung versehene National ist

vom Civilkommissar als Belag der Liquidation über den

Taxpreis der abgenommenen Pferde beizufügen . — Die

Besitzer der abgenommenen Pferde erhalten von dem Civil-

kommisfar über die ihnen zustehenden Taxsummen Anerkennt¬

nisse nach dem Formular 4.

In gleicher Weise erfolgt auch die Summirung der

Taxen , welche in dem Verzeichniß der angekauften Fahrzeuge

und Geschirre nebst Zubehör (Z. 24 ) eingetragen sind , und

die Ausstellung einer Bescheinigung hierüber , die dem Ver¬

zeichniß als Rechnungsbelag beizufügen ist.

K. 27.

Der Civilkommissar sendet die Liquidation  über die

abgenommenen Pferde , ferner die von ihm bescheinigten

Liquidationen über die zu zahlenden Tagegelder und Reise¬

kosten (ß . 16 ) , sowie über sonst etwa entstandene Neben¬

kosten nebst den bezüglichen Belägen nach Beendigung des

Aushebungsgeschäfts spätestens binnen acht Tagen an das

Staatsministerium , Departement der Justiz.

Dieses stellt die Kosten fest und ertheilt Anweisung

an die Landeskasse zur vorschußweisen Zahlung der Betrüge

für Rechnung der General -Kriegskasse.

Die Auszahlung an die Besitzer der abgenommenen

Pferde erfolgt gegen Ablieferung der Anerkenntnisse und

Quittungsleistung.
Die sämmtlicben festgestellten Liquidationen werden

demnächst vom Staatsministerium , Departement der Justiz,



an das Königlich Preußische Kriegsministerium(Remonte-
Jnspektion) eingesandt, welche nach Prüfung derselben An¬
weisung zur Erstattung der Beträge aus den bereitesten
Mitteln der General-Kriegskasse ertheilt.

Ewaige während der Mobilmachung erforderliche Vor¬
schüsse werden der Landeskasse auf Anfordern von der Ge¬
neral-Kriegskasse geleistet.

8- 28.

Grundsätzlich ist jede Aushebungskommissivn verpflichtet,
die auf den Aushebungsbezirk ausgeworfeuen Pferde wirk¬
lich aufzubringen.

Von Störungen und Stockungen des Aushebungs¬
geschäfts, soweit sie nicht durch Anordnungen der Aus¬
hebungskommission beseitigt werden könne», ist dem General¬
kommando und dem Staatsministerinm, Departement der
Justiz, telegraphische Meldung zu erstatten.

Sollte sich wider Erwarten im Verlaufe der Aushebung
ergeben, daß seit der letzten Vormusterung die Zahl der
kriegsbrauchbaren Pferde so zurückgegangen ist, daß die ge¬
forderte Zahl auch unter Heranziehung der zunächst nicht
zur Aushebung befohlenen kriegsbrauchbaren Pferde vor¬
aussichtlich nicht aufgebracht werden kann, so hat die
Kommission dem Generalkommando und dem Staats¬
ministerium, Departement der Justiz, unter Angabe des
bei jeder Klasse wahrscheinlich eintretenden Ausfalls tele¬
graphisch Meldung zu erstatten.

Das Generalkommando im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium, Departement der Justiz, veranlaßt die
sofortige Gestellung des Ausfalls aus anderen Amts- (Stadt-)
Bezirken des Herzogthums.

Die Beendigung des Anshebungsgeschäftes ist von der
Aushebungskommission an das Generalkommando und das
Staatsministerium, Departement der Justiz, mit dem Hinzu¬
fügen zu melden, wieviel kriegsbrauchbare Pferde der ver-
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schiedenen Klassen noch in dem Bezirk vorhanden sind
(siehe ß. 19 ).

8 - 29.

Sofern die nusgehobenen Pferde eines Amts - (Stadt -)

Bezirkes wegen nachträglich  erkannter Untauglichkeit
eines Theiles derselben das Kontingent nicht decken, sind

zunächst die 3 pCt . Zuschlag heranzuziehen und bei deren

Unzulänglichkeit die übrigen bereits als kriegsbrauchbar an¬
erkannten Pferde.

Für den Fall , daß die Aushebungskommission bereits

auseinandergegangen sein sollte , hebt der Amtshauptmann
(Bürgermeister ) oder dessen Stellvertreter allein unter Zu¬

ziehung eines Thierarztes und der drei Taxatoren die er¬
forderlichen Pferde aus , läßt sie abschätzen und den

Truppentheilen zuführen.

8 - 30.

Nach Erledigung des Aushebungsgeschäfts hat der

Amtshauptmann (Bürgermeister ) dem Staatsministerium,
Departement der Justiz , über den Verlauf des ganzen Ge¬
schäfts sofort Bericht  zu erstatten und eine Ueberstcht nach

Anlage L beizufügen.

8 - 31.

Das Staatsministerium , Departement der Justiz , hat

die nachstehend aufgeführten Druckformulare für Rechnung
des Militäretats anfertigen zu lassen und im Frieden in

genügender Zahl den Aemtern (Magistraten der Städte
I . Klaffe ) zu überweisen:

a) Auszüge aus den Vertheilungsplänen für die Ge¬

meindevorsteher (8- 13 ),
b ) Befehle für die Gemeindevorsteher (8- 17 ),

a ) Benachrichtigung au die Taxatoren und Thierärzte
(8 . 17 )'

ä ) Vorführungslisten (Anlage ^r) ,
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s ) Bestimmungstäfelchen (Anlage 8 ) ,
t ) Pferde -Nationale (Anlage 8 ),
Z) Eidesformulare (Anlage 8 ) ,
ll ) Fahrzeugverzeichnisfe (Anlage 8 ),
i ) Anerkenntnisse (Anlage 3) ,

lr ) Uebersichten über das Aushebungsgeschäft (AnlageL ).
Die Liquidationen über die Beschaffungskosten der For¬

mulare sind vom Staatsministerium , Departement der Justiz,

aufzustellen und an die zuständige Intendantur zur An¬
weisung zu übersenden.

Für Bereithaltnng der Marschrouten und Militär-
Fahrscheine , sowie der den Transportführern zu be-
händigenden Quittungsformulare über Naturalverpflegung,
Vorspann und Fourage , Quartierbescheinigungen ; ferner für
Beschaffung und Bereithaltung von Koppelzeug . Pferde-
maßeu , Mähneutafeln und Pferde - Brenneisen sorgt die
Militärbehörde.

8- 32.

Erscheint für einzelne Truppentheile eine besonders
schleunige Gestellung von Pferden nöthig , so vereinbart das
Generalkommando das Erforderliche mit dem Staats¬
ministerium , Departement der Justiz.

8- 33.

Die vorstehenden Anordnungen treten am 1. Juli 1902
in Kraft.

Mit demselben Zeitpunkt wird die Bekanntmachung des
Staatsministeriums vom 13 . Dezember 1900 aufgehoben.

Oldenburg , den 19 . Juni 1902.

Staatsministerium,

Departement der Justiz.

Ruhstrat.

Qr . Mutzenbecher.





Amts -(Stadt -)Bezirk:
Anlage k (zu W. 5 u. 18).

Verzeichniß
der

in . Vorhandenen Pferde
(Vorführungsliste)

Musterungsjahr 19 . .

Die Vollständigkeit und Richtigkeit des Verzeichnisses bescheinigt:

Datum . Gemeindevorsteher.

1. Die Spalten 1, 2, 3 und 7 sind vom Gemeindevorsteher , die Spalten 4,
5 und 6 von dem Kommissar oder unter dessen Verantwortung aus¬
zufüllen.

2 . Farbe und Abzeichen sind so anzugeben , daß die Pferde daraufhin
wiederzuerkennen sind.

3. Die Vorführungslisten des Vorjahres sind zur Musterung mitzu¬
bringen . Die in denselben als „vorübergehend kriegsunbrauchbar"
bezeichnten Pferde sind vorzusühren.

4. Nach Eingang der Auszüge seitens der Aemter (K. 13) sind die vom
Gemeindevorsteher zur Aushebung in, Mobilmachungssall bestimmten
Pferde umseitig durch Unterstreichen kenntlich zu machen (Z. 18).
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Ort , Datum. (Dienstgrad ) und Vormnsterungskommissar.
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Anlage 8 (zu 8F. 5 u. 18).

Vestimmungstäfelcheir.
(Die Täfelchen sind aus etwa 5 nana starker Strohpappe , Karton oder
dergl. — für die einzelnen Pferdeklassen verschiedenfarbig— herzustellen
und zum Anbinden an der Halfter mit entsprechender Einrichtung zu

versehen.)

Die Farbe der Tafel ist (auf beiden Seiten) :
weiß: für Reitpferde I,
gelb: - - II,
hellroth: Zugpferde I , Stangen -,
dunkelroth: - - I , Vorder-,
hellblau : - - II , Stangen -,
dunkelblau: - - II , Vorder-,
grün: besonders schwere Zugpferde.

Die Tafeln erhalten auf beiden Seiten nur die ihrer Farbe ent
sprechende Bezeichnung:

(z. B. gelbe Tafel) :
Reitpferd II.

etwa 15 orn

(z. B. gelbe Tafel)

Gemeinde
Siegel keilMrä II

Die Täfelchen werden beim Vorführen zur Musterung oder Aus¬
hebung an dem linken Backenstück der Halfter befestigt.
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Anlage v (zu W. 6 u. 18).

Gesichtspunkte
für

Auswahl der Mobilmachungspferde.

1. Erntheilung in Klassen.
g.) Reitpferde I : Frische , gute Gänge , möglichst bereits

geritten ; bestimmt für Offiziere , sowie für Ka¬

vallerie und Feldartillerie.
d ) Reitpferde II : Sämmtliche übrigen Pferde des Reit¬

schlages ; bestimmt für die übrigen Waffen und

Formationen , für Sanitätsoffiziere und Beamte,

o) Zugpferde I : Neben starkem , tiefem Gebäude , frische

und geräumige Gänge , bestimmt für die Feld¬
artillerie , die Jnfanterie -Munitionskolonnen , die

Jnfanterie -Patronenwagen , die Korps - und Re-

serve -Divisions -Telegraphen -Abtheilungen und die

Krankenwagen der Sanitäts -Kompagnien,

ci) Zugpferde II : Sämmtliche übrigen Pferde , welche

an Arbeit gewöhnt sind und nicht derartige

Fehler (Ziffer 4) zeigen , welche die Gebranchs¬
fähigkeit in kurzer Zeit in Frage stellen ; bestimmt

für die übrigen Truppenfahrzeuge und Trains,

s ) Besonders schwere Zugpferde : Sämmtliche rein

kaltblütigen Pferde , die Kreuzungsprodukte , die

den Charakter des Kaltbluts zeigen und solche,

zum gleichmäßigen Ziehen großer Lasten im

Schritt geeigneten Warmblüter , die infolge ihrer

Masse mit der Kriegsration voraussichtlich nicht

zu ernähren sind ; bestimmt für Fußartillerie-
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und Pionier -Belagerungsformationen , sowie be¬
sonders festgesetzte Fuhrparkkolonnen.

2. Maße.

Die Pferde sind mit dem Bandmaße zu messen.
Mindestmaß für Kürasstcrpferde . . . . 1,62 in,

„ „ die übrigen Reitpferde I . 1,57 ra,
„ „ „ Reitpferde II . . . 1,55 in,
„ Zugpferde I und II . . 1,57 in.

Pferde von geringerer Größe dürfen nöthigenfalls ein¬
gestellt werden , wenn sie sonst de» Anforderungen ent¬
sprechen ; bei Offizierspferden für Fußtrnppen und Reit¬
pferden II kann dann bis 1,53 nr , bei Zugpferden II bis
1,55 in heruntergegangen werden.

Für besonders schwere Pferde ist kein Mindestmaß vor¬
geschrieben.

3. Alter.

Pferde warmblütiger Schläge sind zwischen 6 und
14 Jahre » am geeignetsten für den Kriegsdienst.

4. Ungeeignetes Material.

Hengste und alle mit Hauptfehlern , Krankheiten oder
sonstigen zum Militärdienst untauglich machenden Mängeln
behafteten Pferde werden nicht genommen , einäugige zu
Zugpferden nur , wenn der Verlust des Auges von äußerer
Verletzung und nicht von innerer Krankheit herrührt.
Tragende Stuten und Mutterstuten , die unter 3 Monate
alte Fohlen nähren , sind für das laufende Mobilmachungs¬
jahr zurückzustellen.

Stuten werden als tragend erachtet , wenn dies ent¬
weder schon durch Augenschein bekundet , oder wenn durch
einen Deckschein in beglaubigter Form nachgewiesen wird,
daß die Stute nach mehrfachen Versuchen den Hengst nicht
mehr angenommen hat.



Im Besonderen bleibt zu beachten:
u) Spat,  der so weit vorgeschritten , daß bereits die

Muskulatur auf der Kruppe geschwunden ist,
Hasenhacke,  an welcher die Pferde lahmen , und
Sch aale,  bei welcher das Brennen erfolglos ge¬

blieben , machen die Pferde zum Heeresdienst unver¬
wendbar.

d ) Hufe.  Ist der Huf nur durch falschen Beschlag und
schlechte Pflege schad- und krankhaft geworden , kann
er also bei sachgemäßem Beschlag und guter Pflege
gesunden , so ist das Pferd als brauchbar zu bezeich¬
nen ; ein mit angeborenen Fehlern behafteter Huf
macht das Pferd unbrauchbar.

Flach Huf schließt Brauchbarkeit aus , wenn das
Horn spröde und ausgebrochen ist und die Sohle
sich schon gesenkt hat ; nicht aber , wenn das Horn
gesund und die Sohle gewölbt ist.

Zwanghuf,  bei dem die innere Tracht am Vor¬
derhuf stark eingezogeu und der angrenzende Strahl¬
schenkel völlig verkümmert ist , schließt Brauchbarkeit
aus.

Bock Huf,  nicht zu eng und sonst gesund , ist für
Zugpferde kein Gebrauchsfehler.

Hornspalten — mit Ausnahme derjenigen , die
von der Krone ausgehend , sich bis auf die Weich-
theile erstrecken — sind in der Regel , namentlich für
Zugpferde , kein Gebrauchsfehler,

o) Gallen,  au denen das Pferd nicht lahm geht , machen
dasselbe nicht unbrauchbar.

ck) Verletzungen , Narben  sind meist nur Schön¬
heitsfehler . Auch Pferde mit Spanustricknarben,
Verletzungen an den Vordersehneu , sind fast immer
brauchbar.

s ) Rücken . Für Reitpferde und Zugpferde I soll die
Entfernung zwischen der letzten Rippe und Hüfte
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möglichst nicht mehr wie eine Handbreite betragen.
Ist der Rücken nicht zu tief eingesattelt, so ist das
Pferd als Zugpferd II brauchbar.

I) Gang . Pferde, welche an den Vorderfesseln ver¬
stellt und knieweit sind, sich aber an den Vorder-
knieen und Fesselköpfen nicht schlagen, sind brauchbar
für alle Klassen, andernfalls nur bedingt als Reit¬
pferde II und Zugpferde II.

A) Athein. Reitpferde und ZugpferdeI müssen auf
Athem gesund sein.

II) Rheumatische Pferde  sind für den Militärdienst
untauglich.

5. Auswahl.

Die bei den Vormusterungen zur Vorführung gelangen¬
den Pferde sind größtentheils zu ländlichen oder anderen
schweren Arbeiten benutzt worden. Sie werden vielfach
mager, schlecht im Haar und in der Pflege vernachlässigt
sein. Hierzu kommt auf dem Lande schlechte oder gar keine
Hufpflege, bczw. minderwerthiger Beschlag. Dieses sind
jedoch nur Aeußerlichkeite», welche bei späterer guter Pflege
bald schwinden; maßgebend für die Beurtheilung bleibt immer
das Gebäude des Pferdes. Tiefgerippte, geschlossene Pferde,
selbst wenn sie zur Zeit überarbeitet sind, werden doch mit
Nutzen für Mobilmachungsformationen zu verwenden fein.

Bei ländlichen Besitzern werden die Pferde nach der
Herbst- und Frühjahrsbestellung und nach der Ernte meist
in schlechter Verfassung sein. In städtischen Bezirken und
wo die Pferde vornehmlich auf harten Straßen benutzt wer¬
den, gehen sie vielfach klamm auf den Hufen(pflastermüde).
Bei sonst gutem Huf und wen» der mangelhafte Gang nicht
eine Folge schlechten Gebäudes ist (steile, kurze Schulter mit
schlecht angesetztem Querbein) , kann hierüber hinweggesehen
werden. Tritt das Pferd aber nicht frei aus der Schulter
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heraus , so ist es als Soldatenpferd minderwerthig, meist
sogar unbrauchbar.

Im Allgemeinen ist bei der Auswahl der Pferde der
Grundsatz zu beachten, daß sie dem beabsichtigten Gebrauch
möglichst entsprechen müssen, und daß ein unwesentlicher
Fehler, der für Friedenszwecke das Pferd von der Annahme
ausschüeßcn würde, für Mobilmachungszwcckenur selten
einen Grund zur Zurückstellung abgeben kann.

6. Haftbarkeit für gesetzliche Fehler.
Bei der infolge Landlieferung stattgcfundenen zwangs¬

weisen Gestellung haftet der letzte Besitzer nicht für das
Vorhandensein derjenigen Eigenschaften beim Pferde, deren
Fehlen nach den gesetzlichen Bestimmungen bei freiwilligem
Verkauf ein Rückgängigmachen des Handels oder eine Regreß-
Pflicht des Verkäufers begründet.

Es ist daher die Rückgabe eines zwangsweise angekauf¬
ten Pferdes und die Rückforderung des gezahlten Taxpreises
nicht statthaft, auch wenn innerhalb bestimmter Fristen eine
der nach den gesetzlichen Bestimmungen sonst den Rückgang
des Kaufes bedingenden Krankheiten nachzuweisen ist.

Bei freihändigem Ankauf bleiben indessen die gesetzlichen
Bestimmungen der Gewährleistung in Kraft.

3





Anlage »» (zu ß. 8).

Ergebnis
der

Pferde-Vormusternng im Mnsterungsbezirk(X)
im Jahre 19 . .

Anmerkung:  Die seit Vorlage der letzten Rachweisung gemuster¬
ten Amts -(Stadt -)Bezirke sind durch Unterstreichen der Namen kenntlich
zu machen.

3 *
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(Stadt -)

3.

Zahl der nach
der Reichsvieh¬
zählung vom
. (mit

Ausschluß der
Militär - und
4 Jahre alten
Pferde ) vor¬

handenen
Pferde

4.

Zahl der

ge¬

musterten

Pferde

Davon (Spalte 4) sind kriegsbrauchbar

Reit¬

pferde

II

Zugpferde beson-
I II ders

schwere
Zug-

Slang. Vord. Stang. Vord. Pferde

Gesammtzabl
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als

Zu¬
sam¬
men

6.

Davon

(Spalte 4)
vor¬

über¬
gehend

dau¬
ernd

kriegs-
unbranchbar

7.

Vorhandene
kriegsbrauch¬

bare
Fahrzeuge

letztes
Muste-
rungs-

jahr
Zahl

Bemerk n n g e n





Anlage L (zu Z. 19).

Nationale
der

aus dem Amts-(Stadt-)Bezirk. Vormusterungs¬
bezirk. ausgehobenen Mobilmachuugspferde.

1. In den für die Transportführer bestimmten Nationalen (ß. 25) ist

die Bezeichnung des Truppentheils , für welchen die Pferde bestimmt

sind, der Ueberschrist beizufügen.
2. Die Nationale sind am Schlüsse von den Aushebungskommissaren

und Taxatoren durch Namensunterschrist und Datum zu vollziehen.
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2.

Des Besitzers

Vor-

urch

Zuname.

Wvsinort
und

Amts-
(Stadt -)
Bezirk.

3.

Des Pferdes

Geschlecht

V
Z
oin Jahre

Ist ansgehvben als

Reitpferd

I II

Zugpferd

Stg . IVrd.

II

Stg ^ Brd.
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tt.

Taxe der ausgehobenen Pferde

für 1. 2 . 3.
welchen ^

Dnrchschnittebetrag B e in erkunge n.

Truppen - LaxaIor
^ ^

ur ur
Zahlen Worten

^5 . Mark

!

1. In der Spalte b werden
Beträge von einer hal¬
ben Mark und darüber
für eine volle Mark ge¬
rechnet ; Beträge unter
einer halben Mark blei¬
ben außer Ansatz.

2 . Reservepferde sind nicht
in das National der
ausgehobenen Mobil¬
machungspferde aufzu¬
nehmen , sondern in be¬
sonderen Nationalen zu
verzeichnen.

In den Nationalen , welche den Transportführern zu übergeben sind , ist nur

der Durchschnittsbetrag der Taxe in Zahlen auszufüllen.
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Anlage ^ (zu z. 16 ).

Eidesformular
für

die Taxatoren der behufs einer Mobilmachung der
Armee vom Lande auszuhebenden Pferde.

Ich (Vor- und Zuname) schwöre bei Gott dem All¬
mächtigen und Allwissenden, daß, nachdem ich zum Taxator
der zur Armee-Mobilmachung vom Lande auszuhebendeu
Pferde und Fahrzeuge bestellt worden bin, ich bei diesem
Geschäft nach den bezüglichen Vorschriften unter Zugrunde¬
legung der vor dem Eintritt der Mobilmachung stattgehabten
Friedenspreise und ohne Rücksicht auf die infolge der Mobil¬
machung eingetretene Preissteigerung nach bestem Wissen,
mit aller Unparteilichkeit, also weder zum Vortheil noch zum
Schaden der Pferde- und Wagenbesitzer oder der Reichskasse,
abschätzen werde.

So wahr mir Gott helfe (Schluß je nach der Kon¬
fession).

Amen!
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Anlage <» (zu K. 24).

Bestimmungen
über die Beschaffenheit der zu militärischen Zwecken bestimm¬

ten Fahrzeuge und Geschirre nebst Zubehör.

1 . Die Fahrzeuge  svllen vierrädrig und in Anbetracht

der nothwendigen Lenkbarkeit nicht zu lang gebaut sein,

möglichst nur 10 , nicht über 14Ctr . wiegen , ein kräf¬

tiges Untergestell mit Achsen von Stahl oder Eisen

und mindestens 18 Ctr . Tragfähigkeit haben . Sie müs¬

sen ferner mit 2 Steuerketten oder 2 Aufhalter » von

doppeltem Leder und einer Hinterbracke (Waage ) ver¬

sehen sein . Das Vorhandensein eines Langbaumes und

einer abnehmbaren  Wagendeichsel ist erwünscht , aber

nicht durchaus erforderlich . Die Höhe der auf Nabe

und Felgenkranz mit eisernen Reifen versehenen Vorder¬

räder soll nicht unter 80 oiu , die der Hinterräder nicht

unter 1 oa und nicht über 1 ua 60 oiu , die Breite der

Felgen nicht unter 5 und möglichst nicht über 8 oiu

betragen . Geleisebreite landesüblich . Hemmschuh oder

andere Hemmvorrichtung erwünscht.
Das Obergestell muß entweder aus einem festen

Bretterkasten oder aus zwei Leitern mit Brettfüllung

oder Korbgeflecht und einem Bretterboden bestehen.

Das Vorhandensein von Hinteren und vorderen Kopf¬

wänden , von Spriegeln zum Auflegen des Wagenplans

und eines Sitzbrettes vorn , bezw. Bocksitzes für den

Fahrer ist wünschenswerth . Spannketten können mit¬

geliefert werden . Der innere Beladungsraum von der

Spriegelwölbung bis zum Wagenboden soll mindestens

2,25 odua betragen.
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2. Die zweispänuigen Geschirrzüge können nach Lan¬
dessitte Kummt- oder Sielengeschirre — letztere mit
Halskvppelu— sein. Sie müssen Zngstränge von Hans
oder Zugketten haben; ferner ist eine Kreuzleine von
Hanf, Bandgurt oder Leder und eine Halfter nebst
starkem, mit Zügeln versehenen Trcnsengebiß znm Eiu-
kncbcln zu liefern. Sämmtliche Geschirrtheile müssen
haltbar und in den Ledertheilen geschmeidig sein.

3. An Wagenzubehör sind zu jedem Wagen  zu
liefern:

1 Wassereimer aus Holz oder Blech,
1 Achsschmierbüchse aus Blech für etwa 1 IrZ Wa¬

genschmiere,
10 Bindestränge aus Hanf, 2 ua 50 oua bis 3 irr lang,
1 Handlaterne(Sturmlaterne für Lichte),
2 große Futtersücke aus Drillich, zu 1,5 Ctr. Hafer.

4. An Geschirrzubehör  sind mit jedem Paar Ge¬
schirren  zu liefern:

2 Deckengurte,
2 Halfterketteu, ungefähr1 na 30 ein bis 1 na 70 ona

lang und nicht über 1 IrZ- schwer,
1 neue Kardätsche,
1 Trasn-(Fahr-)Peitsche.

Bemerkung : Die Fahrzeuge , Geschirre und Zubehörstücke haben den
vorstehenden Bedingungen möglichst zu entsprechen, lieber Ab¬
weichungen ist nur hinwegzusehen , wenn das Fuhrwerk svnst
für die beabsichtigten militärischen Zwecke völlig geeignet ist.
Keinesfalls darf die Bedingung über die erforderliche Tragfähig¬
keit unerfüllt bleiben . — Für Fahrzeuge zu besonderen Zwecken
können nöthigenfalls die Anforderungen entsprechend geändert
werden . Gelangen für Etappen -Fuhrpark -Kvlonnen besonders
schwere Zugpferde zur Aushebung , so dürfen auch Fahrzeuge
angekauft werden , welche bei einer Tragfähigkeit von mindestens
30 Ctr . entsprechend schwerer als 14 Ctr . sind.
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Anlage II (zu K, 24>

Verzeichnis;
der für Malnlmachuugszwerke ausgchobeueu Fahrzeuge und

Geschirre nebst Zubehör aus dem Amts -fStadt -Mezirke

.Aushebuugsbezirk.

Bemerkung : Die Verzeichnisse sind am Schluß von den Aushebungs¬

kommissaren und Taxatoren durch Namensuuterschrift und Datum

zu vollziehen.
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Wohnort
und

Amts-

(Stadt -)
Bezirk.

Zwei-
spännige
Wagen

mit

Vor - und

Zuname
Für

welchen

Truppew
theil.
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16.

Taxe der abgenommenen Fahrzeuge und
Geschirre nebst Zubehör.

1. 2. 3.
Durchschnittsbetrag

in in

Taxator Zahlen Worten

^5. Mark

17.

Bemerkungen.

In den Spalten zu 16 werden
Beträge von einer halben Mark und
darüber für eine volle Mark gerech¬
net ; Beträge unter einer halben
Mark bleiben außer Ansatz.

>
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Anlage l (zu K. 26).

Nr.
des Pserde-Aushebuugs-btutionuls

vder
des Fabrzcug-Verzeichuisses.

Fnerkemttnil;.
Daß der .

zur Armee-Mobilmachnng.
Ein . Pferd

von Farbe und Abzeichen. . . .

von Geschlecht.
„ Grosze . Centimeter

Alter . Jahren
.Fahrzeuge
.Geschirre nebst Zubehör

heute abgcliefert hat, wofür demselben der Taxwerts, von . . . ^ (
geschrieben: . Mark , gegen Ablieferung dieses
Anerkenntnisses und auf nachstehende Quittung zu -zahlen ist,
bescheinigt.

.den . . ten . 19 . .
Der Civil-AuShebungs-Kommissar.

(Stempel.)

Ollittlttlg.
Vorstehende . ,̂ , geschrieben.

Mark , habe ich ans der . Kasse zu
.baar und richtig erhalten und qnittirc
hiermit.

.den . . ten . 19 . .
(Unterschrift des Empfängers.)

Anmerkung. Nicht Gültiges ist zu durchstreichelt.
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Anlaae « (zu 8. 30).

Uebersicht
über das Ergebniß der Aushebung von Mobilmachungs¬

pferden in . -

4
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Zahl der kriegsbrauchbaren Pferde
einschl. der seit der Musterung 19 . .
neu hinzugekommenen und bei der

Aushebung gemusterten

Hiervon

Amts-
das Kontingent mit

(Stadt -)
Reit¬

pferdenZugpferde Zugpferden



7. 8. s.

ausgehoben: Bleiben kriegsbrauchbare Pferde

als Reserve
(3 pCt. des Kontingents)

vorhanden

Be-

Reitpferde Zugpferde L Reitpferde Zugpferde 8
merkungen

II

I II
L I II

I II
K -S

T K
I

Stg. Vrd. Stg. Vrd. Stg. Brd. Stg. Vrd.
d « ?

.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

XHIV . Band . (Ausgegeben den 2. Juli 1802.) 36 . Stück.

Inhalt:
M 77. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 24 . Juni 1902,

betreffend die Ausführungsbestimmungen zum Schaumwein-
steuergesetz vom 9. Mai d. I.

^lZ 78 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 25 . Juni 1982,
betreffend Aenderung in den Befugnissen des Steueramts in
Löningen.

77.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Aussührungs-

bestimmungen zum Schaumweinsteuergesetz vom 9. Mai d. I.

Oldenburg , den 24 . Juni 1902.

Das Staatsministerium bringt hicmit zur öffentlichen
Kunde , daß der Bundesrath in seiner Sitzung vom 12 . d . M.
Ausführungsbestimmungen zum Schaumweinstenergesetz ge¬
nehmigt hat , welche durch die Nummer 25 des Central¬
blatts für das Deutsche Reich vom 16 . d. M . veröffentlicht
sind und bei dem Hauptsteueramt zu Oldenburg und den
Hauptzollamtern zu Varel und Brake eingesehen werden
können . Außerdem wird der Text der Ausführungsbestim¬
mungen einschließlich der Nachsteuer -Ordnung , jedoch ohne
die übrigen Anlagen , hierunter bekannt gegeben.

Oldenburg , den 24 . Juni 1902.
Staatsministerium,

Departement der Finanzen.
Ruhstrat . _

Stein.



Schaumweinsteuer-Ausführungsbestiminungen.
Zu K. 1 des Gesetzes.

8- 1-
Gegenstand der Besteuerung.

Gegenstand der Besteuerung sind alle zum Verbrauch
im Inlands bestimmten fertigen Schaumweine und schaum¬
weinähnlichen Getränke, soweit sie nicht nachweislich der
Verzollung unterlegen haben.

Als Schaumwein gelten alle Weine, Fruchtweine
(Obst- und Beerenweine), weinhaltigen und fruchtwein-
haltigen alkoholischen Getränke, deren Kohlensäure beim
Oeffnen der Umschließungen unter Aufbrausen entweicht.

Als fertig ist der nach dem Flaschcngährungsverfahren
hergestellte Schaumwein anzusehen, sobald die enthefte(degor-
girte) Flasche verkorkt worden ist. Der nach dem Jmpräg-
nirungsverfahren hergestellte Schaumwein ist als fertig an¬
zusehen, sobald die mit Kohlensäure imprägnirte Flüssigkeit
auf die Flasche abgefüllt und letztere verkorkt ist.

Als Schaumwein gelten nicht diejenigen schäumenden
Weine, deren Kohlensäure im Wege der anerkannten Keller¬
behandlung(Z. 2 des Gesetzes, -betreffend den Verkehr mit
Wein, weinhaltigen und weinähnlichen Getränken, vom
24. Mai 1901, Reichs-Gesetzbl. S . 175) durch Gährung
im offenen Gefäß entstanden ist, und diejenigen Frucht¬
weine, welche während der ersten Gährung auf Flaschen
gefüllt uud nicht entheft sind.

Als schaumweinähnlich kommen in Betracht schäumende
alkoholische Getränke, die zwar ohne Verwendung von Wein
oder Fruchtwein, weinhaltigen oder fruchtweinhaltigen Ge¬
tränken hergestellt sind, die aber nach Aussehen oder Ge¬
schmack als Ersatz für Schaumwein dienen können. Ob
solche Getränke als schanmweinähnlich der Steuer zu unter¬
werfen sind, entscheidet in jedem Einzelfalle der Bnndesrath.
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Z« Z. S des Gesetzes.
8- 2.

1. Steuersätze.
Die Steuer wird nach dem Raumgehalte der den

Schaumwein enthaltenden Umschließungen berechnet.
Sie beträgt für jede Umschließung
a) bei Schaumwein aus Fruchtwein ohne Zu¬

satz von Traubenwein
1. in Umschließungen mit

Raumgehalt über 120,
jedoch nicht über 230 oom (viertel Flaschen) 2 ^ ,

2. in Umschließungen mit
Raumgehalt über 230,
jedoch nicht über 425 vorn (halbe - ) 5 - ,

3. in Umschließungen mit
Raumgehalt über 425,
jedoch nicht über 850 voiri (ganze - ) 10 - ,

4. in Umschließungen mit
Raumgehalt über 850,
jedoch nicht über 1700 vorn (Doppelflaschen) 20 - ,

k) bei anderem Schaumwein und bei schaum¬
weinähnlichen Getränken
1. in Umschließungen mit

Raumgehalt nicht über 120 com (achtel Flaschen) 6
2. in Umschließungen mit

Raumgehalt über 120,
jedoch nicht über 230 oona (viertel Flaschen) 12 - ,

3. in Umschließungen mit
Raumgehalt über 230,
jedoch nicht über 425 oorn (halbe - ) 25 - .

4. in Umschließungen mit
Raumgehalt über 425,
jedoch nicht über 850 vorn (ganze - ) 50 - ,

1*
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5. in Umschließungen mit
Raumgehalt über 850,
jedoch nicht über 1700 vorn (Doppelslaschen) 1 ^

Bei Umschließungen mit Raumgehalt über 1700 eoua
ist für je 800 vorn des über 1700 ooru hinausgeheuden
Raumgehalts und ebenso für einen überschießenden Raum¬
gehalt von weniger als 800 vorn eine ganze Flasche an¬
zunehmen.

8- 3.
2. Umschließungen.

u) Anmeldung.
Die Inhaber der am 1. Juli 1902 vorhandenen Schaum¬

weinfabriken haben vor der ersten Entnahme von Schaum¬
wein aus der Erzeugungsstätte, die Inhaber später ent¬
stehender Fabriken 14 Tage vor der erstmaligen Fertig¬
stellung von Schaumwein der Hebestelle schriftlich anzu-
meldcn, in welchen Umschließungen (bezeichnet nach achtel,
viertel, halben, ganzen und Doppelflaschen oder als größere
Gefäße) in ihrer Fabrik Schaumwein fertiggestellt werden
soll. Gleichzeitig haben sie von jeder Art der zur Ver¬
wendung kommenden Umschließungen mit Raumgehalt bis
zu 1700 vom ein leeres Stück unter Angabe des bei den
einzelnen Arten vorkommenden Mindest- und Höchst-Raum¬
gehalts zu übergeben.

In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn später Um¬
schließungen von noch nicht angemeldeter Form oder Größe
verwendet werden, mit der Maßgabe , daß die Anmeldung
spätestens drei Tage vor der erstmaligen Ingebrauchnahme
zn bewirken ist.

8- 4.
b) Ermittelung des Raumgehalts.

Der Raumgehalt der übergebenen Umschließungen ist
amtlich zu ermitteln. Die Ermittelung hat in der Weise zu
erfolgen, daß die Umschließung entweder mit vorher abge-
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messcnem Wasser bis zum Ucbrrlaufcu gefüllt oder zunächst
bis zum Ucberlaufen gefüllt und das eingestellte Wasser ge-

Uuterschiede zwischen dem Gewichte der leeren und dem
Gewichte der mit Wasser bis zum Ueberlausen gefüllten
Umschließungen berechnet werden , wobei für jedes Gramm
des Unterschieds ein Kubikcentimeter auzunehmen ist.

Die Umschließungen sind mit einer Angabe über den
ermittelten Ranmgehalt sowie über den vom Fabrikinhaber
für diese Art der Umschließungen mitgetheilten Mindest-
und Höchst -Raumgehalt zu versehen und in der Schaum¬
weinfabrik , gegen Vertauschung gesichert , in einem Be-
hältniß aufzubewahren , das der Fabrikinhaber nach näherer
Bestimmung desOberkvntrolenrs zur Verfügung zu stellen hat.

Wird in einer Fabrik Schaumwein in Umschließungen
mit Raumgehalt über 1700 vorn fertiggestellt , so trifft die
Direktivbehörde die näheren Bestimmungen darüber , in
welcher Weise der Raumgehalt zu ermitteln ist.

Als Steuerzeichen dienen gummirte , in verschiedenen
Farben ausgeführte Papierstreifen . Diese tragen ans ge¬
wässertem Grunde eine umränderte Verzierung lReben-
blätter u . s. w .) in einem dunkleren Tone der Grundfarbe.
In der Mitte der Streifen befindet sich — besonders um-

mcssen wird . Zum Messen des Wassers sind geaichte Ge¬
fäße zu verwenden . Der Raumgehalt kann auch aus dem I

8- 5.
s ) Besondere Fälle.

Zu S des Gesetzes.
8- 6.

1. Schammveinsteuerzeichen.

a) Beschaffenheit.

randet — der Vordruck zur Eintragung des
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Entwerthungsvermerkes , daneben ans beiden Seiten die An¬
gabe des Steuerbetrags und die Bezeichnung „Sollsmirr-
rvsiuLbsnsr " . Die Steuerzeichen sind 2 Centimeter breit;
die Länge beträgt:

bei den Steuerzeichen zu 2 6 und 12 26 om,
- - - - 5 und 25 ^ . 30 - ,
- - - - 10 ^Z,20 ^ , 50 ^ u . l ^ i 36 - ,

8 . 7.

b) Herstellung.

Die Steuerzeichen werden von der Reichsdruckerci her¬
gestellt und sind durch die Landesregierungen gegen Er¬
stattung der Herstellungskasten zu beziehen . Die Preise
werden vom Rcichsschatzamte festgestellt.

Die Reichsdruckerei verabfolgt Steuerzeichen nur den¬
jenigen Amtsstellen , welche ihr von den Regierungen als
berechtigt zum unmittelbaren Bezüge bezeichnet sind.

Jede Regierung erhält vierteljährlich von der Reichs¬
druckerei eine mit den quittirten Lieferscheinen belegte Rech¬
nung über die von ihr zu erstattenden Herstellungskosten.
Den Betrag der Rechnung lassen die Regierungen an die
Reichsdruckereikasse entweder unmittelbar oder durch Ver¬
mittelung der Reichs -Hauptkasse zahlen.

8- 8.

o) Vertrieb und Buchführung.

Die Steuerzeichen werden von der Hebestelle gegen Er¬
legung des Steucrbeirags verabfolgt . Die Hebestelle darf
Steuerzeichen nur an die zu ihrem Bezirke gehörigen Schaum-
weiufabrikanten abgeben . Der Schaumweinfabrikaut darf
Steuerzeichen nur von der Hebestelle beziehen und sie weder
entgeltlich noch unentgeltlich an Andere Weitergaben.

lieber die Einnahme und Ausgabe au Schaumwein¬
steuerzeichen ist bei der Hebestelle ein Steuerzeicheubuch zu



führen, dessen Einrichtung von der obersten Landes-Finanz-
behörde bestimmt wird. Das Buch ist am Schlüsse des
Rechnungsjahrs abzuschließen und verbleibt bei der Hebestelle.

8- 9.
ä) Entwerthung.

Die Steuerzeichen sind vor ihrer Anbringung dadurch
zu entwerthen, daß der Tag der Anbringung handschriftlich
mit Tinte oder durch Stempelung mit wasserbeständiger
Farbe oder mittelst Durchlochung auf der Mitte jedes
Steuerzeichens vermerkt wird. Der Tag und das Jahr
sind durch arabische Ziffern zu bezeichnen, dabei dürfen die
beiden ersten Ziffern der Jahreszahl weggelassen werden.
Der Monat muß durch Buchstaben bezeichnet werden; all¬
gemein übliche und verständliche Abkürzungen sind zulässig.
Nachträgliche Aendernngen dürfen an dem Entwerthungs-
vermerke nicht vorgenommen werden.

8- io.
s) Anbr i ngung.

Das Steuerzeichen ist bei Flaschen am Halse unterhalb
der nach H. 6 des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit
Wein, weinhaltigen und weinähnlichen Getränken, vom 24.
Mai 1901 geforderten Angaben*) sorgfältig anzukleben.
Dabei muß mindestens die halbe Streifenlänge unmittelbar
auf dem Glase aufliegen und die Enden müssen auf eine
der Streifenbreite mindestens gleichkommende Strecke ein¬
ander decken.

8- ii.
1) Bei größeren Gefäßen.

Zur Entrichtung der Steuer für Schaumwein in Um¬
schließungen mit Raumgehalt über 1700 oowr können mehrere

*) Bergt , die Bekanntmachung , betreffend Bestimmungen zur Aus¬
führung des Gesetzes über den Verkehr mit Wein u . s. w., vom 2. Juli
190t , Reichs -Gesetzbl. S . 257.
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Steuerzeichen verwendet werden. Im Bcdürfnißfalle werden
Steuerzeichen vhnc Aufdruck eines Steuerbetrugs geliefert;
die näheren Bestimmungen über die amtliche Behandlung
und die Anbringung solcher Steuerzeichen trifft die Direktiv-
behörde.

Die Hebestelle hat über die Einnahme aus dem Ver¬
kaufe von Schaumweinsteuerzeichenein Einnahmebuch in
Nievti-lmln-AnUschnitten zu führen, für welches Muster 1 als

Die Schaumweinsteuer ist auf Antrag vom Hauptamte
gegen Bestellung voller Sicherheit auf neun Monate zu
stunden. Wird eine Stundung auf drei Monate bean¬
sprucht, so kann von der Sicherheitsbestellung ganz oder
zum Theil abgesehen werden, wenn der Zahlungspflichtige
als zuverlässig und hinreichend sicher bekannt ist.

Die oberste Landes-Finanzbehörde bestimmt die Grund¬
sätze, nach welchen die Sicherheit zu leisten ist, und die
Voraussetzungen, unter welchen gestundete Beträge vor Ab¬
lauf der Stuudungsfrist eingezogen werden können.

d) Stundungsanerkenntniß ; Stundungsbetrag.
Derjenige, welchem Schaumweinsteuer gestundet wird,

hat bei jeder Verabfolgung von Steuerzeichen der Hebe¬
stelle ein Stundungsanerkenntniß über den Steuerbetrag
der verabfolgten Zeichen zu übergeben.

Der Betrag jedes Anerkenntnisses muß 50 ^ er¬
reichen. Für Fabriken, welche nur Schaumwein aus Frucht-

8- 12.

2. Schaunlweinsteuer-Einnahmebuch.

Vorbild dient.

8- 13.

3. Stundung der Schaumrveinsteuer.

u) Allgemeine Vorschrift.

8- 14-
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wein erzeugen, kann die oberste Landes-Finanzbehörde Aus¬
nahmen zulassen.

8- 15.
o) Stundungsfrist.

Die Stundungsfrist beginnt mit dem Tage der Verab¬
folgung der Steuerzeichen.

Die gestundeten Beträge sind spätestens am fünfund¬
zwanzigsten Tage des Monats, in welchem die Stuudungs-
srist abläuft, und wenn dieser Tag ein Sonn - oder Feier¬
tag ist, spätestens am vorhergehenden Werktag einzuzahlen.

8- 16-
4 . Umtausch und Ersatz der Schaumweinsteuerzeichen.

a) Noch nicht entwerthete Steuerzeichen.
Noch nicht entwerthete Steuerzeichen können, wenn sie

unbeschädigt sind, bei der Hebestelle gegen solche mit andern
Wcrthbcträgen unentgeltlich umgetauscht werden.

Statt des Umtausches kann mit Genehmigung der
Direktivbehörde eine Rückzahlung des für die Steuerzeichen
entrichteten Betrages erfolgen, wenn ein Fabrikant die
Herstellung von Schaumwein anfgiebt oder in einen anderen
Hebebezirk verlegt. Die zurückgezahlten Beträge sind bei den
Erstattungen für unrichtige Erhebungenu. s. w. nachzuweisen.

8- 17-
st) Verdorbene , noch nicht angebrachte Steuer¬

zeichen.
Für verdorbene, noch nicht angebrachte Steuerzeichen

kann auf Anweisung der Direktivbehörde unentgeltlich Er¬
satz gewährt werden, wenn der Schaden mindestens3 Mark
beträgt.

Der Anspruch ist bei der Hebestelle unter Vorlegung
der verdorbenen Steuerzeichen schriftlich anzumelden. Der
Ersatz darf nur durch Verabfolgung anderer Steuerzeichen
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erfolgen . Die verdorbenen Steuerzeichen sind bei der
Direktivbehörde in Gegenwart zweier Beamten zu ver¬
nichten.

Die Entscheidung der Direktivbehörde und die über
die Vernichtung aufgenommene Verhandlung sind der Nach¬
weisung über den Verkauf von Schaumweinfteuerzeichen
(H. 28 ) als Beläge beizufügen.

8- 18.

«) Bereits angebrachte Steuerzeichen.

Ein Ersatz für bereits angebrachte Steuerzeichen findet
nur durch unentgeltliche Verabfolgung anderer Steuerzeichen
an den Hersteller des Schaumweins und nur in folgenden
Fällen statt:

1 . wenn Steuerzeichen versehentlich nicht in der vor¬
geschriebenen Weise oder in unrichtigem Steuerbetrag
angebracht oder unmittelbar nach der Anbringung
beschädigt worden sind und die Umschließungen sich
noch ungeöffnet in der Erzeugungsstätte befinde » ;

2 . wenn versteuerter Schaumwein in Mengen von
mindestens 60 Flaschen ungeöffnet in den Fabrik¬
betrieb zurückgenommen wird.

Der Ersatzanspruch ist bei der Hebestelle schriftlich an¬
zumelden und der Sachverhalt durch einen Oberbeamten
festzustellen . Die Entscheidung über den Ersatzanspruch
trifft die Direktivbehörde . Wird er als begründet anerkannt,
so sind die Steuerzeichen unter Aufsicht eines Oberbeamteu
und eines zweiten Beamten derart zu vernichten , daß ihre
nochmalige Verwendung ausgeschlossen ist . Die Vernichtung
der Steuerzeichen und die Zurücknahme des Schaumweins
in den Fabrikbetrieb ist von den Beamten auf der Anmel¬
dung zu bescheinigen und diese der Hebestelle zuzustellen.
Die Anmeldung und die Entscheidung der Direktivbehörde
sind gemäß 8. 17  Abs . 3 zu behandeln.
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8- 19.

8 . Ausfuhr unversteuerten Schaumweins.

Schaumwein , welcher vor Anbringung des Steuer¬
zeichens unter Steuerkontrole ausgeführt wird , bleibt von
der Schaumweinsteuer befreit . Der Ausfuhr steht die Auf¬
nahme in eine Zollniederlage gleich. Die Zurücknahme des
niedergelegten Schaumweins in den freien Verkehr ist nur
gegen Entrichtung des Schaumweinzolls zulässig.

Soll Schaumwein steuerfrei ausgeführt oder nieder-
gelegt werden , so hat der Fabrikiuhaber bei der Hebestelle
einen Begleitschein nach Muster 2 in doppelter Ausfertigung --

Bei der Abfertigung des Schaumweins sowie bei der
Ausfertigung , Erledigung , Nachprüfung und Rücksendung
der Begleitscheine finden die im Vereiuszollgesetz , im Zoll¬
begleitschein -Regulativ und in den Zollniederlage -Regulativen
erlassenen Bestimmungen entsprechende Anwendung . Für
Abfertigungen in der Fabrik werden Gebühren nicht er¬
hoben.

Die Direktivbehörde kann für die Ausfuhr von Proben
und von kleineren Sendungen , welche stillem Weine beigepackt
werden , Erleichterungen zulassen.

Vergütung der Schaumwernsteuer für Proben u . s. w.

Dem Schaumweinfabrikanten wird nach Ablauf jedes
Rechnungsjahrs ein Steuernachlaß in Höhe von fünf
Hundertsteln des Werthes der an ihn gegen Entgelt verab¬
folgten Steuerzeichen gewährt . Die Berechnung erfolgt auf
Grund einer von der Hebestelle für jeden Fabrikanten zu
führenden Jahresnachweisung , wofür Muster 3 als Vor - '
bild dient.

einznreichen.

Z « K 5 des Gesetzes.
8- 20 .
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Die abgeschlossene und vom Oberkontroleur bescheinigte
Nachweisung ist bis zum 5. April dem Hauptamt einzu¬
reichen, welches sie nach erfolgter Prüfung mit einer den
Hauptamtsbezirk umfassenden Zusammenstellung der Direktiv-
behörde zur Zahlungsanweisung vorlegt.

Ist dem Schaumweinfabrikantenam Schlüsse des
Rechnungsjahrs Schaumweinsteuer gestundet, so ist der ange¬
wiesene Betrag auf den zuerst füllig werdenden Theil der
gestundeten Steuer anznrechnen, anderenfalls ist der Betrag
baar zu zahlen.

Der Steuernachlaß ist bei den Ausfuhr- u. s. w. Ver¬
gütungen nachzuweisen.

Za den HA. 7 and 8 des Gesetzes.
8- 21.

Anmeldung der Fabriken ; Bezeichnung des Besitzers und
Betriebsleiters.

Die in den ZZ. 7 und 8 des Gesetzes vorgeschriebenen
Anzeigen, Grundrisse und Beschreibungen sind der Hebe¬
stelle in zwei Ausfertigungen einzureichen und sofort dem
Oberkontroleur zuzustelleu.

Die Genehmigung der Räume, welche zur Lagerung,
Behandlung und Verpackung von fertigem unversteuerten
Schaumwein dienen sollen, erfolgt durch das Hauptamt und
ist auf beiden Ausfertigungen der Beschreibung zu beur¬
kunden. Als Lagerräume können auch diejenigen Räume
zugelasfen werden, in welchen die Fertigstellung des Schaum¬
weins oder seine weitere Behandlung und Verpackung für
den Versandt erfolgt.

Eine Ausfertigung der Anzeigenu. s. w. verbleibt bei
der Hebestelle als Belag zu einem dort nach näherer An¬
weisung der Direktivbehörde zu führenden Verzeichnisse öer
im Hebebezirke vorhandenen Schaumweinfabriken. Die
zweiten Ausfertigungen sind dem Fabrikinhaber zurückzu¬
geben, von diesem zu einem Belagshefte zu vereinigen und
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in den Lagerräumen für fertigen unversteuerten Schaum¬
wein nach näherer Bestimmung des Oberkontroleurs auf¬
zubewahren.

Zu H. S des Gesetzes.
8- 22 .

Lagerung des fertigen unversteuerten Schaumweins;
Buchführung.

Fertiger unversteuerter Schaumwein darf nur in den
von der Steuerbehörde genehmigten Lagerräumen aufbe¬
wahrt werden . Die Aufbewahrung hat getrennt nach der
Größe der Umschließungen und der Art des Schaumweins
(Schaumwein aus Fruchtwein und anderer Schaumwein ) zu
erfolgen . Die Lagerung versteuerten Schaumweins in den
genehmigten Räumen ist nicht zulässig.

Ueber den Zu - und Abgang von Schaumwein in den
genehmigten Lagerräumen ist ein Lagerbuch nach Muster 4vH>
zu führen . In diesem Buche ist sämmtlicher fertiggestellter
Schaumwein nachzuweisen , gleichviel ob er zunächst noch ^
gelagert oder ob er ohne vorherige Lagerung versteuert oder
ausgeführt wird . Die Eintragungen haben nach Maßgabe
der auf dem Muster gegebenen Anleitung sofort nach der
Fertigstellung und unmittelbar nach der Entnahme von
Schaumwein zu erfolgen.

Vor dem 1 . Juli 1902 fertiggestellter Schaumwein,
der sich am 1. Juli 1902 noch innerhalb der Schaumwein¬
fabrik befindet , ist ebenfalls im Lagerbuche nachzuweisen.

Jährlich mindestens einmal ist durch einen Ober-
bcamten der Lagerbestand festzustellen und mit dem abzu¬
schließende » Lagerbuche zu vergleichen . Hierbei sind probe¬
weise Ermittelungen der Flaschenzahl zulässig . Die Ver¬
handlung über die Bestandsaufnahme ist dem Hauptamt
einzureichen ; dies hat wegen der etwa zu erhebenden Steuer
für Fehlmengen Entscheidung zu treffen.
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Zu den HA. 10 und 1l sowie H. IS Abs. S des
Gesetzes.

8- 23.
Steuerkontrole.

Zahl und Ausführung der in den Schaumweinfabriken
vorzunehmendeu steuerlichen Revisionen bestimmt die oberste
Landes--Fiuanzbehörde. Das Gleiche gilt für die nach
Z. 13 Abs. 3 des Gesetzes bei den Händlern mit Schaum¬
wein und Wirtheu zulässigen Revisionen. Konsumvereine,
Kasinos, Logen und ähnlichen Vereinigungen gelten auch
dann als Wirthe und Händler, wenn sie Schaumwein nur
an ihre Mitglieder oder nur in ihren eigenen Räumen abgeben.

Oberbeamte der Steuerverwaltung sind die Ober-
koutroleure und die ihnen gleichgestellten oder übergeordneten
Beamten. Die den Oberbeamten und die den Oberkontro-
leuren beigelegten Befugnisse können von der Direktivbehörde
anderen Beamtenklassen, vom Hauptamt einzelnen anderen
Beamten dauernd oder vorübergehend übertragen werden.

Zu K. 12 des Gesetzes.
8- 24.

Versendung halbsertiger Erzeugnisse.
Wer Erzeugnisse, die als fertiger, der Steuer zu unter¬

werfender Schaumwein noch nicht auzuseheu sind (Brut¬
weine) , versenden will, hat dies der Hebestelle ein- für
allemal anzuzeigen. Ueber diese Versendung ist von ihm
nach Anordnung der Direktivbehörde ein Buch zu führen,
aus welchem Art und Menge der halbfertigen Erzeugnisse,
der Tag der Versendung sowie Name und Wohnort des
Empfängers zu ersehen sind. Das Buch ist auf Erfordern
den Oberbeamten der Steuerverwaltuug vorzulegen; diese
haben bei jeder Revision Auszüge daraus zu fertigen und
dem Hauptamt, in dessen Bezirke der Empfänger der halb-
fertigen Erzeugnisse wohnt, zu übersenden.



Die Direktivbehörde kann für den Verkehr mit Brut¬
wein zwischen verschiedenen Lagern derselben Schaumwein¬
fabrik Erleichterungen zulassen.

Zu K. S8 des Gesetzes.

8 - 25.

1. Verw altungsk ostenv ergütnng.

Für die Erhebung und Verwaltung der Schaumwein-
stener werden jedem Bundesstaate vorläufig vier vom Hundert
der in seinem Gebiete zur Verrechnung gekommenen Brutto-
Soll - Einnahme vergütet.

8 - 26.

2 . Abzuliefernder Ertrag der Steuer.
Der in die Reichskasse fließende Ertrag der Schaum¬

weinsteuer besteht aus der gesammten anfgekommenen Ein¬
nahme nach Abzug:

1 . der auf dem Gesetz oder auf allgemeinen Verwaltungs¬
vorschriften beruhenden Steuererstattungen;

2 . des im § . 20 vorgesehenen Steuernachlasses;
3 . der nach der Vorschrift des H. 25 zu berechnenden

Erhebungs - und Verwaltungskosten.

8 - 27.

3 . Verrechnung der Steuer.

lieber den von den Bundesregierungen an die Reichs¬
kasse abzuliefernden Ertrag der Schaumweinsteuer und die
Ausgleichungsbeträge für die außerhalb der gemeinschaftlichen
Zollgrenze liegenden Theile des Reichsgebiets haben die
Landeskassen mit der Reichs - Hanptkasse nach Maßgabe
der Bestimmungen vom 3 . April 1878 abzurechnen . Die
Haupt - und Unterämter haben die von ihnen erhobene
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Schaumweinsteuer in den monatlichen und vierteljährlichen
Reichssteuer-Uebersichten mit nachzuweisen.

Die Vergütung für Erhebung und Verwaltung der
Schaumweinsteuer(Z. 25) ist bei der Ablieferung des Er¬
trages au die Reichskasse einzubehalten.

8- 28.

4 . Einnahmeüb erficht.

Ueber die Einnahme an Schaumweinsteuer sind von der
Direktivbehörde vierteljährlich Eiunahmeübersichtennach
Muster 5 an den Ausschuß des Bundesraths für Rechnungs¬
wesen einzusenden.

Der Einnahmeübersicht für das 1. bis 4. Viertel des

Rechnungsjahrs ist für jeden Bundesstaat eine Nachweisung
über den Verkauf von Schaumweinsteuerzeichen im abge¬
laufenen Rechnungsjahre nach Muster 6 beizufügen.

Zu 8» »O des Gesetzes.
. 29.

Verzollter Schaumwein.

Der aus dem Ausland eiugeführte Schaumwein muß,
bevor er in den freien Verkehr tritt, mit einem Zollzeichen
versehen werden, welches die Bezeichnung „Vsr^olltsr
Lotmunâ sirch, jedoch keine Werthangabe trägt und nach
Form, Größe und Farbe dem im Z. 6 beschriebenen Steuer¬
zeichen zu 50 entspricht. Die Zollzeichen werden von
der Reichsdruckerei auf Rechnung des Reichs hergestellt und
durch die Landesregierungen unentgeltlich bezogen. Sie
werden nur an die zur Abfertigung ausländischen Schaum¬
weins befugten Zoll- und Steuerstellen abgegeben, sind
unter amtlicher Aufsicht gemäßZ. 9 zu entwerthen und in
der im Z. 10 vorgeschriebcnen Weise anznbringen. Für die
amtliche Aufsicht werden Gebühren nicht erhoben.
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Auf Antrag kann Inhabern ausländischer Schaumwein¬
fabriken gestattet werden, die Zollzeichen schon im Ausland
anzubringen. Die Zeichen sind in diesem Falle von einem
vom Reichskanzler zu bezeichnenden Hauptamte gegen Hinter¬
legung des Betrags von 50 für jedes Zeichen oder gegen
Sicherheitsbestellung zu beziehen. Eine Rückgabe des hinter¬
legten Betrags oder eine Freigabe der bestellten Sicherheit
ist nur insoweit zulässig, als binnen sechs Monaten nach¬
gewiesen wird, daß im Auslande mit Zvllzeichen versehener
Schaumwein in entsprechender Menge verzollt worden ist.
Dieser Nachweis ist durch Vorlegung von Zollquittungen
zu führe«, auf denen durch die Abfertigungsbeamten die
Zahl der Flaschen bescheinigt ist, die bereits mit Zollzeichen
versehen zur Verzollung gestellt worden sind. Die Zoll¬
quittungen sind vor der Rückgabe mit einem entsprechenden
Vermerke zu versehen.

lieber Einnahme und Ausgabe an Zollzeichen hat die
Amtsstelle Anschreibungen zu führen. Die Abgänge sind
im Falle des Abs. 2 durch die geführten Verhandlungen,
im Uebrigen durch Bescheinigungen der Beamten zu be¬
legen, welche die Anbringung der Zvllzeichen überwacht
haben.

Zu Z. 31 -es Gesetzes.
8- 30.

Nachsteuer.
Die Vorschriften wegen Erhebung der Nachsteuer ent¬

hält die Anlage 7.

Schlirtzbestimumngen.
8. 31.

Der Reichskanzler ist ermächtigt, wegen Form, Eut-
werthung und Anbringung der Schaumweinsteuer- und Zoll¬
zeichen anderweite Anordnungen zu treffen.

2
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Anlage 7 . (A. B . Z. 30.)

Zchaumwein-Nachsteuer-Ordnung.
^ i.

Schaumwein , der sich am 1. Juli 1902 außerhalb
einer Schaumweinfabrik oder einer Zollniederlage befindet,

unterliegt der im Z. 2 der Ausführungsbestimmungen zum
Schaumweinsteuergefetze vorgesehenen Schaumweinfteuer in
Form einer Nachsteuer.

Von der Nachsteuer bleibt befreit:
a ) Schaumwein , der nachweislich der Verzollung unter¬

legen hat;
lb) sonstiger Schaumwein im Besitze von Haushaltungs¬

vorständen , die weder Ausschank noch Handel mit
alkoholischen Getränken betreiben , sofern seine Ge-
sammtmenge nicht mehr als 30 ganze Flaschen oder
eine entsprechende Menge von kleineren oder
größeren Flaschen beträgt;

o) Schaumwein , der unter Steuerkontrole ausge¬
führt wird.

8- 2.
Wird die Befreiung von der Nachsteuer auf Grund

des K. 1 Abs . 2 unter a beansprucht , so ist von den Be¬

theiligten durch Vorlegung der Zollquittungen oder der
Handelsbücher , des Briefwechsels oder in sonst glaubwürdiger
Weise nachzuweisen , daß der Schaumwein der Eingangs¬
verzollung unterlegen hat.

Befinden sich im Falle des Z, 1 Abs . 2 unter d im

Besitze eines Haushaltungsvorstandes mehr als 30 ganze
Flaschen Schaumwein , so ist der gesammte Vorrath nach¬
zuversteuern . Beim Vorhandensein von Schaumwein aus
Traubenwein und solchem aus Fruchtwein werden die
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Mengen beider Arten znsammcngerechnet . Konsumvereine,
Kasinos , Logen und ähnliche Vereinigungen gehören nicht zu
den von der Nachsteuer befreiten Haushaltungsvorständen.

Wird die Befreiung von der Nachsteuer auf Grund
des Z. 1 Abs . 2 unter o beansprucht , so ist der Schaum¬
wein bis zur Ausfuhr unter amtliche Kontrole zu stellen.
Für die Ausfuhr findet der ß . 19 der Ausführungsbe¬
stimmungen entsprechende Anwendung . Erfolgt die Ausfuhr
nicht bis zum 30 . September 1902 , so ist der Schaumwein
zu versteuern.

Wer am 1 . Juli 1902 im freien Verkehre befindlichen
Schaumwein im Besitz oder Gewahrsam hat , hat ihn
spätestens am 3 . Juli 1902 bei der Hebestelle seines Be¬
zirkes schriftlich unter Angabe der Art und Menge und des
Aufbewahrungsraums anzumelden . Schaumwein , der sich
am 1. Juli 1902 unterwegs befindet , ist vom Empfänger
anzumelden , sobald er in dessen Besitz gelangt ist . Anzu¬
melden ist auch der am 1 . Juli 1902 bei Wirthen , Händlern
und den im Z. 2 Abs . 2 bezeichnten Vereinigungen vor¬
handene Bestand an ausländischem verzollten Schaumweine.

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich:

1. für Schaumwein , der nach Z. 1 Abs . 2 unter 5
von der Nachsteuer befreit bleibt;

2 . für Schaumwein , der im Lagerbuch einer Schaum¬
weinfabrik (Z. 22 der Ausführungsbestimmungen)
nachzuweisen ist.

Zur Nachsteuer -Anmeldung sind Vo ' ' "

Die Hebestelle hat die ihr übergebenen Anmeldungen
sogleich in das nach Muster 5 zu führe ^ ^ ^ .

8 - 3.

zu benutzen , welche von der Hebestelle
werden.

unentgeltlich geliefert

Nachsteuer -Anmeldungsbuch einzutragen und unverzüglich
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den mit der Nachsteuer -Revision beauftragten Beamten zu-

zustellen.

K. 4.

Die Anmeldnngspflichtigen haben den Beamten die¬

jenigen Hilfsdienste zu leisten oder leisten zu lassen , welche
nöthig sind , um die amtlichen Feststellungen in den erforder¬

lichen Grenzen zu vollziehen.

Die bis zum Zeitpunkte der Revision erfolgten Ver¬

änderungen des angemeldeten Schaumweinvorraths durch

Zu - und Abgang sind den Revisionsbeamten vor Beginn
der Revision mitzutheilcn und auf Verlangen näher nach¬

zuweisen.

8- 5.

Nach Empfang der Nachsteuer -Anmeldung haben die

Revisionsbeamten so bald als möglich an Ort und Stelle

Art und Menge des vorhandenen Schaumweins festzu¬

stellen.

Zur Feststellung der Art des Schaumweins können

Proben , gegen Entrichtung des Einkaufspreises , entnommen
werden.

Bei der Feststellung der Menge des Schaumweins sind

die Umschließungen nach ihrer Größe getrennt aufzuführen;
die angemcldete Größe der Umschließungen ist , soweit nicht

augenscheinlich falsche Angaben vorliegen , als richtig anzu¬

nehmen.

8- 6.

Die Beamten haben das Ergebniß der Revision in die

Nachsteuer -Anmeldung einzutragen , den Befund zu unter¬

zeichnen und von den Betheiligten zur Anerkennung mit

unterschreiben zu lassen . Sodann sind unter amtlicher Auf¬

sicht an die Umschließungen des nachsteuerpflichtigen Schaum¬

weins die zutreffenden Schaumweinsteuerzeichcn und an die
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Umschließungen des verzollten Schaumweins Zollzeichen an¬
zulegen. Für die Entwerthung und Anbringung der
Steuer- und Zollzeichen gelten die in den ZH. 9 und 10

V der Ausführungsbestimmnngeu gegebenen Vorschriften. Ge¬
bühren sind nicht zu erheben. '

Für Schaumwein, der in der Zeit zwischen der An,
Meldung und der Revision verbraucht ist, ist ein ent¬
sprechender Steuerbetrag baar einzuzahlen.

8- 7.

Die Hebestelle setzt nach Maßgabe der angebrachten
Steuerzeichen oder des nachgewiesenen Verbrauchs den Be¬
trag der zu entrichtenden Nachsteuer fest und theilt ihn
dem Zahlungspflichtigen sofort schriftlich mit. Der Zahlungs¬
pflichtige hat den mitgetheilten Betrag innerhalb acht Tagen
einzuzahlen.

^ Die vereinnahmte Nachsteuer wird von der Hebestelle
in das nach Muster o zu führende Schaumwein-Nachsteuer-
Einnahmebuch eingetragen.

Das Einnahmebuch ist mit dem Anmeldungsbuch und
allen Belägen bis zum 20. Oktober 1902 dem Hauptamt
und von diesem bis zum 1. November 1902 der Direktiv--
behörde zur Nachprüfung einzusenden. Die Nachprüfung
ist bis zum 31. März 1903 zu beendigen.

8- 8.

Auf Antrag kann der der Nachsteuer unterliegende und
der mit Zollzeichen zu versehende Schaumwein, sofern der

^ gesummte auf demselben Grundstücke befindliche Bestand
mehr als 500 ganze Flaschen beträgt, unter amtliche Kon-
trole genommen werden. Die Nachversteuerung oder An¬
bringung von Zollzeichen ist in diesem Falle bei der Ent¬
nahme des Schaumweins aus der Kontrole, jedoch spätestens
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am 30 . September 1902 zu bewirken . Die näheren Be¬
stimmungen trifft im einzelnen Falle das Hauptamt.

8- 9.

Hinterziehungen der Nachsteuer und sonstige Verletzungen
der wegen ihrer Erhebung gegebenen Vorschriften werden
nach Maßgabe der hinsichtlich der Besteuerung des Schaum¬
weins getroffenen Strafbestimmungen geahndet.

Eine Hinterziehung der Nachsteuer liegt insbesondere
dann vor , wenn die Menge des Schaumweins absichtlich
zu gering angegeben ist , oder wenn Schaumwein , der dem
höheren Steuersatz unterliegt , absichtlich mit einer Bezeich¬
nung angemeldet wird , welche den niederen Steuersatz
begründet.

8- 10.
Als Steuer - und Zollzeichen sind bei der Nachver¬

steuerung die in den ZZ. 6 und 29 der Ausführungsbe¬
stimmungen beschriebenen Zeichen zu benutzen . Sie sind
von der Hebestelle in den erforderlichen Mengen gegen
Empfangsbescheinigung an die Revisionsbeamten abzugeben
und von letzteren , soweit sie nicht verbraucht sind , an die
Hebestelle zurückzuliefern.

Die bis zum 1. Oktober 1902 nicht verbrauchten un¬
beschädigten Steuer - und Zollzeichen können , soweit sie nicht
bei anderen Amtsstellen des betreffenden Bundesstaates ver¬
wendbar sind , der Reichsdruckerei zurückgegeben werden.
Für die zurückgegebenen Zeichen sind Herstellungskosten
nicht zu berechnen.
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78.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Aenderung in den

Befugnissen des Steueramts in Löningen.

Oldenburg , den 25 . Juni 1902 .

Im Höchsten Aufträge macht das Staatsministerium
hiedurch bekannt , daß mit dem 1. Juli d . I . dem Steuer¬
amt in Löningen die Ermächtigung ertheilt wird , Schaum¬
weinbegleitscheine auszufertigen.

Oldenburg , den 25 . Juni 1902.

Staatsministerium,
Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Stein.

t
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wahlen zum ordentlichen Landtage des Großherzogthums.

79.
Verordnung , betreffend Vornahme der Neuwahlen zum ordentlichen

Landtage des Großherzogthnms.
Oldenburg , den 1. Juli 1902.

2öir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen rc. rc.,

verordnen mit Rücksicht auf die demnächstige Einbe¬
rufung des Landtags , was folgt:

8- i.
Die Neuwahl der Abgeordneten zum ordentlichen Land¬

tage des Großherzogthums ist vorzunehmen.
8- 2.

Das Staatsministerium , Departement des Innern , und
die Regierungen in Eutin und Birkenfeld haben die zur
Ausführung der Wahl weiter erforderlichen Verfügungen
zu treffen.
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Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlöffe zu Oldenburg, den 1. Juli
1902 .

(O. 8 .) Friedrich August.

Willich.

Mücke.

S

p
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80.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Prüfung für

den Forstverwaltungsdienst.
Oldenburg , den 12. Juli 1802.

Im Höchsten Aufträge wird die Bekanntmachung des
Staatsministeriums vom 19. Juli 1892, betreffend die
Prüfung für den Forstverwaltungsdienst, dahin geändert,
daß die Forstbeslisfenen nach Ablegung der ersten Prüfung
die Bezeichnung„Forstreferendar" zu führen haben. Dem-
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gemäß wird in den ZA. 13—19, 21 und 22 das Wort
„Forstaccessist" durch das Wort „Forstreferendar" ersetzt.

Oldenburg, den 12. Juli 1902.
Staatsministerium,

Departement der Finanzen.
Ruhstrat . -

Stein.

81.
Bekanntmachung des Staatsministeriums zur Ausführung des Ar¬

tikels 3 Z. 2 des Gesetzes vom 24 . Februar 1879 , betreffend
Verminderung der durch den Eisenbahnbetrieb entstehenden Feuers¬
gefahr.

Oldenburg , 1902 Juli 14.

Zur Ausführung des Artikels3 Z. 2 des Gesetzes vom
24. Februar 1879, betreffend Verminderung der durch den
Eisenbahnbetrieb entstehenden Feuersgefahr, bestimmt das
Staatsministerium, daß als eine Eisenbahn minderer Ord¬
nung im Sinne dieses Gesetzes folgende Bahnlinien anzu¬
sehen sind:

1. Jever-Carolinensiel-Harle,
2. Jever-Wittmund bis zur Landesgrenze,
3. die Vareler Nebenbahnen,
4. Oldenburg-Brake,
b. Delmenhorst-Hesepe bis zur Landesgrenze,
6. Ahlhorn-Vechta,
7. Holdorf-Damme,
8. Essen-Löningen,
9. Ocholt-Westerstede,

10. die Jnselbahn auf Wangerooge,
11. die Communalbahn im Amte Cloppenburg.

Oldenburg, den 14. Juli 1902.
Staatsmimsterium.

Millich . _ ^
Tenge.
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82.
Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg, betreffend Aenderung des

Gehalts-Regulativs.
Swinemünde, den 21. Juli 1902.

äbir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Großherzvgthum Oldenburg, was folgt:

Einziger Artikel.
Mit dem Zeitpunkt der Vereinigung der Fedderwarder

und Braker Lootsengesellschaft wird das dem Gesetze vom
3. April 1894 beigefügte Gehalts-Regulativ für den Civil-
dienst, wie folgt, geändert bezw. ergänzt:

1- Zu Zister 136 wird das Gehalt auf 2000—2500
festgesetzt, daneben Gebühren.

2. Hinter Ziffer 139 wird eiugeschoben:
139n. 1 Lootsenkommandeur der Oldenburgischen

Weser-Lootsengesellschaft— 3000 da¬
neben Gebühren.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglicheu Jnsiegels.

Gegeben zu Swinemünde an Bord Unserer Dampf-
Jacht Lensahn, den 21. Juli 1902.

(U. >8.) Friedrich August.

Willich.

Tenge.
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83.
Bekanntmachung des Staatsmintsteriums , betreffend die Vereinigung

der Fedderwarder und Broker Lootsengesellschaft.

Oldenburg , deu 21 . Juli 1902.

Es wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht , daß die
Fedderwarder Lootsengesellschaft in Blexen und die Braker
Lootsengesellschaft in Brake sich mit dem 1. August d. I.
unter dem Namen:

Oldenburgische Weser -Lootsengesellschaft

vereinigen werden.

Oldenburg , den 21 . Juli 1902.

Staatsministerium,

Departement des Innern.

Millich.

Tenge.

84.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

Bestimmungen über die zollfreie Abtastung von Mineralöl zu
Raffinations - und anderen gewerblichen Zwecken.

Oldenburg , den 21 . Juli 1902.

Der Buudesrath hat in seiner Sitzung vom 19 . v. M.
beschlossen,

1 . die nachstehend aufgeführten Abänderungen und
Ergänzungen der Bestimmungen über die zollfreie
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Ablassung von Mineralöl zu Raffinations - und
anderen gewerblichen Zwecken — Bekanntmachung
des Staatsminiftcriums vom 22 . Deeember 1896 —
zu genehmigen;

2 . die obersten Landesfinanzbehördcn zu ermächtigen,
den zur Zeit im Genüsse der Vergünstigung be¬
findlichen Gewerbtreibenden u . s. w ., welchen nach
den Vorschriften unter 1 die Erlaubniß zum zoll¬
freien Bezüge von leichten Mineralölen zum Motoren¬
betriebe zu entziehen ist , die Vergünstigung noch
bis zum Ende des Jahres 1903 zu belassen.

Oldenburg , den 21 . Juli 1902.

Staatsministerium,

Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Stein.

Ziffer 2a der Bestimmungen , betreffend die zollfreie
Ablassung von Mineralöl zu Raffinations - und anderen
gewerblichen Zwecken — Bundesrathsbeschluß vom 26 . No¬
vember 1896 , Z. 667 der Protokolle — , ist wie folgt
abzuändern:

Gewerbtreibenden , Gewerbsanstalten aller Art und
landwirthschaftlichen Unternehmungen für die in ihrem
Betriebe zur Kraftabgabe oder zur Beförderung von
Personen oder Sachen dienenden Motoren bis zu einem
Gesammtjahresverbrauche von 10000 llZ.

Von der Vergünstigung ausgeschlossen sind der
Regel nach solche Gewerbtreibende u . s. w ., die eine
andere , die erforderliche Betriebskraft beschaffende Anlage



(Dampfmaschine , elektrische Kraftanlage , Wasserkraft u.
dergl .) besitzen und in der stehenden Anlage einen mit
leichten Mineralölen gespeisten Motor nur im Neben-
bctrieb oder im Hauptbetriebe nur neben der anderweiten
Hanptkraft benutzen . Ausnahmsweise kann jedoch die
Vergünstigung dann gewährt werden , wenn durch die
Bescheinigung einer Behörde (Gewerbeaufsichtsbehörde,
Baupolizeibehörde u . a .) nachgewiesen wird , daß ein be¬
stimmtes betriebstechnisches Bedürfniß anders als durch

Benutzung eines mit leichten Mineralölen gespeisten
Motors nicht oder nur mit unvcrhältnißmäßigen Schwie¬
rigkeiten oder Kosten befriedigt werden kann.

Gewerbtreibenden u . s. w., deren Gesammtjahres-
bedarf zu dem Eingangs bezeichneten Zwecke über 10000 HZ
hinausgeht , ist die Zollfreiheit zu versagen . Ueberschreitet
bei erfolgter Bewilligung bis zu 10000 KZ der Jahres¬
verbrauch aus besonderen , nicht vorherzusehenden Ursachen
diese Höchstgrenze , so ist die Vergünstigung zurückzuziehen,
wenn der Durchschnittsverbrauch der letzten drei Jahre
sich nicht innerhalb der zulässigen Höchstgrenze hält . Eine
nachträgliche Erhebung des Zolles für die bis zur nach¬
gelassenen Höchstgrenze verwendeten leichten Mineralöle
findet nicht statt.

Ausgeschlossen von der Vergünstigung sind ohne
Rücksicht auf die Höhe des Bedarfs diejenigen Motoren,
die ausschließlich oder theilweise zur Lichterzeugung benutzt
werden.

Gemeinden und gemeinnützigen Zwecken dienenden
Anstalten kann zum Zwecke ihrer Wasserversorgung die
Vergünstigung ohne Beschränkung auf eine Höchstmenge
und auch dann gewährt werden , wenn zu dem bezeich¬
neten Zwecke vorübergehend oder dauernd eine andere,
die erforderliche Betriebskraft beschaffende Anlage (Dampf¬
maschine , elektrische Kraftanlage , Wasserkraft u . dergl .)
verwendet wird.
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Ziffer 56L der Eingangs genannten Bestimmungen
erhält folgenden Zusatz:

Ebenso sind diejenigen Fehlmengen zu verzollen,
welche bei der Versendung leichter Mineralöle seitens der
in Ziffer In und d bezeichnten Petroleumraffinerieen,
Petrolcumdestilliranstalten und chemischen Fabriken au
eine der unter Ziffer 2 aufgeführten Gewerbsanstalten
während der Beförderung entstehen.

Die Gewährung der unter Ziffer 2 aufgeführten
Begünstigungen ist an die Bedingung zn knüpfen, daß
die Verpflichtung zur Verzollung aller Fehlmengen über¬
nommen wird.
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1800 , betreffend die Errichtung einer Landwirthschaftskammer.

86.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend das Führen von

Flaggen.
Oldenburg , den 8. August 1902.

8- i.
Durch Höchste Bestimmung sind die Standarten des

Großherzoglichen Hauses wie folgt festgestellt worden:

Die Großherzogliche Standarte enthält in blauem

Grunde ein einfaches rothes Kreuz , belegt mit dem Groß¬

herzoglichen , von der Kette des Haus - und Verdienst -Ordens

des Herzogs Peter Friedrich Ludwig umgebenen Wappen,

und in den 4 Eckfeldern des Fahnentuchs je drei König¬

liche Kronen.
Die Erbgroßherzogliche Standarte enthält die drei

Kronen nur in dem oberen ersten Eckfelde , die Standarte



der Herzöge hat keine Krone in den Eckfeldern . Im klebri¬
gen stimmen diese Standarten mit der Großherzoglichen
überein.

Die Standarten haben die Form eines Quadrats.

8- 2.

Als Oldenburgische Flagge (Landesflagge ) darf — so¬
weit unten zu KZ. 3 und 4 nicht besondere Vorschriften
getroffen sind — nur die blaue , durch ein einfaches rothes
Kreuz in 4 gleiche Rechtecke getheilte Flagge benutzt werden.

Die Flagge ist rechteckig , ihre Länge verhält sich zu
ihrer Höhe wie 3 : 2 ; die Breite der rothen Streifen be¬
trägt ein Viertel der Breite der ganzen Flagge.

Die Anbringung irgend welcher Abzeichen , insbesondere
des Großherzoglichen Wappens auf der Flagge oder auf
hängenden Fahnen und Bannern ohne Genehmigung des
Staatsministeriums ist verboten.

8- 3.

Als Dienstflagge führen , vorbehältlich der Bestimmun¬
gen im Z. 4 , die Großherzoglichen Staatsgebäude und
Staatsfahrzeuge die zu Z. 2 beschriebene Landesflagge,
jedoch auf der Kreuzung der rothen Streifen mit dem fünf-
getheilten Mittelschilde des Großherzoglichen Wappens nebst
Krone und Mantel auf weißem Grunde belegt.

Diese Dienstflagge darf auch auf Reichs - und militair-
siskalischen Gebäuden geführt werden.

8- 4.
Großherzogliche Staatsfahrzeuge im Gebiet der See¬

schiffahrt und Staatsgcbäude , die ausschließlich den Zwecken
der Seeschiffahrt dienen , sowie die staatlichen Hafenanstalten
führen als Dienstflagge die Reichsdienstflagge der Kaiser-



lichen Marine (schwarz -weiß -roth quergestreift mit einem
gelben unklaren Anker unter der Kaiserlichen Krone in der
zum Kreise erweiterten Mitte ) mit dem zn K. 3 bezeich¬
nten Wappen in der dem Flaggenstock zugekehrten Ecke des
schwarzen Streifens.

Daneben kann die zu tz. 3 beschriebene Dienstflagge
(bei Schiffen am Top eines Mastes ) gehißt werden.

8- 5.

Auf Grund des Artikels 9 Z. 6 des Gesetzes vom
5 . December 1868 , betreffend die Organisation des Staats¬
ministeriums u . s. w ., wird mit Höchster Genehmigung be¬
stimmt:

Wer unbefugt

eine der Standarten des Großherzoglichen Hauses,
eine Standarte Seiner Majestät des Kaisers,
eine Standarte oder Flagge anderer Deutscher Fürsten,
eine dienstliche Flagge oder Gösch oder ein dienstliches

Kommando - oder Unterscheidungszeichen,
eine sonstige Flagge , zu deren Führung es der Ge¬

nehmigung bedarf,
oder

diesen ähnliche Flaggen oder Abzeichen

uufzieht oder führt , wird , sofern nicht eine Bestrafung nach
8 - 360 Ziffer 7 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich
Antritt , mit Geldstrafe bis zu 150 ^ bestraft.

8- 6.

Diese Bestimmungen treten sofort in Kraft , doch dürfen
— außer auf Schiffen — Laudesslaggen , die mit dem
Großherzoglichen Wappen versehen sind oder sonst den Vor¬
schriften des K. 2 nicht entsprechen , bis zum 1. Januar
1913 weiter verwendet werden.
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Die Ministerialbekanntmachung vom 7 . August 1895.

betreffend das unbefugte Aufziehen und Führen von Flag¬

gen , wird aufgehoben.

Oldenburg , den 8 . August 1902.
Staatsministerium.

Willich . _
Tenge.

86.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

Bekanntmachung vom 28 . Mai 1900 über die Ausführung des
Gesetzes vom 25 . Januar 1900 , betreffend die Errichtung einer
Landwirthschaftskämmer.

Oldenburg , den 8. August 1902.

Der Absatz 1 des Z. 8 erhält folgende Fassung:
Die Hebungslisten haben in ihrer ersten Spalte

die fortlaufende Nummer der in alphabetischer Reihen¬

folge aufzuführenden Beitragspflichtigen , in der zwei¬
ten Spalte deren vollen Namen und Wohnort , in
der dritten Spalte die Bezeichnung der Mutterrollen-
Artikel der für die Umlage zu berücksichtigenden
Grundstücke , in der vierten Spalte in den gegebenen
Fällen die Größe des kultivirten Landes , in der
fünften Spalte den Grundsteuerreinertrag der in der
dritten Spalte bezeichneten Grundstücke , in der sechsten
Spalte die Höhe des Beitrages , berechnet nach der
Höhe des zur Hebung gelangenden Procentsatzes , in
der achten Spalte etwaige Bemerkungen zu enthalten ..

Oldenburg , den 8 . August 1902.

Staatsministerium,
Departement des Innern.

Willich . _
Tenge.
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dung eines Amts- und AmtsgerichtsbezirksRüstringen, vom
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89 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 16. August
1902 , betreffend Abänderung der Bekanntmachung vom
19. April 1879 , betreffend die Ausführung der Deichordnung
für das Herzogthum Oldenburg.

90. Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement der
Justiz , vom 18. August 1902 , betreffend Vorschriften über
die Führung der Schiffsregister.

^ 87.
Verordnung , betreffend die Anwendbarkeit des Gesetzes vom 25 . März

1879 , betreffend Anlegung oder Veränderung von Straßen und
Plätzen in den Städten und größeren Orten , auf einen Theil der
Gemeinde Ohmstede.

Oldenburg , den 13. August 1902.

2bir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog
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von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen rc. re.,

verordnen auf Grund des Artikels 12 des Gesetzes
vom 25. März 1879, betreffend Anlegung oder Verän¬
derung von Straßen und Plätzen in den Städten und
größeren Orten, nach erfolgter Zustimmung der Gemeinde-
Vertretung:

Das Gesetz vom 25. März 1879, betreffend Anlegung
oder Veränderung von Straßen und Plätzen in den Städten
und größeren Orten, in der durch das Gesetz vom 27. April
1897 , betreffend Abänderung dieses Gesetzes, festgestellten
Fassung, wird auf denjenigen Bezirk der Gemeinde Ohm¬
stede anwendbar erklärt, welcher begrenzt wird:

im Nordwesten durch den Gemeindeweg.4Z1 (Hochhei-
derweg),

im Nordosten und Osten zwischen den Parzellen 103
und 493/102 einerseits und den Parzellen 564/10, 565/10,
11 und 294/13 andrerseits durch den Gemeindeweg 95,
im übrigen durch den Gemeindeweg 96,

im Südosten und Süden durch die Staatschaussee Ol¬
denburg-Elsfleth,

im Westen durch die Gemeindegrenze Ohmstede-Ol¬
denburg.

Die genannten öffentlichen Wege nebst Weggräben ge¬
hören zu dem obigen Bezirke.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 13.
August 1902.

Friedrich August.

(U. 8.) Willich.
Tenge.
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88.
Verordnung zur Inkraftsetzung des Gesetzes für das Herzogthum Ol¬

denburg , betreffend die Bildung eines Amts - und Amtsgerichts¬
bezirks Rüstringen , vom 18. Januar 1902.

Eutin , den 16. August 1902.

26ir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verordnen zur Ausführung des Artikels8 des Gesetzes
für das Herzogthum Oldenburg vom 18. Januar 1902,
betreffend die Bildung eines Amts- und Amtsgerichtsbezirks
Rüstringen:

Das Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 18.
Januar 1902, betreffend die Bildung eines Amts- und
Amtsgerichtsbezirks Rüstringen, tritt mit dem1. November
1902 in Kraft, mit Ausnahme der Bestimmung im Artikel7
hinsichtlich der 41 des Gehalts-Regulativs. Diese Be¬
stimmung tritt erst in Kraft, sobald eine Gerichtsvollzieher¬
stelle frei wird.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Eutin, den 16. August
1902.

Friedrich August.

(O. 8.) Ruhstrat.

Tenge.

M!
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^ 89.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

Bekanntmachung vom 19. Ap .il 1879 , betreffend die Ausführung
der Deichordnung für das Herzogthum Oldenburg.

Oldenburg , den 16. August 1902.

Nachdem durch Gesetz vom 18 . Januar 1902 aus den
zur Rüstringer -Kniphauser Sielachl gehörenden Gemeinden
Bant , Heppens und Neuende der Amts - und Amtsgerichts¬
bezirk Rüstringen gebildet ist , wird der Amtshauptmann des
Amts Jever in Abänderung der Bekanntmachung des Staats¬
ministeriums vom 19 . April 1879 , betreffend die Ausfüh¬
rung der Deichordnung für das Herzogthum Oldenburg,
auf Grund des Artikels 1 Z. 2 des Gesetzes vom 8. Juni
1855 , betreffend vorübergehende Bestimmungen zur Deich¬
ordnung , gemäß Artikel 64 Ziffer 1 der Deichordnung bis
weiter zum Vorsitzenden des Vorstandes der Rüstringer-
Kniphauser Sielacht bestimmt.

Oldenburg , den 16 . August 1902.
Staatsministerium.

Willich . _
Tenge.

90.
Bekanntmachung des Slaatsministeriums , Depariement der Justiz , be¬

treffend Vorschriften über die Führung der Schiffsregister.
Oldenburg , den 18. August 1902.

Im Anschluß an die Bekanntmachung des Staats¬
ministeriums , Departement des Innern und der Justiz , vom
7 . Dezember 1899 , betreffend Vorschriften über die Füh¬
rung der Schiffsregister (Gesetz-Sammlung Band 32 Seite
689 ), wird angeordnet , daß das Schiffsregister für den Be¬
zirk des Amtsgerichts Rüstringen von dem Amtsgericht Varel
geführt wird.

Oldenburg , den 18 . August 1902.
Staatsministerium,

Departement der Justiz.

Ruhstrat . _
Mücke.
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M 91 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 18. August

1992 über die Ausführung des Gesetzes für das Herzogthum

Oldenburg vom 9. Aprist l897 , beireffend die Förderung der

Pferdezucht.

91.
Bekanntmachung des Staatsministeriums über die Ausführung des

Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom S. April 1897 , be¬

treffend die Förderung der Pferdezucht.
Oldenburg , den 18. August 1902.

Auf Grund des Artikels 44 des Gesetzes für das Her-

zogthum Oldenburg vom 9 . April 1897 , betreffend die För¬

derung der Pferdezucht , wird in Abänderung der Bekannt¬

machung des Staatsministeriums vom 9 . April 1897 , be¬

treffend die Ausführung des erstgenannten Gesetzes , folgende

Bestimmung zur öffentlichen Kunde gebracht:

Die Ziffer V . X 4 der Bekanntmachung des Staats¬

ministeriums vom 9 . April 1897 erhält folgende Fassung:

„Die eingetragenen und im Stutbuche des nördlichen

Zuchtgebietcs vorgemerkten Thiere werden unverzüg¬

lich mit dem Brandzeichen des Stutbuches versehen.



Dasselbe ist für das nördliche Zuchtgebiet ein O
mit Krone , für das südliche Zuchtgebiet ein mit
einem 8 durchzogenes 0 — O — mit Krone ; es
ist an der linken Lende anzubriugen ."

Oldenburg , den 18 . August 1902.

Staatsministerium,

Departement des Innern.

In Vertretung:
Rnhstrat.
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92 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 4 . September

1902 , betreffend Abänderung der Hafenordnung für Fedder¬

wardersiel.

92.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

Hafenordnung für Fedderwardersiel.
Oldenburg , den 4 . September 1902.

Im Höchsten Aufträge wird der Z. 8 der Ministerial-

Bekanntmachung vom 21 . November 1874 , betreffend die

Benutzung der Hafenanstalten zu Fedderwardersiel und die

dafür zu entrichtenden Gebühren , wie folgt , abgeändert:

8- 8.

Von den Schiffen über 15 odiu ist ein Hafengeld zu

entrichten . Dasselbe wird nach der Dauer der Liegezeit

und nach der Größe der Schiffe berechnet und beträgt für

jedes oibiu:
u) für die ersten 4 Wochen wöchentlich . . 0,02

d ) für die fernere Liegezeit für je 3 Wochen 0,01

Bei Berechnung der Liegezeit werden der Tag der

Ankunft und des Abganges zusammen als ein Tag , jede
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angefangene Woche bezw. jede angefangenen3 Wochen für
voll gerechnet.

Sämmtliche Schiffe können sich dadurch von der jedes¬
maligen Entrichtung des Hafengeldes befreien, daß sie als
Jahresakkord für jedes obrn 0,12 im voraus entrichten.
Der Jahresakkord gilt für das laufende Kalenderjahr.

Die vorstehenden Bestimmungen treten am 1. Januar
1903 in Kraft.

Oldenburg, den 4. September 1902.

Staatsmimsterium,
Departement des Innern.

Millich.

Tenge.
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M. 93.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement der Finanzen,

betreffend die Genehmigungsnrkunde für den Bau und Betrieb
einer schmalspurigen Kleinbahn Cloppenburg —Lindern —Landes¬
grenze.

Oldenburg , den 4. October 1902.

Nach Artikel 5 Absatz 2 des Bahngesetzes macht das
Staatsministerium die dem Kleinbahnverein Cloppenburg

unter 'm 30 . v. M . ertheilte Genehmigung für die Kleinbahn
Cloppenburg — Landesgrenze mit dem Bemerken bekannt,
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daß auch die bereits früher hergestellte Strecke Cloppen¬
burg — Lindern unter demselben Datum nach Artikel 37 des
Bahngesetzes den Bestimmungen dieses Gesetzes unterstellt ist.

Oldenburg , den 4 . October 1902.

Staatsmiilisterium,

Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Stein.

Genehmigmigsurkunde
für den Bau und Betrieb einer schmalspurigen Kleinbahn

Cloppenburg — Lindern — Landesgrenze.

8- i.
Nachdem der Klcinbahnverein Cloppenburg — Lindern

hinsichtlich der von ihm hergcstellten und betriebenen schmal¬
spurigen Kleinbahn Cloppenburg — Lindern sich nach Arti¬
kel 37 Absatz 2 des Bahngcsetzes vom 7 . Januar 1902 den
sämmtlichen Bestimmungen dieses Gesetzes unterworfen und
gleichzeitig den Antrag gestellt hat , ihm den Bau und Be¬
trieb einer Fortsetzung seiner Bahn über Auen bis zur
Laudesgrenze zu genehmigen , wird ihm die Genehmigung
für den Bau und den Betrieb der genannten Strecken auf
Grund des Bahngesetzes unter den nachfolgenden Bedingun¬
gen hiermit ertheilt.

8- 2.

Hinsichtlich des Baues der bereits hergestellten Strecke

Cloppenburg — Lindern bewendet es bei den darüber getroffe¬

nen Anordnungen . Für die neue Strecke Lindern — Landes-



grenze bleibt die Genehmigung der Einzclplüne der Eisen-
bahnnufsichtsbchörde Vorbehalten.

8 . 3.

Dem Herzvgthnm Oldenburg bleibt das Recht Vor¬
behalten , die Bahn gegen Vergütung des Werths zu er¬
werben . (Artikel 6 Absatz 2 und 3 , sowie Artikel 22 und
23 des Bahngesetzes .)

Mit Rücksicht ans Artikel 22 Z. 2 gilt als Beginn des
Betriebes

a ) für die Strecke bis zum Anschluß der Ergänzungs¬
strecke Kleinenging - Lindern der 1 . Januar 1900,

d ) für die Ergänzungsstrecke Kleinenging — Lindern der
1 . November 1900,

o) für die Ergänzungsstrccke Lindern — Landesgrenze der
Tag , an welchem die Erlaubnis ) zur Eröffnung des
Betriebes von der Eisenbahnanfsichtsbehörde er-
thcilt wird.

8- 4.
Die Feststellung der Beförderungsbedingungen und des

Fahrplans , sowie deren Abänderung bleibt der Eisenbahn-
aufsichtsbchörde Vorbehalten.

8- 5.
Desgleichen bleibt der Eisenbahnanfsichtsbehörde die

Befngniß Vorbehalten , die im Interesse des öffentlichen Ver¬
kehrs erforderlichen Ergänzungen oder Veränderungen der
Anlagen und der Betriebsmittel anzuordncn.

8- 6.
Ferner wird Vorbehalten , entsprechend dem Artikel 9

88 - 2 und 3 des Bahngesetzes den Bahnverein jederzeit zur
Gestattung der Einführung von Anschlußgleisen für den
Privatverkehr anzuhalten.



8- 7.

Die Strecke Cloppenburg — Lindern ist bereits vollstän¬
dig hergestellt und befindet sich im Betriebe . Die Strecke
Lindern — Landcsgrenze ist bis znm 1. Mai 1903 betriebs¬
fähig herznstellen und in Betrieb zu nehmen.

Im Falle der Nichteinhaltung dieser Frist ist für
jeden angebrochenen Monat der Vcrsäumniß eine Geldstrafe
von 200 zu erlegen . (Artikel 10 Absatz 1 und 3 des
Bahngesctzes .)

8- 8.

Der Bahnverein ist verpflichtet , den ordnungsmäßigen
Betrieb auf der ganzen Strecke aufrecht zu erhalten und
hat bei schuldhafter Aussetzung des Betriebes für jeden an-

^ gebrochenen Monat eine Geldstrafe von 1000 zu er¬
legen . Ferner ist die Eisenbahnaufsichtsbehörde befugt , die
Durchführung der von ihr auf Grund dieses Gesetzes ge¬
troffenen Anordnungen durch Geldstrafen bis zu 200
in jedem einzelnen Falle zu erzwingen . (Artikel 10 Ab¬
satz 2 und 3 des Bahngesetzes .)

8 - 9.

Der Kleinbahnvcrcin hat im Interesse der Reichspost-
verwaltung den folgenden Verpflichtungen zu genügen:

1 . Postnnterbeamte im Dienst sind , abgesehen von den
Bestimmungen unter Ziffer 2 , gegen die Hälfte des
gewöhnlichen Personengeldes zu befördern.

2 . Der Kleinbahnverein hat nach Wahl der Postver¬
waltung in allen fahrplanmäßigen Zügen

o) Postsendungen jeder Art durch Vermittelung
des Zugpersonals gegen eine jährliche Bausch-
vcrgütnng von 1500 zu befördern , oder

st? eine Abtheilung eines Wagens für die Post¬
sendungen , das Begleitpersonal und die erforder-



lichcn Postdicustgerüthe gegen Zahlung der in

den Artikeln 3 und 6 des Reichsgesetzes Vvm
20 . Dcccinber 1875 (Reichsgesetzblatt Seite 318)
und den dazu gehörigen Vollzngsbestimmungen

festgesetzten Vergütung , sowie gegen eine jähr¬

liche Banschvergütuug von 1000 ^ cinzu-
räumen.

3 . Die Postverwaltung ist berechtigt , auf ihre Koste»
au den Bahnwagen einen Briefkasten anbriugen und
dessen Auswechselung und Leerung an bestimmten
Haltestellen bewirken zu lassen.

8- 10.
Der Kleinbahnvcrein ist verpflichtet:

1 . seine Betriebsrechnuugcu nach den von der Eisen¬

bahnaufsichtsbehörde zu erlassenden Vorschriften ein-

znrichten , und ihr auf Verlangen in bestimmter Frist

den jährlichen Betriebsrechuungsabschlusz eiuzureichcu

sowie seine Kassenbücher vorzulegeu;

2 . der Eisenbahnaufsichtsbehörde die von ihr zu statisti¬

schen Zwecken für nöthig erachteten Nachweisungen,
sowie deren Unterlagen auf seine Kosten in bestimm¬

ter Frist zu verschaffen.

8. 11-

Im Uebrigen wird auf die bestehenden und noch zu

erlassenden Gesetzes - und Verwaltungsvorschriften , insbeson¬
dere auf das Bahngesetz vom 7 . Januar 1902 und auf die

Klciubahuordnung vom 25 . Januar 1902 verwiesen.

Oldenburg , den 30 . September 1902.

Staatsmimsteriuu ».

Willich.
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94.
Verordnung für das Herzogthum Oldenburg , betreffend weitere Aus-

fnhrungsbestimmnngen zur Strandungsordnung vom 17. Mai 1874.
Lensahn , den 0. October 1002.

A5ir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verordnen znr weiteren Ansführnng der Strandungs¬
ordnung:

8- 1-

In K. 1 der Verordnung vom 14 . Mai 1889 —

Gesetzblatt S . 85 — werden zwischen Ziffer 2 und 3 die
Worte eingeschoben:

2 a . für den Bezirk des Amtes Rüstringen das Amt
Rüstringen.

8- 2.
Diese Verordnung tritt mit dem 1 . November d . I.

in Kraft.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigcdruckten Großherzoglichcn Jnsiegels.

Gegeben Haus Lensahn , den 6 . October 1902.

i.I., 8 .) Friedrich August.

Millich.

Tenge.
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M 95.
Verordnung für das Herzogtum Oldenburg, betreffend Enteignungen

zu Schulzwccken für die vereinigten Schulachteu Overwarfe und
Ueterlande.

Lensahn, den 6. October 1902.

2öir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever , und Kniphausen re. re.,

verordnen auf Grnnd des Enteignuugsgesetzcs für das
Herzogthum Oldenburg vom 21. April 1897, Artikel 2
uud 6, was folgt:

Das angeführte Gesetz findet Anwendung auf die von
den vereinigten Schulachten Overwarfe uud Ueterlande aus¬
zuführende Anlage eines Schulhaus-Neubaucs mit dazu ge¬
hörigem Schulgartcu und Spielplatz und mit dem erforder¬
lichen Dieustland zwischen den Dörfern Overwarfe uud
Ueterlande.

Entschädiguugsverpflichtctist die neue Schülacht Over¬
warfe-Ueterlande.

Als Enteignungsbehörde wird das Großherzogliche
Amt Brake bestellt.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
uud beigcdruckteu Großhcrzoglichcn Jnsiegcls.

Gegeben Haus Lensahn, den 6. October 1902.

(O. 8 .) Friedrich August.

Willich.

Tenge.



M 96.
Bekanntmachung des Staatsministeriums über dis Ausführung der

Wegeordnung für das Herzogthum Oldenburg vom 16. Februar
1895.

Oldenburg , den 7. October 1902.

Mit Höchster Genehmigung werden die Vorschriften
der Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 16. Fe¬
bruar 1895 über die Ausführung der Wegeorduung für
das Herzogthum Oldenburg vom 16. Februar 1895 dahin
abgcäudert, daß der Z. 25 Absatz2 folgende Fassung erhält:

Jeder Motorwagen muß mit einer Huppe aus¬
gestattet sein. Beim Eiuhvleu von Fußgängern,
Fuhrwerken, geführten Pferden oder einem größeren
Viehtransport, sowie beim Passiren von die freie
llcbersicht nicht gestattenden Biegungen in den Wegen
ist durch wiederholtes Signal das Herannahcn des
Motorwagens rechtzeitig vor dem Passiren anzu-
zcigen.

Oldenburg, den 7. October 1902.

Staatsministerium,
Departement des Innern.

Millich.

Tenge.
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97.
Verordnung , betreffend Berufung des ordentlichen Landtags.

Lensahn , den 15. October 1902.

Wir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenseld,
Herr von Jever und Kniphausen rc. rc.,

verordnen hiermit:
Die nach Unserer Verordnung vom 1. Juli d. I . neu¬

gewählten Abgeordneten zum Landtage des Großherzog¬
thums werden auf Dienstag, den 4. Novemberd. I ., in
Unsere Residenzstadt Oldenburg berufen, um Vormittags
11 Uhr im Landtagsgebäude mit den Verhandlungen zu
beginnen.
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Die Dauer des Landtags wird bis zum 19. December
d. I . bestimmt.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben Haus Lensahn, den 15. October 1902.

(U. 8 .) Friedrich August.

Willich.

Tenge.
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98.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die wechselseitige

Benachrichtigung der Militair - und Polizeibehörden über das
Auftreten übertragbarer Krankheiten.

Oldenburg , den 20 . October 1902.

Zur Ausführung der iu der Anlage abgedruckten Be¬
kanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 22 . Juli d. I .,
betreffend die wechselseitige Benachrichtigung der Militair-
nnd Polizeibehörden über das Auftreten übertragbarer Krank¬
heiten , ordnet das Staatsministerium Nachstehendes an:

1. Behörden im Sinne der Bekanntmachung unter ^
Ziffer 1 und L Ziffer 3 sind

s,) im Herzogthum Oldenburg die Großherzoglichen
Aemter und Magistrate der Städte erster Klaffe,

d ) im Fürstenthum Lübeck für die Stadt Eutin der
Stadtmagistrat , im übrigen die Großherzogliche
Regierung in Eutin,

o) im Fürstenthum Birkenfeld die Bürgermeister.
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2. Die Behörden haben von den Mittheilungen der
Militärbehörden über Erkrankungen oder Verdachts¬
erscheinungen sofort dem zuständigen beamteten Arzte
Kenntniß zu geben.

Oldenburg, den 20. October 1902.
Staatsministerium.

Millich.

Anlage.
Bekanntmachung,

betreffend die wechselseitige Benachrichtigung der Militair - und Polizei¬
behörden über das Auftreten übertragbarer Krankheiten.

Vom 22 . Juli 1902.

Auf Grund des §. 39 Absatz3 des Gesetzes, betreffend
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni
1900 (Reichs-GesetzblattS . 306) hat der Bundesrath Nach¬
stehendes bestimmt:

Mittheilungen der Polizeibehörden an
die Militärbehörden.

1. Zur Mittheilung der in ihrem Verwaltungsbezirke-
vorkommenden Erkrankungen an die Militairbehörden find
verpflichtet:

die von den Landesregierungen zu bezeichnenden Be¬
hörden oder Beamten der Garnisonorte und der¬
jenigen Orte, welche im Umkreise von 20 Kilometer
von Garnisonorten oder im Gelände für militairische
Uebungen gelegen sind.

2. Die Mittheilungen haben alsbald nach erlangter
Kenntniß zu erfolgen und sich zu erstrecken auf:

a) jede Erkrankung an Aussatz und an Unterleibstyphus
sowie jeden Fall, welcher den Verdacht einer dieser
Krankheiten erweckt, ferner jede Erkrankung an Kopf¬
genickstarre(NsiriuAitis osrolorospinalis) oder an
Rückfallfieber;
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k>) jeden ersten Fall von Cholera , Fleckfieber , Gelb¬
fieber , Pest , Pocken sowie das erste Auftreten des
Verdachts einer dieser Krankheiten in dem betreffen¬
den Orte;

o) jedes gehäufte (epidemische) Auftreten der Ruhr (Dy¬
senterie ), der Diphtherie , des Scharlachs sowie jedes
neue Vorkommen von Masfcnerkrankungen an der
Körnerkrankheit (Trachom ) .

Ueber den weiteren Verlauf der unter b aufgeführten
Krankheiten und der Ruhr (Dysenterie ) find wöchentlich
Zahlenübersichten der neu festgestellten Erkrankungs - und
Todesfälle einzusenden . Ferner ist eine Mittheilnng zu
machen , sobald Diphtherie , Scharlach sowie Körnerkrankheit
(Trachom ) erloschen find oder nur noch vereinzelt auftreten.

Jeder Mittheilung betreffs der unter a, und d bezeich¬
nten Krankheiten sind Angaben über die Wohnungen und
die Gebäude , in welchen die Erkrankungen oder der Ver¬
dacht aufgetreten sind , beizufügen.

3 . Die Mittheilungen sind für Garnisonorte und für
die in ihrem Umkreise von 20 Kilometer gelegenen Orte an
den Kommandanten oder , wo ein solcher nicht vorhanden
ist, an den Garnisonältesten , für Orte im militairischen
Uebungsgelände an das Generalkommando zu richten.

8 . Mittheilungen der Militairbehörden an die
Polizeibehörden.

1. Zur Mittheilung der in ihrem Dienstbereiche vor¬
kommenden Erkrankungen an die Polizeibehörden sind ver¬
pflichtet die Kommandanten oder , wo solche nicht vorhanden
sind , die Garnisonältesten der Garnisonorte , ferner die
Kommandobehörden der im Uebungsgelände sich befindenden
Truppentheile.

2 . Die Mittheilungen haben alsbald nach erlangter
Kenntniß zu erfolgen und sich zu erstrecken auf:

a) jede Erkrankung an Unterleibstyphus sowie jeden
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Fall , welcher den Verdacht dieser Krankheit erweckt,

ferner jede Erkrankung an Kvpfgenickstarre (Lls-

niNZitls osrsprospirmlis ) oder an Rückfallfieber;

b ) jede Erkrankung und jeden Todesfall an Aussatz,

Cholera , Fleckfieber , Gelbfieber , Pest , Pocken sowie

jedes Auftreten des Verdachts einer dieser Krankheiten;

o) jedes gehäufte (epidemische) Auftreten der Ruhr

(Dysenterie ) , der Diphtherie , des Scharlachs und der

Köruerkrankheit (Trachom ).

lieber den weiteren Verlauf der Ruhr (Dysenterie ) sind

wöchentlich Zahlenübersichten der neu festgestellten Erkran-

kungs - und Todesfälle einzusenden . Auch ist eine Mitthei¬

lung zu machen , sobald Diphtherie , Scharlach sowie Körner¬

krankheit (Trachom ) erloschen sind oder nur noch vereinzelt

auftreten.

Jeder Mittheilung betreffs der unter a und d bezeichnten

Krankheiten find Angaben über das Militairgebäude oder die

Wohnungen , in welchen die Erkrankungen oder der Verdacht

aufgetreten ist , beizufügen.

3 . Die Mittheilungen sind an die für den Aufenthalts¬

ort des Erkrankten zuständige , von den Landesregierungen

zu bezeichnende Behörde zu richten.

4 . Von dem Ausbruch und dem späteren Verlaufe der

unter 2 d bezeichnten Krankheiten ist das Kaiserliche Ge¬

sundheitsamt sofort auf kürzestem Wege zu benachrichtigen.

Berlin , den 22 . Juli 1902.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.

Graf von Posadowsky.
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M 99.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Regelung des

Schiffsverkehrs durch die Huntebrückenunterhalb Oldenburg.

Oldenburg, den 4. November 1902.

Im Höchste» Aufträge werden zum Zwecke der Re¬
gelung des Schiffsverkehrs durch die Huntebrücken unter¬
halb Oldenburg die nachstehenden Vorschriften erlassen:

8. i.
Die Dnrchlaßöffnnngcn der Eisenbahubrücken bei Drie-

lake und der Chausfeebrücke bei Huntebrück sind in der
Regel geschlossen.

Das Oeffnen dieser Brücken erfolgt durch die Brücken¬
wärter auf ein von den Schiffen gegebenes Signal (Z. 4),
bei den Eisenbahnbrücken jedoch nur insoweit, als es der
Eisenbahnbetrieb gestattet.

Die Eisenbahnbrücke beim Ohrt oberhalb Elsfleth
bleibt für den Schiffsverkehr in der Regel geöffnet, sofern



tiicht ihre Schließung für den Eisenbahnverkehr erforder¬
lich ist.

Diejenigen Tag - und Nachtzeiten , während welcher
eine Oeffnung der Eisenbahnbrücken bei Drielake unter keinen
Umständen stattfinden kann , sowie die regelmäßigen Schluß¬
zeiten der Eisenbahnbrücke beim Ohrt sind von der Eisen¬
bahnverwaltung bei jedem Fahrplanwechsel bekannt zu
machen , doch bleibt es Vorbehalten , diese Schlnßzeiten bei
Zugverspätungen und bei Einlegung von Bedarfszügen
auszudehnen.

Drnckexemplare dieser Bekanntmachungen der Eisenbahn-
Berwaltung werden von den Hafenmeistern in Oldenburg,
Elsfleth , Brake und Nordenham unentgeltlich an die bcthei-
ligten Kreise verabfolgt.

8- 2.

Kleinere Dampfschiffe , auf welchen die Rauchfänge und
etwaige Masten , sowie andere kleinere Schiffe , auf denen die
Masten zum Niederlagen eingerichtet sind , dürfen bei ge¬
eignetem Wasserstande unter den geschlossenen Durchlässen
oder unter den festen Brückentheilen der Chausseebrücke in
Huntebrück und der Eisenbahnbrücke beim Ohrt durchfahren,
wenn die Rauchfünge und Masten niedergelegt sind . Nicht
derartig eingerichtete Schiffe müssen stets die Durchlässe bei
geöffneter Brücke passiven.

8- 3.

Den Schiffern wird der geschlossene  Stand der
Drehbrücken dadurch angezeigt , daß am Signalmast der
Brücke bei Tage ein schwarzer Korbball , bei Dunkelheit
zwei rothe Laternen in einem Meter Entfernung senkrecht
über einander aufgezogen werden.

Sind die Brücken geöffnet,  so wird bei Tage der
Ball heruntergelassen , bei Dunkelheit werden am Mast
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zwei weiße Laterne » senkrecht über einander mit 1 Meter
Zwischenraum gezeigt.

Die Drehöffnungen der Brücken selbst werden an jeder
Seite der Durchfahrt rechts und links , stromaufwärts und
stromabwärts durch weiße Laternen erleuchtet.

8- 4.

Schiffe , welche die Brücken passiren wollen , haben
dieses , sobald die betreffende Brücke in Sicht kommt , bei Tage
durch Hissen einer rothen Flagge am Hauptmast oder durch
Zeigen derselben an sonst gut sichtbarer Stelle , bei Dunkel¬
heit , Nebel oder unsichtigem Wetter , Segelschiffe durch
Hornsignale , Dampfer durch Signale mit der Dampfpfeifc
— in beiden Fällen durch zwei lang gezogene Töne —
kund zu geben.

Nach erwirkter Oeffnung der Brücke hat der Brücken¬
wärter bei Tage den Korbball herunter zu ziehen und bei
Dunkelheit zwei weiße Laternen senkrecht in einem Meter
Entfernung über einander am Signalmast zu zeigen (Z. 3
Absatz 2 ) . Bei Dunkelheit , Nebel oder unsichtigem Wetter
hat er außerdem die geschehene Brücken -Oeffnung durch
einen lang gezogenen Ton mit dem Nebelhorn anzuzeigen.

Stehen dem Oeffnen einer Brücke Hindernisse entgegen,
so wird dieses den Schiffern dadurch angezeigt , daß die den
geschlossenen Stand der Brücke anzeigenden Signale (Z. 3
Absatz 1) stehen bleiben . Bei Dunkelheit , Nebel oder unsich¬
tigem Wetter hat der Brückenwärter außerdem zweimal
3 kurze Töne mit dem Nebelhorn zu geben . Die Schiffe
haben sich , bis das Signal für die Durchfahrt gegeben
wird , wie folgt zu Verhalten:

1 . Vor der Eisenbahnbrücke beim Ohrt haben sie in
mindestens 100 rrr Entfernung von der Brücke vor
Anker zu gehen oder an dem nördlichen Leitwerke



400

(Elsflether Ufer ) nach Anweisung des Brückenwürtcrs

festzumachen.

2 . Bei der Chausseebrücke in Huntebrück haben abwärts

fahrende Schiffe sich auf dem oberhalb der Brücke

befindlichen Liegeplatz festzulegen , aufwärts bestimmte

Schiffe können die in der Verlängerung des nörd¬

lichen Leitwerks stehenden Dalben zum Festmachen

vorübergehend benutzen.

3 . Vor den Eisenbahnbrücken in Drielake haben die

Schiffe an den dort am linken (nördlichen ) Ufer

befindlichen Liegeplätzen festzumachen.

In Zweifelsfällen sind die Signale von den Schiffern

und Brückenwärtern zu wiederholen.

8- 5.

Bei der Durchfahrt durch die Brücken haben die

Schiffsführer besondere Vorsicht anzuwenden und den

Anordnungen der dienstthuenden Brückeuwärter Folge zu

leisten.

Die Fahrt muß bis soweit gemindert werden , daß die

Schiffe die Steuerfähigkeit noch behalten . Die Segel sind,

soweit erforderlich , einzuziehen.

Für die Durchfahrt durch die mit zwei Durchlaß¬

öffnungen versehene und geöffnete Eisenbahnbrücke beim

Ohrt haben sowohl stromaufwärts als stromabwärts fahrende

Schiffe die südliche Durchlaßöffnnng der Brücke zu wählen,

es sei denn , daß sie aus dem in §. 4 Abs . 3 Ziff . 1 an¬

gegebenen Grunde oder zu anderen Zwecken vorher am

nördlichen Leitwerk (Elsflether Ufer ) festgemacht haben

sollten . In diesen Fällen haben die Schiffe beider Fahrt¬

richtungen die nördliche Oeffnung der Brücke zur Durch¬

fahrt zu benutzen.
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Außerdem haben die Schiffe die nördliche Oeffnnng
der Brücke zur Durchfahrt zu benutzen , wenn sie im ein¬
zelnen Falle aus besonderen Gründen , wie z. B . beim
gleichzeitigen Eintreffen mehrerer Schiffe verschiedener Fahrt¬
richtung vor der Brücke , vom Brückenwärter eine entspre¬
chende Anweisung erhalten.

Für vorsätzliche oder fahrlässige Beschädigungen der
Brücken und Leitwerke sind Schiffer und Rheder ver¬
antwortlich.

8- 6.

Kommen mehrere Schiffe gleichzeitig vor einer Brücke
an , so bestimmt der Brückenwärter die Reihenfolge , in wel¬
cher sie die Brücke zu passiren haben . Wenn zu beiden
Seiten einer Brücke Schiffe auf das Durchfahren warten,
haben die mit dem Strom fahrenden Schiffe stets den
Vorrang.

8 - 7-

Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Vorschriften
oder die Anordnungen der dienstthuenden Wärter werden,
wenn nicht nach anderen Bestimmungen eine höhere Strafe
verwirkt ist , auf Grund des Z. 366 Ziffer 10 des Straf¬
gesetzbuchs mit Geldstrafe bis zu 60 ^ oder mit Haft bis
zu 14 Tagen bestraft.

8- 8.

Diese Bekanntmachung tritt am 1. December d. Js.
in Kraft . Mit demselben Tage wird die Ministerial-
Bekanntmachung vom 15 . April 1899 , betreffend Regelung
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des Schiffsverkehrs durch die Huntcbrückcn unterhalb Olden¬
burg , aufgehoben.

Oldenburg , den 4 . November 1902.

Staatsministerium,

Departement des Innern . Departement der Finanzen.

Willich . Ruhstrat.

Tenge.
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Inhalt:
M 100 . Bekanntmachung des Staatsministerinrns vom 30 . October

1902 , betreffend die Schulachtsordnung für das Herzogthnm
Oldenburg.

M 101. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 13. November
1802 , betreffend Anlage , Bau und Einrichtung von öffent¬
lichen und Privat -Kranken-, Entbindung ?- und Irren-
Anstalten.

102. Bekanntmachung des Staatsministeriums, Departement des
Innern , vom 15. November 1802, betreffend den Beitrag
zur Brandkasse für Strohhülsenfabriken.

100.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend die Schulachts¬

ordnung für das Herzogthum Oldenburg.
Oldenburg , den 30 . October 1902.

Im Höchsten Aufträge wird auf Grund Z. 78 der
Schulachtsordnuug für das Herzogthum Oldenburg vom
7. April 1899 Folgendes bestimmt:

Dem §. 61 der Schulachtsordnuug wird folgender Ab¬
satz3 hinzugefügt:

Die Oberschulkollegieu können mit Zustimmung des
Schulachtsausschusses von vorstehenden Kontrollvorschriften
Ausnahmen zulassen.

Oldenburg, den 30. October 1902.
Staatsministerium,

Departement der Kirchen und Schulen.
Ruhstra t.

Or. -̂Mutzenbecher.
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.N 101.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Anlage , Bau und

Einrichtung von öffentlichen und Privat -Kranken- , Entbindungs¬
und Irren -Anstalten.

Oldenburg , den 13 . November 1902.

Mit Höchster Genehmigung werden ans Grund des

Artikels 9 Z. 6 des Gesetzes vom 5 . Dezember 1868 , be¬

treffend die Organisation des Staatsministeriums , über An¬
lage , Bau und Einrichtung von öffentlichen und Privat-
Kranken - , Entbindungs - und Irren -Anstalten sowie für den

Umbau und die Erweiterung bestehender Anstalten die nach¬

stehenden Vorschriften erlassen:

I . Anlage und Bau.

Die Anstalt muß thunlichst frei und entfernt von Be¬

trieben liegen , welche geeignet sind , den Zweck der Anstalt

zu beeinträchtigen . Der Baugrund muß in gesundheitlicher
Beziehung einwandfrei sein . Mit der Anstalt muß ein Gar¬

ten zur Benutzung für die Kranken verbunden sein , dessen
Größe bei Irrenanstalten mindestens 40 ^ na für jedes

Krankenbett betragen muß.

8- 2.
Flur und Gänge müssen mindestens 2 m breit sein

und die Gänge in der Regel einseitig angelegt werden.

Mittelgünge sind nur unter der Bedingung zulässig , daß
sie reichliches Licht unmittelbar von außen erhalten , nicht

über 15 na lang , mindestens 2,50 m breit und gut lüftbar

sind . In Anstalten mit nicht mehr als 30 Betten genügt

eine Breite von 2 na für die Mittelgänge.
Jede Anstalt muß mit einer der regelmäßigen Nach¬

prüfung unterliegenden Blitzableiteranlage versehen werden.
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8 - 3.

1 . Die für die Aufnahme von Kranken bestimmten
Räume müssen mindestens 1 ra über dem höchsten bekann¬
ten Grundwasserstand liegen und in der ganzen Grundfläche
gegen das Eindringen von Bodenfeuchtigkeit gesichert sein.

2 . Krankenzimmer , welche das Tageslicht nuv von einer
Seite erhalten , dürfen nicht nach Norden liegen.

3 . Die Wände in Operations - und Entbindungszim¬
mern sowie in solchen Räumen , in welchen Personen mit
ansteckenden Krankheiten untergebracht werden , sind zur Er¬
leichterung der Desinfection glatt und bis zu einer Höhe
von mindestens 2 rn abwaschbar herzustellcn , auch müssen
die Fußböden in Operations - und Entbindungszimmcrn un¬
durchlässig , glatt und in den Ecken abgerundet sein.

8- 4.
Die Treppen sollen mindestens eine Gangbreite von

1,50 na erhalten und müssen , wenn sie zu Räumen führen,
die mit Kranken belegt werden , feuersicher hcrgestellt und
ebenso überdeckt werden . Die Treppen müssen Licht und

Luft in hinreichendem Maße von den Außeumauern erhalten.

8- 5.

Die Fensterfläche in den Krankenzimmern hat minde¬
stens V? der Bodenfläche zu betragen.

8- 6.
1. Die Zimmer sollen in . der Regel wenigstens eine

lichte Höhe von 3,7 ra besitzen.

2 . In Zimmern für mehrere Kranke ist für jedes Bett
ein Luftraum von mindestens 30 obwa erforderlich . In Ein¬
zelzimmern muß ein Luftraum von wenigstens 40odm vor¬
handen sein.

3 . In gemeinsamen Krankenzimmern müssen wenigstens
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7,5 ĉiQ, in Einzelzimmern mindestens 10 gm Bodenfläche
auf jedes Bett entfallen.

4. Für Kinderbetten kommen zwei Drittel des vor¬
stehend vorgeschriebenen Mindestmaßes an Luftraum und
Bodenflächc in Ansatz.

5. Für Irrenanstalten mit genügenden Tagcräume»
dürfen die unter 2 und 3 bestimmten Abmessungen um ein
Drittel ermäßigt werden, sofern die Räume nicht mit bett¬
lägerigen Kranken belegt werden.

Dasselbe gilt für solche Räume in allgemeinen Kran¬
kenhäusern, die ausschließlich von altersschwachen, nicht bett¬
lägerigen Personen bewohnt werden.

II. Innere Einrichtung.
8- 7.

In jeder Krankenanstalt muß für jedes Geschlecht min¬
destens ein geeigneter Tageranm für zeitweise nicht bettläge¬
rige, in gemeinsamer Pflege befindliche Kranke eingerichtet
werden.

8- 8.

In jedem Krankenzimmer muß an leicht sichtbarer Stelle
eine Tafel hängen, auf welcher mit deutlicher unverwisch¬
barer Schrift die Zahl der zulässigen Betten angegeben ist.

8- 9.

Alle Krankenzimmer sind mit genügenden Ventilations-
cinrichtnngen auszustatten, die Fenster der Krankenzimmer,
der von den Kranken benutzten Nebenränmc, Flnre und
Gänge müssen leicht zu öffnen sein und mit Lüftungsein¬
richtungen versehen werden.

8- 10.
Die Entwässerung und die Entfernung der Abfallstoffe

muß in gesundheitlich unschädlicher Weise erfolgen und zwar,
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wo eine Schwemmkanalisation fehlt, mittels Einführung des
Kübel- oder Tonnensystems.

In kleineren Anstalten mit nicht mehr als 50 Betten
ist die Anlegung von Abortsgruben, sofern deren Anlage
nach den Vorschriften der jeweilig geltenden Baupolizeiord¬
nungen überhaupt gestattet ist, in einem Abstand von wenig¬
stens 10 in von jedem Brunnen unter der Bedingung zu¬
lässig, daß ihre Sohle und ihre Umfassungswände aus Klin¬
kern mit Cementmörtel gemauert sowie mit einer Schicht
fetten Thones in einer Stärke von wenigstens 25 «na um¬
geben werden, oder daß gußeiserne Tanks in die Grube
eingelassen sind. Die Grube muß mittels Platten oder Ge¬
wölbe abgedeckt und mit einer außerhalb des Hauses liegen¬
den Reinigungsösfnung versehen werden, welche luftdicht zu
verschließen ist.

Ansteckungsverdächtige Auswurfstoffe müssen sofort un¬
schädlich beseitigt werden.

8. 11.

Das in der Anstalt benutzte Trinkwasser muß gesund¬
heitlich einwandfrei sein. Die Wasserbezugsquellesowie die
dazu gehörige Leitung sind nach Lage und Fassung gegen
jede Verunreinigung durch Krankheits- oder Abfallstoffe zu
sichern.

8- 12.

In jeder Krankenanstalt ist bei einer Belegzahl bis zu
30 Betten mindestens ein Baderaum für ein Vollbad, bei
einer größeren Belegzahl für mindestens je 30 Betten ein
Baderaum zu beschaffen.

8- 13-
In Krankenanstalten, in welchen chirurgische Operatio¬

nen ausgeführt werden, ist ein besonderes Operationszimmer
vorzusehen.
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In Entbindungsanstalten mit mehr als 4 Betten ist

ein besonderes Entbindungszimmer einzurichten.

III . Nebengebäude.

8- 14.

Für alle Anstalten ist eine geeignete Desinfeetionsein-

richtnng vorznschen , sofern nicht am Orte oder in dessen

Nachbarschaft eine öffentliche Desinfectionsanstalt zur Ver¬

fügung steht.

8 - 15.

Zur Unterbringung von Leichen ist in allen Anstalten

ein besonderer Raum herzustellen , welcher lediglich diesem

Zweck dient , einen eigenen Zugang besitzt und dem Anblicke

der Kranken möglichst entzogen ist.

IV . Unterbringung der Kranken.

8- 16.

In allen Anstalten müssen männliche und weibliche

Kranke , abgesehen von Kindern bis zu 10 Jahren , in ge¬

trennten Räumen , in Anstalten mit mehr als 50 Betten in

getrennten Abtheilungen untergebracht werden.

8- II.
Für Kranke , welche an ansteckenden , insbesondere akuten

Krankheiten leiden , sind in Anstalten mit mehr als 50 Bet¬

ten ein oder mehrere Absonderungshäuser , in kleineren An¬

stalten , soweit in diese solche Kranke ausgenommen werden,

mindestens abgesonderte Räume in den oberen und , wenn

möglich , in besonderen Stockwerken vorzusehen.

8. 18.

In allen öffentlichen sowie in Privat -Krankenanstalten

mit mehr als 50 Betten muß für die vorübergehende Unter-
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bringnng eines Geisteskranken ein geeigneter Raum mit der
erforderlichen Einrichtung vorhanden sein.

V . Schluß - und Strafbestimmungen.

8 - 19.

Die Vorschriften dieser Bekanntmachung erstrecken sich
nicht auf Miliairhospitäler und mit Ausnahme der KZ. 8
und 11 nicht auf bestehende Anstalten , unbeschadet des Rechts
der Medicinalbehörden , die Beseitigung vorhandener Mängel
zu verlangen . In bestehenden Anstalten müssen indessen in
Zimmern für mehrere Kranke für jedes Bett mindestens
24odw Luftraum und 6,5 grn Bodenfläche vorhanden sein.
Diese Abmessungen dürfen für bestehende Irrenanstalten
mit ausreichenden Tageräumen und für die in Z. 6 Ziffer 5
Schlußabsatz erwähnten Räume in vorhandenen Kranken¬
häusern auf 18 odin Luftraum und 5 gnr Bodenfläche er¬
mäßigt werden.

Die Bestimmungen sollen auch bei einem Umbau oder
einer Erweiterung bestehender Anlagen auf vorhandene Thcile,
welche vom Umbau nicht berührt werden , keine Anwendung
finden.

Ein Umbau oder Erweiterungsbau ist unzulässig , wenn
dadurch in den vorhandenen Theilen die den vorstehenden
Bestimmungen . nicht entsprechenden Zustände verschlechtert
werden.

8- 20.

Die Pläne für neu zu erbauende oder neu eiuzurich-
tende Kranken -, Entbindungs - und Irren -Anstalten , sowie
für Um - oder Erweiterungsbauten bestehender Anstalten sind,
sofern die Unternehmer nicht nach Z. 30 der Reichsgewerbe¬
ordnung einer Concessiou der höheren Verwaltungsbehörde
bedürfen , dem Staatsministerium , Departement des Innern,
zur Genehmigung einzureichen.
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Sämmtliche Pläne sind in zwei Exemplaren vorzulegen»

von denen das eine Exemplar zurückgegeben wird.

8- 21 .
Das Staatsministerium , Departement des Innern , ist

befugt , aus besonderen Gründen von einzelnen Bestimmungen

dieser Bekanntmachung Ausnahmen zuzulassen.

8- 22 .
Zuwiderhandlungen gegen diese Ministerialbekannt¬

machung werden , sofern nach den bestehenden Gesetzen keine
höhere Strafe verwirkt ist , mit Geldstrafe bis zu 150 ^
geahndet . Daneben ist die Behörde befugt , die Herstellung
vorschriftsmäßiger Zustände herbeiznführen.

Oldenburg , den 13 . November 1902.
Staatsministerium,

Departement des Innern.

Millich . _

Tenge.

102.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement des Innern,

betreffend den Beitrag zur Brandkasse für Strohhülsenfabriken.
Oldenburg , den 15. November 1902 .

Auf Grund der Artikel 1 Z. 3 d und 5 Z. 2 Z . 2 des

Gesetzes vom 15 . August 1861 / 3 . Mai 1897 , betreffend die
Oldenburgische Brandkasse , bestimmt das Staatsministerium:

Strohhülsenfabriken sollen als besonders feuergefährlich
gelten.

Für dieselben ist der dreifache Beitrag zur Brandkasse

zu leisten.
Oldenburg , den 15 . November 1902.

Staatsministerium,
Departement des Innern.

Millich . _

Tenge.
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Inhalt:
^1Z 103. Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg vom 24 . No¬

vember 1902 , betreffend Abänderung des Gesetzes für das
Großherzogthum Oldenburg vom 3. April 1894 , betreffend
das Gehaltsregulativ für den Civildienst.

104 . Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 24. November
1902 , betreffend Abänderung des Schulgesetzes für das Her¬
zogthum Oldenburg vom 1. April 1897.

M 103. Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 24. November
1902 , betreffend die Aufhebung der Erziehungs - und Besse¬
rungsanstalt in Vechta.

^ 103.
Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg, betreffend Abänderung des

Gesetzes für das Großherzogthum Oldenburg vom 3. April 1894^
betreffend das Gehaltsregulativ für den Civildienst.

Oldenburg , den 24 . November 1902.

2bir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen, Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz,
für das Grvßherzogthum Oldenburg, was folgt:
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Das dem Gesetze vom 3. April 1894, betreffend das
Gehaltsregulativ für den Civildieust, beigefügte Gehalts¬
regulativ wird dahin geändert, daß es zu 32 heißt:

2 Direktoren— 6000- 7000 . . . . 3 . . . . 500
und zu plZ 33 die Zahl 9 durch die Zahl 8 er¬
setzt wird.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglicheu Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlösse zu Oldenburg, den 24. No¬
vember 1902.

st.. 8.) Friedrich August.

Ruhstrat.

Or. Mutzenbccher.

104.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Abänderung des

Schulgesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom 1. April 1887.
Oldenburg , den 24 . November 1902.

8Äir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Herzogthum Oldenburg, was folgt:

Das Schulgesetz für das Herzogthum Oldenburg in der
Fassung vom 1. April 1897 erhält im Artikel 37, Z. 2,
als Absatz5 folgenden Zusatz:
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Bei der Berechnung des Wartegeldes und Ruhegehalts
wird diese Erhöhung stets zum Betrage von 120 ^ ein¬
gerechnet und der gleiche Betrag auch dem Diensteinkommen
aller übrigen Hauptlehrerstellen hinzugerechnet.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 24. No¬
vember 1902.

(O. 8.) Friedrich August.

Nuhstrat.

vr . Mutzenbecher.

105.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend die Aufhebung der

Erziehungs- und Besserungsanstalt in Vechta.
Oldenburg, den 24 . November 1802.

E § ir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog
von Schleswig, Holstein, Stormarn, der Dith¬
marschen und Oldenburg, Fürst von Lübeck und
Birkenfeld, Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Herzogthum Oldenburg, was folgt:

8. 1-

Die Erziehungs- und Besserungsanstalt in Vechta wird
aufgehoben.
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8- 2.

Der Zeitpunkt der Aufhebung wird durch Verordnung
bestimmt.

8- 3-
DaS zur Ausführung dieses Gesetzes weiter Erforder¬

liche erfolgt im Verwaltungswege.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrist
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 24 . No¬
vember 1902.

(U. 8 .) Friedrich August.

Nuhstrat.

vr . Mutzenbecher.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

nnv . Band . (Ausgegeben den 14. Decbr . 1902 .) 49 . Stück.

106. Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg vom 24 . Novem¬
ber 1902 , betreffend die Eheschließung von Ausländern.

107 . Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 9. December
1902 , betreffend die Aushebung der Jever 'schen Ersparungs¬
kasse.

108 . Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 9. December
1902 , betreffend Aenderung des Artikels 67 der Deichord¬
nung vom 8. Juni 1855.

109. Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 9. December
1902 , betreffend Aenderung des Gesetzes für das Herzog¬
thum Oldenburg vom 25 . Januar 1900 , betreffend die Er¬
richtung einer Landwirthschaftskammer.

M 110. Gesetz vom 9. December 1902 , betreffend Abänderung des
Gesetzes für das Herzogthnm Oldenburg vom 17. Juni 1896,
betreffend die Besoldnngsverhältnisse der bei der Verwal¬
tung der Zölle und in die Reichskaffe fließenden indirekten
Abgaben angestellten Beamten.

111 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 10. December
1902 über die Einführung der neuen Rechtschreibung in den
amtlichen Gebrauch der Behörden.

Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg , betreffend die Eheschließung
von Ausländern.

Oldenburg , den 24. November 1902.

Herzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog

Inhalt:

106.

Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß-



von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen

und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,

Herr von Jever und Kniphausen rc. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz

für das Großherzogthum Oldenburg , was folgt:

8. 1.
Wollen Ausländer oder Ausländerinnen im Gebiete

des Großherzogthums eine Ehe eingehen , so haben sie ein

Zeugniß der zuständigen Behörde des Staates , dem sie an¬

gehören , darüber beiznbringen , daß der Behörde ein nach

den Gesetzen dieses Staates bestehendes Ehehinderniß nicht

bekannt geworden ist.

8- 2.

Ausländer haben außerdem ein Zeugniß der zuständi¬

gen Behörde des Staates , dem sie angehöreu , darüber bei¬

zubringen , daß sie nach den Gesetzen dieses Staates ihre

Staatsangehörigkeit nicht durch die Eheschließung verlieren,

sondern auf ihre Ehefrau und ihre ehelichen oder durch die

nachfolgende Ehe legitimirten Kinder übertragen.

8- 3.
Die nach den W . l , 2 erforderlichen Zeugnisse müssen

von einem Konsul oder Gesandten des Reichs mit der Be¬

scheinigung versehen sein , daß die das Zeugniß ausstellende

Behörde für die Ausstellung zuständig ist.

Diese Borschrist findet auf solche Zeugnisse keine An¬

wendung , welche nach den Bestimmungen der Staatsverträge

über die Beglaubigung der von öffentlichen Behörden aus¬

gestellten Urkunden keiner Beglaubigung bedürfen.

8- 4.
Von der Vorschrift des § . 1 kann
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im Herzvgthum Oldenburg
das Staatsministerium, Departement der Justiz,

in den Fürstenthümern Lübeck und Birkeufeld
die Regierung

im einzelnen Falle , von der Vorschrift des ß. 2 kann das
Staatsministerium, Departement des Innern , im einzelnen
Falle oder für die Angehörigen eines ausländischen Staates
im allgemeinen Befreiung bewilligen.

8- 5.
Die für die Eheschließung von Ausländern bisher gel¬

tenden landesrechtlichen Vorschriften werden aufgehoben.
Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift

und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.
Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 24. No¬

vember 1902.
sU. 8.) Friedrich August.

Ruhstrat.

Dr . Mutzenbecher.

107.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Aufhebung der

Jever'schen Ersparungskasse.
Oldenburg, den 9. December 1902.

Eöir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen, Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. rc„
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verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Herzogthum Oldenburg, was folgt:

Einziger Artikel.
Die Jever'sche Ersparungskasse wird mit dem 1. Juli

1903 aufgehoben. Mit der Aufhebung geht ihr gesummtes
Vermögen auf die Ersparungskasse für das Herzogthum
Oldenburg über. In Betreff der Einlagen sind von dem
Tage des Ueberganges an lediglich die Bestimmungen der
letzteren Kasse maßgebend.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 9. De-
cember 1902.

«U. 8 .) Friedrich August.

Millich.
Tenge.

M 108.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Aenderung des Ar¬

tikels 67 der Deichordnung vom 8. Juni 1855.
Oldenburg , den 9. December 1902.

26ir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen rc. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Herzogthum Oldenburg, was folgt:



419

Einziger Artikel.

Der Artikel 67 der Deichordnnng wird dahin geändert,
daß unter Ziffer 1 zwischen die Worte „Wangerländischen"
und „Sielacht" die Worte „nnd Butjadinger" eingefügt
werden.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedrnckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 9. De-
cember 1902.

(O. 8.) Friedrich August.

Millich.

Tenge.

109.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Aenderung des Ge¬

setzes für das Herzogthum Oldenburg vom 25 . Januar 1900 , be¬
treffend die Errichtung einer Landwirthschaftskammer.

Oldenburg, den 9. December 1902.

2öir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog
von Schleswig, Holstein, Stormarn, der Dith¬
marschen und Oldenburg, Fürst von Lübeck und
Birkenfeld, Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Herzvgthum Oldenburg, was folgt:

Das Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom
25. Januar 1900, betreffend die Errichtung einer Land¬
wirthschaftskammer, erleidet die folgenden Abänderungen:



1. Im Artikel 21 Absatz6 werden die Worte : „durch
Permittelung der AmtSrecepturen" gestrichen.

2. Im Absatz 7 desselben Artikels werden die Worte:
„öffentliche Landessteuern" gestrichen und wird dafür das
Wort „Gemeindeabgaben" gesetzt.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Grofcherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 9. De-
cember 1902.

(O. 8 .) Friedrich August.

Millich.

Tenge.

110.
Gesetz, betreffend Abänderung des Gesetzes für das Herzvgthum Olden¬

burg vom 17. Juni 18S6, betreffend die Besoldungsverhältnisse
der bei der Verwaltung der Zölle und in die Reichskasse fließen¬
den indirecten Abgaben angestellten Beamten.

. Oldenburg, den S. December 1902.

26ir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re., ^

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Herzogthum Oldenburg, was folgt:
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Einziger Artikel.

Dem durch das Gesetz für das Herzogthum Oldenburg
vom 17 . Juui 1896 , betreffend die Besoldungsverhältniffe
der bei der Verwaltung der Zölle nnd in die Reichskaffe
fließenden indirekten Abgaben angestellten Beamten , erlasse¬
nen Gehaltsregulativ wird nachgefügt:

„Nr . 16 . Bootsführer . . 900 — 1200 . 3 . 100 " .

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 9 . De-
cember 1902.

(O. 8 .) Friedrich August.

Ruhstrat.

Stein.

111.
Bekanntmachung des Staatsnünisteriums über die Einführung der

neuen Rechtschreibung in den amtlichen Gebrauch der Behörden.
Oldenburg , den 10 . December 1902.

Die zwischen den deutschen Bundesregierungen verein¬
barte einheitliche Rechtschreibung wird nach Maßgabe der
im Aufträge des Staatsministeriums von der hiesigen
G . Stalling ' schen Buchhandlung (Max Schmidt ) heraus¬
gegebenen „Regeln für die deutsche Rechtschreibung nebst
Wörterverzeichnis 1902 " (Ladenpreis 15 mit dem 1. Ja¬
nuar 1903 in den amtlichen Gebrauch aller Behörden des
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Großherzogtums , insbesondere bei allen amtlichen Ver¬
öffentlichungen , cingeführt.

Oldenburg , den 10 . December 1902.

Staatsmimsterium.

Willich.

Or . Mutzenbecher.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

XHIV . Band. (Ausgegeben den 20. Decbr. 1802.) 50. Stück.

Inhalt:
M 112 . Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg vom 16. Decem-

ber 1602 . betreffend die Auslegung des Artikels 77 des
revidirten Staatsgrundgesetzes.

113 . Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg vom 17. De-
cember 1902 . betreffend die unwiderrufliche Anstellung von
Staatsdienern.

M 114 . Verordnung vom 18. December 1902 , betreffend Verlänge¬
rung und Vertagung des Landtages.

112.
Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg , betreffend die Auslegung

des Artikels 77 des revidirten Staatsgrundgesetzes.
Oldenburg , den 16. December 1902.

2öir Friedrich August , von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen rc. rc.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Großherzogthum Oldenburg, was folgt:

Die Vorschrift des Artikels 77 des revidirten Staats¬
grundgesetzes, daß Religionsgesellschaften Korporationsrechte
nur durch ein Gesetz erhalten können, bezieht sich nicht auf



den Erwerb der Rechtsfähigkeit auf dem Gebiete des bür¬
gerlichen Rechts.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlöffe zu Oldenburg , de» 16 . De-
cember 1902.

(U. 8 .) Friedrich August.

Ruhftrat.

vr . Mutzenbecher.

113.
Gesetz für das Großherzogthum Oldenburg , betreffend die unwiderruf¬

liche Anstellung von Staatsdienern.
Oldenburg , den 17 . December 1902.

2öir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Großherzogthum Oldenburg , was folgt:

Artikel 1.

Die Vorschrift im Artikel 8 Z. 2 des revidirten Civil-
staatsdienergesetzes vom 28 . März 1867 erhält folgende
Fassung:

Für diejenigen Dienststellen , welche die im K. 1
gedachte Ausbildung nicht erfordern , wird die uu-



widerrufliche Anstellung nach Ablauf einer neun¬
jährigen Dienstzeit ertheilt, falls sich nicht dagegen
aus dem bisherigen Verhalten des Betheiligten er¬
hebliche Bedenken geltend machen. Sind letztere
der Art. daß eine weitere Erprobung angemessen
erscheint, so kann die widerrufliche Anstellung Vom
Staatsministerinm auf bestimmte Zeit, jedoch auf
höchstens5 Jahre, verlängert werden.

Artikel 2.

Der Artikel 13 des Gesetzes vom 19. März 1883,
'betreffend die Organisation der Eisenbahnverwaltnng, sowie
der Artikel3 des Gesetzes vom 6. April 1894, betreibend
Abänderung der nach dem Gesetze vom 30. December 1890
erlassenen Bestimmungenn. s. w.. werden aufgehoben.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedrnckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 17. De¬
cember 1902.

ll- 8.) Friedrich August.

Wi l l i ch.

Or . Mutzenbecher.

1l4.
Verordnung , betreffend Verlängerung und Vertagung des Land¬

tages.
Oldenburg, den 18. December 1802.

Eöir Friedrich August, von Gottetz Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog



426

von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verordnen hierdurch was folgt:
Dü Dauer des gegenwärtig versammelten Landtages

wird bis zum 28. Februar k. I . verlängert.
Zugleich wird der Landtag im Einverständniß mit ihm

vom 19. Dezemberd. I . bis zum 20. Januar k. I . vertagt.
Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift

und beigedruckten Großherzoglicheu Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 18. De-
cember 1902.

lU. 8 .) Friedrich August.

Wi l l i ch.

Tenge.
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verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Großherzogthum Oldenburg, was folgt:

Artikel 1.

Im Artikel 181 ß. 2 des revidirten Staatsgrund¬
gesetzes des Großherzogthums Oldenburg vom 22. November
1852 werden hinter den Worten „der Landeskultur" die
Worte „oder der Industrie" eingeschoben.

Artikel 2.

Im Artikel 190 §. 1 des revidirten Staatsgrund¬
gesetzes werden die Worte „— drei Kalenderjahre—" er¬
setzt durch die Worte „— ein Kalenderjahr —".

Artikel 3.

Die Borschrift im §. 2 a der Anlage IV zum revidir¬
ten Staatsgrundgesetz ist dahin zu verstehen, daß der Pro¬
vinzialrath einmal im Jahre stets berufen werden muß,
während eine zweite Berufung, welche der erstgedachten
zeitlich auch vorangehen kann, dann zu erfolgen hat, wenn
2/z der Mitglieder des Provinzialraths darauf antragen.

Artikel 4.

Dieses Gesetz tritt mit dem Ablaufe der nächsten
Finanzperiode in Kraft.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels,

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 17. De-
cember 1902.

(O. 8.) Friedrich August.

Millich.
Tenge.



429

.M 116.
Gesetz für das Großherzogthuni Oldenburg , betreffend die Einführung

jährlicher ordentlicher Landtage.
Oldenburg, den 19. December 1902.

Ebir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg . Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Großherzogthum Oldenburg, was folgt:

Artikel 1.

Es sollen jährliche ordentliche Landtage stattfinden.

Artikel 2.

Die dreijährigen Wahlperioden des Landtags werden
beibehalten.

Artikel 3.

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetze vom
17. Decemberd. I ., betreffend Abänderung und Auslegung
des revidirten Staatsgrundgesetzes des Großherzogthums
Oldenburg vom 22. November 1852, in Kraft.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schluffe zu Oldenburg, den 19. De¬
cember 1902.

(O. 8.) Friedrich August.

Willich.
Tenge.
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^ 118.
Gesetz für das Grosiherzogthum Oldenburg , betreffend Abänderung der

Geschäftsordnung des Landtags.
Oldenburg , den 24 . Deeernber 1S02.

2bir Friedrich August, von Gottes Gnaden Groß¬
herzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen , Herzog
von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dithmarschen
und Oldenburg , Fürst von Lübeck und Birkenfeld,
Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Großherzogthum , was folgt:

Der Absatz 4 des § . 13 der Geschäftsordnung des Land¬
tags vom 22 . April 1853 erhält folgenden Zusatz:

Diese Befugnisse verbleiben ihm auch in der Zeit
zwischen den Landtagen.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedruckteu Großherzoglicheu Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , de » 24 . De-
cember 1902.

(O. 8 .) Friedrich August.

Will ich.

vr . Mutzenbecher.




	24. Stück, 19.01.1902
	Seite 159
	Seite 160
	Seite 161
	Seite 162

	25. Stück, 29.01.1902
	Seite 163
	Seite 164
	Seite 165
	Seite 166

	26. Stück, 07.02.1902
	Seite 167
	Seite 168
	Seite 169
	[Seite]

	27. Stück, 13.02.1902
	Seite 171
	Seite 172
	Seite 173
	Seite 174
	Seite 175
	Seite 176
	Seite 177
	Seite 178
	Seite 179
	Seite 180
	Seite 181
	Seite 182
	Seite 183
	Seite 184
	Seite 185
	Seite 186
	Seite 187
	Seite 188
	Seite 189
	Seite 190
	Seite 191
	Seite 192
	Seite 193
	Seite 194
	Seite 195
	Seite 196
	Seite 197
	Seite 198
	Seite 199
	Seite 200
	Seite 201
	Seite 202
	Seite 203
	Seite 204
	Seite 205
	Seite 206
	Seite 207
	Seite 208
	Seite 209
	Seite 210
	Seite 211
	Seite 212
	Seite 213
	Seite 214

	28. Stück, 14.02.1902
	Seite 215
	Seite 216
	Seite 217
	Seite 218
	Seite 219
	Seite 220
	Seite 221
	Seite 222
	Seite 223
	Seite 224
	Seite 225
	Seite 226
	Seite 227
	Seite 228
	Seite 229
	[Seite]

	29. Stück, 21.02.1902
	Seite 231
	Seite 232
	Seite 233
	Seite 234
	Seite 235
	Seite 236
	Seite 237
	Seite 238
	Seite 239
	Seite 240
	Seite 241
	Seite 242

	30. Stück, 08.03.1902
	Seite 243
	Seite 244
	Seite 245
	Seite 246

	31. Stück, 25.03.1902
	Seite 247
	Seite 248
	Seite 249
	Seite 250
	Seite 251
	Seite 252
	Seite 253
	Seite 254

	32. Stück, 04.05.1902
	Seite 255
	Seite 256
	Seite 257
	Seite 258
	Seite 259
	Seite 260
	Seite 261
	Seite 262
	Seite 263
	Seite 264
	Seite 265
	Seite 266
	Seite 267
	Seite 268
	Seite 269
	Seite 270
	Seite 271
	Seite 272
	Seite 273
	Seite 274
	Seite 275
	Seite 276
	Seite 277
	Seite 278

	33. Stück, 25.05.1902
	Seite 279
	Seite 280
	Seite 281
	Seite 282

	34. Stück, 20.06.1902
	Seite 283
	Seite 284

	35. Stück, 29.06.1902
	Seite 285
	Seite 286
	Seite 287
	Seite 288
	Seite 289
	Seite 290
	Seite 291
	Seite 292
	Seite 293
	Seite 294
	Seite 295
	Seite 296
	Seite 297
	Seite 298
	Seite 299
	Seite 300
	Seite 301
	Seite 302
	Seite 303
	Seite 304
	Seite 305
	Seite 306
	Seite 307
	[Seite]
	Seite 309
	Seite 310
	Seite 311
	Seite 312
	Seite 313
	Seite 314
	Seite 315
	Seite 316
	Seite 317
	[Seite]
	Seite 319
	Seite 320
	Seite 321
	[Seite]
	Seite 323
	Seite 324
	Seite 325
	Seite 326
	Seite 327
	Seite 328
	Seite 329
	Seite 330
	Seite 331
	Seite 332
	Seite 333
	Seite 334
	Seite 335
	[Seite]

	36. Stück, 02.07.1902
	Seite 337
	Seite 338
	Seite 339
	Seite 340
	Seite 341
	Seite 342
	Seite 343
	Seite 344
	Seite 345
	Seite 346
	Seite 347
	Seite 348
	Seite 349
	Seite 350
	Seite 351
	Seite 352
	Seite 353
	Seite 354
	Seite 355
	Seite 356
	Seite 357
	Seite 358
	Seite 359
	[Seite]

	37. Stück, 08.07.1902
	Seite 361
	Seite 362

	38. Stück, 25.07.1902
	Seite 363
	Seite 364
	Seite 365
	Seite 366
	Seite 367
	Seite 368
	Seite 369
	[Seite]

	39. Stück, 16.08.1902
	Seite 371
	Seite 372
	Seite 373
	Seite 374

	40. Stück, 26.08.1902
	Seite 375
	Seite 376
	Seite 377
	Seite 378

	41. Stück, 04.09.1902
	Seite 379
	Seite 380

	42. Stück, 04.10.1902
	Seite 381
	Seite 382

	43. Stück, 17.10.1902
	Seite 383
	Seite 384
	Seite 385
	Seite 386
	Seite 387
	Seite 388
	Seite 389
	Seite 390

	44. Stück, 19.10.1902
	Seite 391
	Seite 392

	45. Stück, 29.10.1902
	Seite 393
	Seite 394
	Seite 395
	Seite 396

	46. Stück, 11.11.1902
	Seite 397
	Seite 398
	Seite 399
	Seite 400
	Seite 401
	Seite 402

	47. Stück, 22.11.1902
	Seite 403
	Seite 404
	Seite 405
	Seite 406
	Seite 407
	Seite 408
	Seite 409
	Seite 410

	48. Stück, 27.11.1902
	Seite 411
	Seite 412
	Seite 413
	Seite 414

	49. Stück, 14.12.1902
	Seite 415
	Seite 416
	Seite 417
	Seite 418
	Seite 419
	Seite 420
	Seite 421
	Seite 422

	50. Stück, 20.12.1902
	Seite 423
	Seite 424
	Seite 425
	Seite 426

	51. Stück, 31.12.1902
	Seite 427
	Seite 428
	Seite 429
	Seite 430
	Seite 431
	[Seite]


